
		
			[image: Titelbild]
		

  [image: Logo Westend Verlag]


  Ebook Edition


		
			Ulrike Guérot

			ZeitenWenden

			Skizzen zur geistigen Situation der Gegenwart

		

				[image: Logo Westend Verlag]


		
			Impressum

			Mehr über unsere Autoren und Bücher:

			www.westendverlag.de

			Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar. 

			Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung ist ohne Zustimmung des Verlags unzulässig. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

			ISBN: 978-3-98791-085-2

			2. Auflage 2025

			© Westend Verlag GmbH, Waldstr. 12 a, 63263 Neu-Isenburg

			Lektor: Tobias Keil

			Umschlaggestaltung: Buchgut, Berlin

		


  
    Inhalt

    
      	
        Titelbild
      

      	
        Ein Spaziergang durch die Republik
      

      	
        Zeitenwende: Was soll das sein?
      
        	
          Von verlorenen Koordinaten
        

        	
          Wie Kafkas Käfer …
        

        	
          »Artikelgesetz Zeitenwende«
        

        	
          Der Zugriff der Geschichte
        

        	
          Geschichte ist geronnene Zeitenwende
        

        	
          Nichts ist für die Ewigkeit
        

      

      

      	
        Adieu, Vernunft
      
        	
          Das Zeitalter der *Geist*losigkeit
        

        	
          Mit Herz und Verstand
        

        	
          Gebrochenes Denken
        

        	
          Wir begreifen nichts mehr
        

        	
          KI und Unvernunft
        

        	
          Von der Zivilisation zur Mensch-Maschine
        

        	
          Die verlorene Dimension
        

        	
          Form Follows Function – oder: Nur noch Oberfläche
        

        	
          Emanzipation und Militär – oder: woker Krieg?
        

        	
          Vom Wischen ohne Denken – oder: Von der Wissenschaft zur Ideologie
        

        	
          Vertrauen als Kitt
        

        	
          Die Abschaffung der Frau
        

      

      

      	
        Adieu, Demokratie
      
        	
          Heimlich, still & leise
        

        	
          Stasis – über gesellschaftliche Stockung
        

        	
          Von der Agora zum Domus
        

        	
          Wer ist der Souverän?
        

        	
          We, the people oder über die illiberale Demokratie
        

        	
          Das Florett des Rechtspositivismus
        

        	
          Partizipation als Substitut
        

        	
          Räterepublik?
        

        	
          Ausverkauf der Republik
        

        	
          »Die Menschen in diesem Lande«
        

        	
          Von Krieg und Familie
        

        	
          Vom Krieg zur libertären Sprengung des Staates?
        

        	
          Modewort Libertär
        

        	
          Vom Adel zum Parvenü – oder: vom Geld ohne Geist
        

        	
          Von lechts und rinks – oder: vom bürgerlichen Block
        

      

      

      	
        Adieu, Europa
      
        	
          Von Mergers and Acquisitions in der Staatenwelt
        

        	
          Aus USA und EU mach USAEU?
        

        	
          Karten werden neu gezeichnet …
        

        	
          … und neu gemischt
        

        	
          Hochmut kommt vor dem Fall
        

        	
          Catch me if you can
        

        	
          »Dark MAGA Assemble«
        

        	
          Über State Crafting & Stablecoins
        

        	
          Geld bedeutet Krieg und Krieg bedeutet Geld
        

        	
          Quo vadis Europa?
        

        	
          Die Rückkehr der Geschichte
        

        	
          Der transatlantische Bürgerkrieg
        

        	
          Die Pensée Unique am Ende der Geschichte
        

        	
          Die Straße kippt immer nach rechts …
        

        	
          Liberalismus im Panzerschrank
        

        	
          Politischer Stellungskrieg
        

        	
          The Politics of Blind Spots
        

        	
          Alter Wein in neuen Schläuchen?
        

        	
          Von politischer Hardware und Software
        

        	
          Szenenwechsel
        

        	
          Europa aus der Idee des Widerstands
        

        	
          Europa als Brückenkopf
        

        	
          Die verkannten Bürger
        

        	
          Der Bruch der eigenen Erzählung
        

        	
          Europäisches Lebensglück in der Verteidigung?
        

        	
          Die EU als Staat?
        

        	
          Ein anderes Europa
        

        	
          Wer will den Krieg?
        

        	
          Vom Spielen und vom Krieg
        

        	
          Der europäische Wiederholungszwang
        

        	
          Europa als große Schweiz
        

        	
          Die Neubestimmung der transatlantischen Beziehungen
        

        	
          Europa in der multipolaren Welt
        

        	
          Statt Ende der Geschichte die Rückkehr der Geschichte
        

        	
          Vom Marktbürger zum europäischen Bürger?
        

        	
          Drei Dinge braucht Europa
        

      

      

      	
        Eine kleine Hausordnung für die Republik
      

      	
        Literatur zum Weiterlesen
      

      	
        Anmerkungen
      
        	
          Ein Spaziergang durch die Republik
        

        	
          Teil I – Zeitenwende: Was soll das sein?
        

        	
          Teil II – Adieu, Vernunft
        

        	
          Teil III – Adieu, Demokratie
        

        	
          Teil IV – Adieu, Europa
        

      

      

    

  

		Navigationspunkte

			
					Titelbild

					Inhaltsverzeichnis

			

		

		
			Gewidmet dem Frieden & der Freiheit in Europa

			Für meine beiden Söhne Félix & Maxime

			Und für alle Söhne der Frauen in Europa, 

			der Ukraine und Russland, Gaza und Israel, im Jemen und Sudan und sonst wo auf der Welt

			»Nicht müde werden, sondern dem Wunder leise, wie einem Vogel, die Hand hinhalten«

			Hilde Domin






			Ein Spaziergang durch die Republik

			»Ich hoffe immer noch, dass die Staatsmacht endlich aufhört, sich wie das hässliche Mädchen zu verhalten, das den Spiegel zerschlägt, in der Meinung, er sei schuld an seinem Aussehen.«

			Vaclav Havel vor Gericht, 1989

			Das Manuskript zu diesem Buch ging am 2. Mai 2025 in Druck. Alles, was seither geschehen ist in diesen Zeiten, in denen die Geschichte – und mit ihr wahlweise hilf- oder verantwortungslose Politiker – mit Siebenmeilenstiefeln durch unser aller Leben trampelt, konnte nicht berücksichtigt werden. Vielleicht ist zu dem Zeitpunkt, an dem Sie dieses Buch lesen, schon alles wieder ganz anders!

			Zu Beginn meiner Skizzen möchte ich kurz erzählen, was ich alles in den gut zwei Jahren nach meinem recht spektakulären Rauswurf von der Universität Bonn und eigentlich auch aus der guten Gesellschaft als Schwurblerin oder neuerdings als Rechte erlebt habe, erst in den Corona-Jahren, dann in den ersten beiden Kriegsjahren. Es war viel Schönes! 

			Zuvor muss ich erwähnen, dass ich in vielerlei Hinsicht kein bundesrepublikanisches Durchschnittsleben gelebt habe. Ich war lange Jahre im Ausland (Paris, Washington, Brüssel, New York, Wien), habe kein Reihenhaus, kein Auto und keine Kaffeemaschine. Allein das zeigt eine gewisse Differenz zu dem, was man gemeinhin als normal erachtet. Und natürlich bin ich Akademikerin und hatte zuvor die normalen Leute – Handwerker, Kassiererinnen, Taxifahrer – genau als das wahrgenommen, was sie sind: Werktätige. Jedenfalls hatte ich, wie die meisten Akademiker, keine sozialen Kontakte oder Freundschaften mit Nicht-Akademikern. Es ist mir auch nicht aufgefallen. Im deutschen Osten war ich in meinem europäischen Leben seit 1989 eher selten. 

			Von heute auf morgen ein stattliches Gehalt zu verlieren und sich beim Arbeitsamt melden zu müssen, hat etwas Heilsames. Man hat interessante Begegnungen und lernt sehr viele, super-sympathische, hilfsbereite, engagierte, interessierte Leute kennen, in allen möglichen sozialen Zusammenhängen, einfach, weil man mal rauskommt aus seinem Milieu. Ich bin dankbar für diese Jahre, denn sie sind mir zu einem unvergleichlichen Erfahrungsschatz geworden! 

			Hier möchte ich, statt namentlicher Danksagungen am Ende des Buches, eine Hommage an diese Bürger und Bürgerinnen der Bundesrepublik machen und diese Hommage mit meinem allergrößten Dank an all jene verbinden – sicher Tausende von Personen –, denen ich in den letzten drei Jahren unverhofft begegnet bin, die bei meinen Vorträgen waren oder die meine Videos anschauen, die ein Selfie mit mir wollten, die mich auf der Straße oder im Café angesprochen haben, um mir für meine Arbeit oder Worte zu danken, die ein signiertes Buch von mir wollten oder die mich bei meinem Crowdfunding für meine Anwaltskosten im Frühjahr 2024 oder anderweitig unterstützt haben. 

			Es gab so viel Schönes, Wahrhaftiges und Echtes in diesen Jahren! Mitbürger, Fremde schickten mir Geschenke – Honig, selbstgemachte Leberwurst, Vitamintabletten, Tee oder selbstgestrickte Strümpfe. Viele sind jetzt in meinem Adressbuch, von Neuss bis Halle und Zürich, von Kiel über Duisburg nach Dinkelsbühl bis weiter nach Salzburg. Personen, denen ich sonst nie begegnet wäre, deren Bekanntschaft ich aber nicht missen möchte. Es ist, als hätte ich mein Land erst jetzt richtig kennengelernt. 

			Diese Bürger – nicht die Regierung! – sind die Hefe, die diese Republik aus dem Mehltau, der sie aktuell umgibt, wieder befreien und zum Blühen bringen werden! Sie machen unideologische, fleißige und unbezahlte/unbezahlbare Aufklärungsarbeit zu Corona, denn, wie jeder inzwischen weiß, haben die Querdenker inzwischen mit so gut wie allen vermeintlichen Verschwörungen Recht behalten. Diese Bürger organisieren jetzt Friedensbewegungen, denn der scheinbar notwendige Krieg ist die nächste Lüge. Vor allem die Bürger der ehemaligen DDR weben derzeit in unzähligen, privaten und liebevollen Initiativen freundschaftliche und familiäre Bande zwischen Deutschland und Russland und sorgen für das biographische und intergenerationelle Gewebe, das kein Stacheldraht dauerhaft wird trennen können. Die Ostdeutschen wissen auch noch, dass im letzten Krieg nicht nur 6 Millionen Juden, sondern auch 27 Millionen Russen zu Tode gekommen sind, die Erinnerungskulturen in Ost und West sind distinkt unterschiedlich. 

			Insgesamt wird viel nachgedacht über neue Konzepte des gesellschaftlichen Zusammenlebens: über ein anderes Geldsystem, eine andere Schule, ein anderes Gesundheitssystem oder bessere Nahrungsmittel in unseren Supermärkten. Die Aktivitäten der jungen Generation, die jetzt wie Fabian Kowalik, ein einflussreicher Ernährungsberater auf TikTok, längst ihre neue Welt baut, sind hier sehr aufschlussreich: dutzendweise Videos dieser sympathischen Jugend, die mit ihren gekonnten Kurzvideos spielerisch die Werbung für schlechte Konsumgüter und die Politik gleichermaßen dekonstruiert, zum Beispiel in den KI-animierten Shorts »Zirkus Germania«. Das kann einem großes Vertrauen einflößen, dass sich die Dinge in diesem Land doch noch mal ändern, und vielleicht schon bald!

			Dort, bei diesen Bürgern, liegen so viel Wissen und Güte, Engagement und Schaffenskraft, liegen Ideen und Papiere, die zu übersehen sich keine Regierung leisten kann! Dieses Land ist im Umbruch und wird wieder auf die Füße kommen, aber nicht durch die Regierung Merz oder die 800 Milliarden, sondern weil diese Bürger längst wie Maulwürfe die Erde umgepflügt und ihre Projekte wie Blumenzwiebeln als Saat in die Erde gelegt haben.

			Ich habe auch bemerkt, welche Mauern ich noch im Kopf hatte. Habe gesehen, wie vor der Tür schon viele andere Ausgestoßene standen, deren Ausstoß oder Ausschluss ich zuvor nicht bemerkt hatte oder nicht bemerken wollte. Welche Framings mir eingeflößt waren. Mit wem man sich am besten wirklich nicht trifft, rechts, ganz extrem, ganz schlimm. Nach zwei Jahren kann ich berichten, dass die meisten Personen, über die derlei erzählt wird – wenn man sie dann doch trifft, ihnen die Hand schüttelt und mit ihnen spricht –, meist sympathisch sind, höflich noch dazu. Oft verletzt durch die Ausgrenzung. Kränkung verbindet. Es schafft eine Art Partisanen-Verbindung. Ich habe mit Querdenkern, Aluhüten, Lumpenpazifisten, Reichsbürgern, Randständigen aller Art und AfD-Politikern gelacht und Schweinebraten gegessen, gefeiert oder getanzt. Ich war bei der Erasmusstiftung und habe dort mit Bürgern diskutiert. Das Gleiche habe ich mit Linken gemacht, gar mit Kommunisten oder Anarchisten, zum Beispiel im Café Laidak in Berlin-Neukölln. Oder mit Katholiken, den echten, die die Messe noch auf Latein halten. Ich habe gestritten und argumentiert – über Klima, Abtreibung, Migration, die Nation oder den Krieg – und immer etwas dazugelernt, vor allen Dingen andere Ansichten. Das Gleiche habe ich, wann immer es ging, mit Migranten, Pennern und Obdachlosen gemacht, die Berliner S-Bahn bietet sich an, es sind alles sehr dankbare Gesprächspartner. Manchmal war ich überrascht, welcher Zahnlose mit Lidl-Tüte oder Busfahrer oder Taxifahrer oder Schaffner mich erkannte. Ich habe viele Bürger kennengelernt, die ich ohne diese ganzen Ereignisse nie getroffen hätte, und bin froh darüber, denn jetzt weiß ich mehr über dieses Land und seine Leute, vor allem über ihre Gedanken und Sorgen. Zum Beispiel über die Nöte der Mitarbeiter vom sogenannten Job-Center, denen für ein Beratungsgespräch offiziell ganze 30 Minuten bewilligt werden. 

			All diese Bürger, jung wie alt, machen keine CumEx-Geschäfte, haben keine Masken-Skandale oder Graichen-Affären zu verantworten, haben keine Panama-Papers und bedienen sich nicht schamlos in Millionenhöhe an fragwürdigen Investitionsfördertöpfen aus dem Wirtschaftsministerium für irgendwelche Start-ups, die sie dann in den Sand setzen – was inzwischen eine Art »Geschäftsmodell« für Kinder aus besserem Haus zu sein scheint. Denn natürlich muss das Geld nicht zurückgezahlt werden. Der Fisch stinkt immer vom Kopf, sagt man. 

			Vor allem habe ich endlich, endlich einmal den deutschen Osten kennengelernt und dort fast überall engagierte Bürger getroffen, die noch einen ganz anderen Begriff von bürgerlichem Engagement haben, oft mehr als die Leute im Westen. Der deutsche Osten scheint mir heute die Herzkammer der Republik zu sein, da, wo nicht denunziert wird, da, wo man Spitzel-Methoden schon kennt, da, wo der Sozialismus – wie schlecht auch immer er war – noch residuale Formen von Gemeinschaft und sozialer Sorge hinterlassen hat, die mir in dieser Form im Westen seit langem nicht mehr begegnet sind. In Erfurt, Weimar, Halle oder Dresden scheint die Welt noch halbwegs in Ordnung, jedenfalls mehr als in Recklinghausen oder Frankfurt am Main.

			Das bestätigen auch die Erfahrungsberichte, die Claus M. Wohlschlag 2024 in einem wunderbaren Buch versammelt hat: Meinung, Pranger, Konsequenzen. Zweiundzwanzig Fälle. In einem dazu kursierenden Video-Short äußert sich Michael Beleites dazu wie folgt: »Es gab auch in der DDR inszenierte Verleumdung, aber es gab nur ganz wenige, die das geglaubt haben, und noch viel weniger, die das von sich aus verstärkt und noch einen draufgesetzt haben. Heute ist es die Mehrheit, die es glaubt, wenn einer denunziert wird, die das noch verstärkt und von sich aus einen draufsetzt.«1 Es ist der entscheidende Unterschied zwischen der Bundesrepublik und der DDR, dass die Bürger in der DDR wussten, dass sie politisch belogen wurden, während die meisten in der (alten) Bundesrepublik Deutschland dachten oder denken, das könne ihnen nie passieren! 

			Selten galt Aischylos so sehr wie in der besten Bundesrepublik aller Zeiten: Es ist des Menschen Charakter, den, der fällt, noch zu treten. Allen selbsternannten Moralisten, Besserwissern, Guten, Wahrheitswächtern, Trollen, Plagiatsjägern, Denunzianten & Fakten-Checkern rufe ich daher zu: Wer in diesem Buch akribisch Fehler sucht, wird welche finden.2 Wer die Dinge anders sieht, darf das gerne tun. Verleumdet mich! Stellt mich bloß! Es ist mir egal! Aber bedenkt bitte in eurer Tadellosigkeit die drei Finger, die auf euch zurückzeigen. Dieses Buch ist mein freistes Buch, denn ich habe, wie die großartige Janis Joplin damals gesungen hat, nicht mehr viel zu verlieren, nothing left to lose. Ich habe in den Jahren ab 2022 nach zwei Büchern, die irgendwie nicht sein durften, gelernt, dass Geld nicht wichtig ist und man für Geld seine Wahrhaftigkeit und Würde niemals aufs Spiel setzen sollte. Ich habe gelernt, auf die Meinungen anderer über meine Person zu pfeifen. Es waren viele, sehr viele, die in den vergangenen Jahren wieder und wieder irgendein Stückchen aus meinem Leben hervorgekramt haben, um sich per Fingerzeig daran zu ergötzen. 

			In jenen Jahren haben mich die Niedertracht und Bösartigkeit im Internet überrascht – und angestrengt. Ich habe mit Erstaunen vermerkt, welche Nichtigkeiten auf einmal auf meinem Wikipedia-Account zu lesen waren, sogar über meine Familie. Lange Monate konnte oder musste ich beobachten, wie Trolle mich verfolgten (bald kannte ich die einschlägigen Account-Namen auf X oder LinkedIn), über lange Zeit wurde jedes Posting von mir in Sekundenschnelle hämisch kommentiert. Ich habe aufgegeben mich zu fragen, ob diese Personen damit beauftragt waren (und wenn ja, von wem und warum?) oder ob es KI-gesteuerte Bots waren: Es hat inzwischen aufgehört und es fühlt sich so an, als ob kläffende Kampfhunde endlich von meiner Wade abgelassen haben. Uff!

			Diese Formen der bewussten, emotionalen Spaltung von Bürgern haben offenbar nur die Funktion einer Ablenkung vom Eigentlichen und die Verhinderung von Solidarisierung jeder Art.

			Es waren die Intellektuellen, die das sogenannte Volk, eigentlich aber alle Bürger im Stich gelassen haben, als es in den letzten Jahren darum ging, erst die Freiheit, dann den Frieden zu verteidigen, ganz wie Julien Benda es in La trahison des clercs von 1927 geschrieben hat. Das Buch ist bedrückend aktuell. »Alle politischen Ideologien beanspruchen heute, auf Wissenschaft zu beruhen«, schrieb Benda schon damals, vor knapp einhundert Jahren (S. 99, dt. Ausgabe). Es sind Wissenschaftler, die mit Klima- oder Corona-Studien um sich werfen und damit Dystopien zementieren, anstatt an die Kreativität und die Fülle des menschlichen Lebens zu glauben. Es sind die Intellektuellen, die jene Diskurse von Identität, Gender oder Diversity erfunden haben, um über Class und Chancengerechtigkeit nicht mehr reden zu müssen. Es sind die Intellektuellen oder die Kulturschaffenden, die mit Trigger-Warnungen und Ähnlichem die Infantilisierung der Gesellschaft mitbetreiben und dabei Grundprinzipien des Humanismus verraten, zum Beispiel, dass wehrhafte, mündige, aufgeklärte Bürger wissen, was sie tun. Die Shitbürger, wie Ulf Poschardt schreibt, sind es auch, die Anstand, Fleiß und Ehrlichkeit verraten haben, aus denen aber der Kitt gemacht ist, der eine Republik zusammenhält. 

			Und es sind genau diese Leute, die Shitbürger, die in den vergangenen Jahren nicht mehr mit mir reden wollten, weil ich zu Corona dies, zur Ukraine jenes und zu Gaza wieder dies gesagt habe. Wer nicht mehr mit mir reden wollte, waren diejenigen, die von sich meinen, sie seien die Guten, die Toleranten oder die Liberalen. Und die meistens am Ende Punkt sagen. Punkt. Da gibt es nichts zu diskutieren. Wenn du das nicht auch so siehst, dann kann ich dir nicht helfen. Wer nicht mit mir von Angesicht zu Angesicht reden oder diskutieren wollte, trotz mehrfacher Aufforderung oder Einladung, waren diejenigen, die mich am meisten auf sozialen Medien ausgegrenzt oder diffamiert hatten: die dressierte Antifa, die Jusos in Bonn, der AStA, die Fachschaft oder das StuPa. Oder auch FDP-Abgeordnete, also die ganz besonders Liberalen. Oder Personen, die Kontaktaufnahme per Mail abgewiegelt haben, zum Beispiel ein Professor und ehemaliger Kollege mit den Worten: »Ich nobilitiere(!) dich doch nicht durch ein Gespräch mit mir.« Oder eine Literaturagentin, die in Berlin einmal demonstrativ ein Restaurant verlassen hat, als sie mich erblickte. Voilà, die vornehme Gesellschaft auf dem Höhepunkt ihres moralischen Dünkels! Mögen es Einzelfälle bleiben, denn sie künden von nichts Gutem außer von der Stasis!

			Gelandet sind wir, vor allem durch das Wegschauen des verbeamteten Bürgertums, in einer quasi kindischen Gesellschaft, die nur noch Schutz und Prävention sucht, von der Mammographie bis zum Bunker, die Gebrauchsanleitung in leichter Sprache dazu. Bürger aber sind nicht Menschen in diesem Lande, die mit hysterischen Angstdiskursen aller Art von Klima bis Krieg dahin geschubst werden sollen, wo man sie haben will: Sie sind im Gegenteil das Rückgrat der Republik. Sie wollen Respekt, Hoffnung, Sinn, Zukunft, Perspektive, Aufgabe und Teilhabe, aber keine Angstdiskurse und Hysterie. 

			Ich freue mich auf den Moment, in dem dieses Land – hoffentlich bald – wieder zur Räson kommt, eine seriöse Corona-Aufarbeitung beginnt und in einem Atemzug den Schalter von Kriegstüchtigkeit auf Friedfertigkeit umstellt. Kurz: in dem die Bundesrepublik sich wieder auf Freiheit, Frieden und Europa konzentriert anstatt auf Überwachung, Krieg und nationale Schließung. Manchmal habe ich den Eindruck, man müsse nur mal einen Stecker ziehen, dann kommen alle wieder runter, wie nach einem schlechten LSD-Trip.

			Denn Räson brauchen wir dringender denn je, stehen wir doch an einer Zeitenwende. Und es gäbe einiges ernsthaft zu diskutieren. Deshalb nehme ich Sie nach meinem persönlichen Spaziergang mit zu einem Streifzug durch ebenjene Zeitenwende.

			In diesem Buch wird sich in Teil I der Zeitenwende als solcher genähert. Anschließend wird in Teil II versucht, die epistemischen Drehungen zu skizzieren, durch die die deutsche wie allgemein die westlichen Gesellschaften die Vernunft verloren haben. Teil III erklärt, warum die Demokratie darum nicht mehr funktionieren kann und warum wir uns – Teil IV – darum jetzt anschicken, Europa und seine zivilisatorischen Errungenschaften in einem Krieg zu zerstören.

			






			Teil I





Zeitenwende: Was soll das sein?

			Von verlorenen Koordinaten

			Die meisten Menschen lokalisieren sich nicht in größeren Raum- und Zeitdimensionen. Wer denkt schon morgens darüber nach, dass es woanders auf der Welt nicht so ist wie im eigenen Reihenhaus in der Kleinstadt oder in der Mietwohnung in der Großstadt? Die meisten Menschen denken nicht über das Leben jenseits ihrer vier Wände nach, geschweige denn jenseits der Landesgrenzen – und meist auch nicht darüber, ob gerade ein autoritäres Regime aufzieht wie Gewitterwolken am Horizont. Wer in Flensburg aufwacht, den dürfte kaum interessieren, ob am Bodensee die Sonne scheint. 

			Dass die meisten Landesgrenzen früher anders gezogen waren, dass man vor wenigen Jahrzehnten noch nicht in einer »Demokratie« gelebt hat, dass es Könige gab und gibt, Freiheit und Friede keine Selbstverständlichkeiten sind, dass das Geld vor 35 Jahren noch nicht Euro hieß und das Internet, so wie wir es heute kennen, erst rund fünfundzwanzig Jahre alt ist: Das alles überdenken die meisten nicht täglich auf ihrem Weg von zuhause ins Büro. Wenn sie es überhaupt je einmal überdenken: Wo komme ich her? In welche Familie, Stadt, Zeit, in welches System hinein bin ich geboren? Kann ich davon ausgehen, dass mein Umfeld, so wie ich es kenne, ein Leben lang stabil sein wird? Und was, wenn nicht?

			Doch selten waren die berühmten vier Fragen von Immanuel Kant so aktuell wie heute:

			Was kann ich wissen?

			Was soll ich tun?

			Was darf ich hoffen?

			Was ist der Mensch?

			Heute weiß Google, ChatGPT oder die Cloud alles, tun muss man möglichst wenig, hoffen darf man kaum noch etwas und der Mensch fusioniert gerade mit der Maschine. Intelligente Menschen beantworten fast täglich die Frage »Ich bin ein Mensch«, wenn sie sich in irgendein Sicherheitssystem im Internet einwählen und demonstrieren sollen, dass sie eben ein Mensch und kein Roboter sind. Allein damit ist die Selbstverständlichkeit des Menschseins verloren gegangen, und keiner hat es bemerken wollen. Man stelle sich vor, jemand wäre in den 1970er Jahren auf Sie zugekommen und hätte Sie auf der Straße gefragt: Sind Sie ein Mensch? Was hätten Sie geantwortet? 

			Insofern sind wir wohl tatsächlich in einer Zeitenwende, aber in einer, die etwas anderes ist als nur ein Euphemismus für Krieg. Erzählt wird derzeit, dass die Zeitenwende Krieg bedeutet: Wegen Putin oder Trump ist jetzt alles anders. Das soll wohl von den ganz grundsätzlichen gesellschaftlichen Veränderungen ablenken, die gerade gleichsam »unter Deck« passieren. Denn genau das ist ein Krieg: ein fundamentaler Reset für eine Gesellschaft, eigentlich eine Art Ablenkungsmanöver. Wenn eine Gesellschaft in ihren Gewohnheiten umgepflügt werden soll, wenn Dinge durchgesetzt werden sollen, auf die sich freie, denkende, gleichberechtigte und mündige Bürger niemals einlassen würden, dann wird eben Krieg gemacht oder sonst ein Notstand ausgerufen. Krieg ist das Projekt zur Beschneidung – oder zur vollständigen Entsorgung? – des Sozialstaates zugunsten des militärisch-industriellen Komplexes.

			Der brillante Johannes Agnoli hat schon 1967 in seinem Klassiker »Die Transformation der Demokratie« konstatiert, dass eine »oligarchisch-autoritäre Praxis« immer dann einen Notstand erzeugt, wenn ein erwünschter technologischer, meist repressiver Wandel in der Gesellschaft ansonsten nicht schnell genug durchgesetzt werden könne (S. 51). Wenn jeder mit Inflation zu kämpfen, gar Hunger hat bzw. die Heizungsrechnung nicht bezahlen kann, dann werden Bürger in verschiedenen Formationen gegeneinander aufgebracht, um die gesellschaftliche Solidarität zu sprengen. In einem solchen Zustand regieren das Geld (Korruption, Schwarzmarkt) sowie das Faustrecht (»Messerstechereien«). In dem allgemeinen Aufruhr rufen dann alle nach Sicherheit, Autorität und starker Führung. Und am Ende nach Krieg, der das freigesetzte gesellschaftliche Ressentiment binden und Einheit genau da vorgaukeln soll, wo man sich auf sonst nichts mehr einigen kann: im Kampf gegen den äußeren Feind. Der Sündenbock für das eigene Versagen wird dann gerne außerhalb gesucht: Putin ist Hitler. Oder Trump bedroht Europa. Da ist der Feind! Auf diesem Diskussionsniveau ungefähr steht die bundesdeutsche Gesellschaft heute, und für jeden, der denken kann, ist es eine Tragödie! 

			Eine hochgradig ideologisierte, »extremisierte Mitte«, die nicht mehr fähig ist, politisches Unvermögen, schuldhaftes Versagen und Rechtsbruch bei sich selbst zu suchen, kämpft stattdessen gleich mit zwei Feinden wie auf einem Bolzplatz, einem inneren (dem »rechten« Feind hinter der Brandmauer); und einem äußeren (»Putin«), vor dem jetzt auch wieder ein Wall aus Stacheldraht errichtet werden soll: ein »Grenzkorridor«, von Truppen bewacht. Eine vermeintlich liberal-demokratische Mitte, die vor moralischer Überheblichkeit kaum noch laufen kann, igelt sich ein hinter Mauern, weil sie mit Argumenten nicht mehr überzeugen, keinen Respekt mehr generieren kann und darum zur Verteidigung jetzt Waffen braucht: Kampfbomber gegen Putin sowie das Florett des Rechtspositivismus gegen rechts: alles legal, leider nur nicht legitim! An welche dunkle Zeit in der deutschen Geschichte erinnert das eigentlich? 

			Die Behandlung der AfD ist – ganz egal, ob man die AfD mag oder wählt! – eine Beleidigung der Demokratie: wieder kein Bundestagspräsident, wieder keine Bewilligung der öffentlichen Förderung für die Erasmus-Stiftung, wie sie die Stiftungen, die anderen Parteien nahestehen bekommen. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt … Wo man der politischen Bedrohung nicht Herr wird, flüchtet man in den Ausverkauf von teilweise jahrhundertealten Rechtsbeiständen: Beweislastumkehr, rückwirkende Veränderung von Fristen, U-Haft ohne klare Anklage, Kündigungen wegen privater Treffen oder Meinungsäußerungen, in dubio pro reo. Wer es noch nicht gemerkt hat: Das alles ist schon futsch und wurde in den letzten Jahren zusammen mit Meinungs-, Kunst- oder Wissenschaftsfreiheit weitgehend abgeräumt, teilweise sublimiert, teilweise unverblümt. »Delegitimierung des Staates« war der evasive Kampfbegriff von Ex-Innenministerin Nancy Faeser, bei der man sich oft fragen konnte, ob sie eigentlich das Grundgesetz kennt. Zahlreiche Urteile aus den Corona-Jahren könnten dafür als Beweis ins Feld geführt werden, aber um Argumente oder Beweise geht es ja schon lange nicht mehr. 

			Wie Kafkas Käfer …

			… hat sich die Bundesrepublik Deutschland gleichsam über Nacht zu etwas gewandelt, das man nicht mehr wiedererkennt. Wollte man in loser Folge aufzählen, was in der Bundesrepublik in den letzten Jahren verloren gegangen ist, ohne dass es irgendeinen größeren Aufschrei in der sogenannten bürgerlichen Mitte verursacht hätte, dann wären das: Demokratie, Rechtsstaat, Europa, Vertrauen und Sicherheit, Frieden, sichere Grenzen und sozialer Zusammenhalt, also eigentlich alles, was einmal die Grundfesten der Republik ausgemacht hat. Dazu, auch das ist Zeitenwende, werden »der Westen« und die Weltordnung von 1949 derzeit beerdigt und die Welt wird gleichsam neu verschraubt – dazu mehr in Teil IV.

			Schlimmer wiegt, dass sich Wahrheit und Faktizität1 verschoben haben, dass die Vernunft aus den Angeln gehoben wurde, dass das Denken an sich, die utopische Idee und mit ihr jeder Hauch von Zukunft verloren gegangen sind und damit die europäische Zivilität (»civilité« – der Begriff stammt von dem marxistischen französischen Historiker Etienne Balibar). Also unsere originären Denkstrukturen, die Art und Weise, wie wir in Europa einmal auf die Welt geblickt haben! Die eigentliche Zeitenwende ist, dass die in Europa erzählte Welt nicht mehr real ist und die reale Welt in Europa nicht mehr erzählt wird. So heißt es beispielsweise im Koalitionsvertrag (Kapitel V, S. 127) freihändig, bar jeder differenzierten analytischen Einschätzung und komplett evasiv: 

			»Unsere Sicherheit ist heute so stark bedroht wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Die größte und direkteste Bedrohung geht dabei von Russland aus, das im vierten Jahr einen brutalen und völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen die Ukraine führt und weiter massiv aufrüstet. Das Machtstreben von Wladimir Putin richtet sich gegen die regelbasierte Weltordnung als Ganze.«

			Wobei die NATO-Beitrittsperspektive der Ukraine bekräftigt wird, die die USA gerade abgeräumt haben. Wir sind also gut, alle anderen sind böse. Alice im Wunderland hätte an diesen surrealen Zeilen ihre helle Freude und würde, wie in ihrem Dialog mit der Königin und der falschen Suppenschildkröte, sicher ausrufen: Das ist doch alles nur ihre Phantasie. Anders formuliert: Man kann sich auch in etwas hineinreden.

			Die Gefahr ist, dass eine Amöben-Demokratie, die rückgratlos ihre Würde und ihre Freiheit für ein Virus auf den Tisch gelegt hat, auch alles andere im Wahn oder für eine andere Hysterie auf den Tisch legen wird. Die jahrelang verbissen verteidigte Schuldenbremse wurde im März 2025 mir nichts, dir nichts gekippt und 800 Milliarden Sondervermögen und »theoretisch unbegrenzt Geld für Verteidigungsausgaben« bewilligt und durch den Bundestag gepeitscht – vermeintlich, um unsere Sicherheit, unsere »Werte« und unsere »freiheitliche Demokratie« vor Vladimir Putin und dem »imperialen Russland« zu schützen. Das alles passierte im selben Moment, in dem Volodymir Zelensky in einem Brief signalisierte, dass er zu einem Friedensschluss bereit war und in dem man schwarz auf weiß nachlesen konnte, dass es der Westen, die EU war, die den Frieden in der Ukraine unterminierte.2 Welche Verdrängungsleistung findet hier statt? Welche Realitätswahrnehmung hat die deutsche Regierung? Welche kognitive Dissonanz ist hier zu beklagen? Wie will man einem Land und seinen Institutionen vertrauen, das offenbar in ideologischen Wolken verhangen und verfangen ist – völlig losgelöst von der Erde, wie Major Tom? Wie gefährlich ist es in einem Land, in dem de facto jetzt Willkür herrscht, in dem Sinne, als das alles, was gestern noch galt, nicht mehr gilt – oder alles, was gestern unmöglich war, auf einmal möglich ist? Wie, außer mit Autorität, Gewalt oder Ideologie, will man vernünftige Bürger dafür gewinnen, den Kurs der Regierung mitzutragen, die auf »Kriegstüchtigkeit« hinarbeitet, während der Frieden schon verhandelt wird? Wenn Irrationalität zur staatlichen verordneten Pflicht wird? Was, wenn die eigene Regierung eigentlich pathologisiert werden müsste, man sie aber nicht in ein Irrenhaus sperren kann?

			Deutschland, ja, die ganze EU kann sichtlich mit Faktizität und Wahrheit nicht mehr umgehen und leidet dazu noch an kolossaler Selbstüberschätzung. Denn wir sind nicht (mehr) die Guten, weder die friedfertige EU noch die liberale Demokratie, die wir vorgeben zu sein! Doch weil die meisten das hierzulande nicht glauben wollen (vorzugsweise die im Westen des Landes!) und darum die eigene autoritäre Drehung schönreden oder verschleiern müssen, ist das Land zugleich in verschämter Verdrängung und in kolossalem Aufruhr. Die Zeitenwende, die wir durchlaufen, ist die von der »Banalität des Bösen« (Hannah Arendt) hin zu einer »Banalität des Guten«, ähnlich jener legendären Szene in Charlie Chaplins The Great Dictator, wo das zu Beginn sanfte, vereinnahmende Gesäusel des Great Dictator – nicht wahr, wir wollen doch alle das Gute und den Frieden? – schließlich umschlägt in den ausgestreckten rechten Arm und für das »Gute«: »Der neue Faschismus wird nicht sagen: Ich bin der Faschismus. Er wird sagen: Ich bin der Antifaschismus.« (Ignazio Silone) Kaum ein Zitat, das in den letzten Jahren so im Internet kursiert ist wie dieses. Deswegen wacht passenderweise die Antifa heute darüber, wer diese Drehung zur »Banalität des Guten« nicht mitmachen will: Friedenstauben müssen abgeschossen werden, das Gute duldet keinen Widerspruch!

			»Nun erst war mir der richtige Antrieb gegeben: Man musste kämpfen gegen den Krieg«, schrieb Stefan Zweig in der Welt von gestern (S. 290). Drei Kriege erleben wir seit nunmehr fünf Jahren in Europa, die wie Presslufthämmer auf die Gesellschaft einwirken: ein Krieg gegen ein Virus, ein Krieg gegen Russland und einer in Gaza. Hinter diesen Kulissen wird die gewohnte Welt in Europa in ihren bisherigen Strukturen gesprengt. 

			»Artikelgesetz Zeitenwende«

			Zeitenwenden sind so alt wie die Menschheitsgeschichte. Der Übergang zum Neolithikum, von Jägern und Sammlern, zur Sesshaftigkeit, war eine Zeitenwende, ebenso wie die Abschaffung des Matriarchats, die Erfindung des Rads – die wohl weltbewegendste Erfindung bis dato, auch wenn ihr KI und Roboter in Ausmaß und Dimension den Rang ablaufen könnten. Die Achsenzeit von Karl Japsers, in der rund 600 Jahre vor Christus im alten Griechenland das Ich in die Welt der Philosophie kam, oder die Französische Revolution von 1789, die aus Untertanen Bürgern machte. 

			Müssen wir uns also Sorgen machen über etwas, das es schon immer gegeben hat, nämlich Wendungen der Zeit? Was ist normal am derzeitigen Moment, was ist ungewöhnlich? Was können wir (vielleicht) steuern, was nicht?

			Tatsächlich erinnert der zeitgenössische Moment, der oft als »Multi-Krise« bezeichnet wird, an den Untergang des alten Roms, der sich über rund 300 Jahre erstreckte, also weit über ein Menschenleben hinaus. Kaum einer wird prognostizieren können, wohin die derzeitige Zeitenwende Europa und die Welt treibt. Vier Faktoren, die gemeinhin als Auslöser für den Zerfall des Römischen Imperiums gelten: Dekadenz, äußere Bedrohung, Klima und Bürgerkrieg, lassen sich unschwer auch heute diagnostizieren, und dies entspricht mithin der typischen Verbindung von Transformation und Katastrophe, den phänotypischen Elementen jedes Krisengeschehens, das heute wie damals apokalyptisch daherkommt. Apokalypse heißt übrigens, mit einem Schrei die Lüge der Welt benennen. Die isländische »Lieder-Edda«, ein uraltes Sagen- und Heldenepos, hat hierzu allegorisch viele interessante Dinge zu sagen. Wenn die Lüge sichtbar wird, platzt die alte Welt. 

			Die Dekadenz ist heute »linksgrün-versifft«, die Katastrophe oder Bedrohung wahlweise die AfD oder Putin, das Klima ändert sich und ein Bürgerkrieg zwischen polarisierten gesellschaftlichen Gruppen liegt gleichsam in der Luft. Dies alles zu durchleben, ist die Zeitenwende und dafür, dass wir gut durch die Apokalypse kommen, also die Lügen nicht platzen lassen, gibt es jetzt 800 Milliarden. Preiswerter wäre es wahrscheinlich, wenn wir es einfach mal mit der Wahrheit versuchten, ohne Hysterie und ganz unaufgeregt: Umweltschutz statt Klimahysterie, Frieden statt Krieg, Denken statt KI. Kostet nicht viel, würde uns aber abverlangen, von unserem Glauben abzufallen, genauer: von unserer Ideologie! Anders formuliert, es würde uns abverlangen, zur Vernunft zurückzukommen. 

			Zeitenwende ist ein Wort, das in den letzten Wochen und Monaten so oft benutzt wurde, dass man es nicht mehr hören kann – gewissermaßen die Neuauflage von alternativlos. Zeitenwende sagte Olaf Scholz 2022 anlässlich des russisch-ukrainischen Krieges: »Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor.« Zeitenwende sagten viele zu Jahresbeginn 2025, als Donald Trump vereidigt wurde und so viele Dekrete pro Tag unterschrieb, dass einem vom bloßen Zuschauen schwindelig werden konnte. Kaum ein politischer Kommentar anlässlich der Münchener Sicherheitskonferenz Mitte Februar 2025, der ohne das Wort Zeitenwende auskam: Zäsur. Epochenbruch. Neubeginn. Aufregung! Kaum morgens aufgewacht, war man schon In der Welt von gestern. Stefan Zweig lässt grüßen: Aber die schlimmen Nachrichten häuften sich und wurden immer bedrohlicher. (S. 255)

			Dass der euphemistische Begriff der Zeitenwende lediglich die Verschleierung einer Kriegserzählung ist und auch im behördlichen Gebrauch schon reduziert wurde auf Krieg, das wurde in deutscher Beamtensprache schon in ein Gesetz gegossen. »Um die personelle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr zu steigern, hat der Bundestag das ‚Artikelgesetz Zeitenwendeʻ beschlossen. Es soll die Fähigkeit zur Landes- und Bündnisverteidigung angesichts aktueller Herausforderungen steigern und ist ein wesentlicher Meilenstein auf dem Weg zu kriegstüchtigen deutschen Streitkräften«, so steht es auf der Website des Bundesministeriums für die Verteidigung. Zeitenwende also nur ein Gesetz für Krieg? Auf die deutsche Bürokratie konnte man schon immer zählen!

			Welche Elemente die jetzige Zeitenwende ausmachen bzw. warum wir da gelandet sind, wo wir sind – nämlich in der Unvernunft –, darum soll es in diesem Büchlein gehen. Es wird gewagt, in groben Strichen zu skizzieren, worüber wir eigentlich nachdenken sollten; die Umrisse einer neuen Zeit zu zeichnen, die jetzt anbricht; eine Skizze der gesellschaftlichen Veränderungen zu wagen, deren Heftigkeit am Horizont schon zu greifen, die aber noch nicht in den Köpfen sind und vom politischen Tagesgeschäft noch nicht erfasst werden. Zeitenwenden entziehen sich der Politik. Es sind Momente, in denen die Geschichte über das Leben der Menschen herfällt, in denen die Geschichte fast physisch in ihren Alltag eindringt: Wenn Krieg ist, wird der Weg zur Arbeit ein Statement vorgetäuschter Normalität.

			Der Zugriff der Geschichte

			Vor der Geschichte kann sich niemand in Sicherheit bringen. Selten hat das jemand so schön beschrieben wie Peter Härtling in seinem Roman »Eine Frau«. Über die Frau, geboren 1904 in Böhmen, bricht die Zeit herein. Sie kann ihre Lebensgeschichte nicht mehr von der Zeit trennen. Anders formuliert: Zeitenwenden sind Zeiten, in denen es kein Privatleben mehr gibt. Alles Private wird politisch! Die Zwillinge der Frau, geboren ins freie, glückliche Böhmen hinein, mit denen sie unter den Kirschbäumen spielte, gehen Jahre später zur Hitlerjugend, die eigenen Söhne auf einmal von ihr entfremdet, sie ist fassungslos: Jeder reagiert anders auf die Geschichte, die auf die Leben zugreift. 

			Genau das aber sind wir im verwöhnten Europa nicht mehr gewohnt: den Zugriff der Geschichte auf unsere Leben! Vorbei die Zeit, in der die Wochenendplanung daraus bestand, zwischen Kino, Spa und Kurztrip nach Sylt zu wählen, und wo Freiheit hieß, zu tun und zu lassen, was ich will. Das Bewusstsein, dass unser Leben mit der Zeit und ihrem Wandel zu tun hat und man sich nicht aus der Zeit befreien kann; dass man eingewickelt wird in Imperative, deren Entscheidungen sich einem selbst entziehen – zum Beispiel jetzt »kriegstüchtig« zu werden; dass Zeiten (von wem eigentlich?) gewendet werden können, wie ein Omelette in der Pfanne, von heute auf morgen, manchmal brutal: Dieses Bewusstsein ist in der beschaulichen Bundesrepublik, die inzwischen eine alte, behäbige Dame von stattlichen 75 Jahren geworden ist, abhandengekommen. 

			Corona war die erste Zeitenwende und gleichsam eine (Vor-)Übung auf den geplanten Krieg: eine bewusste Irreführung und Verwirrung der Gesellschaft, eine Umdrehung von Sprache (»Distanz ist die neue Nähe«), eine Verballhornung der Vernunft, der Verlust von Maß und Mitte, der Zugriff auf die Mündigkeit und Subjektivität der Bürger, ein öffentlicher Zugriff auf die Gestaltung des Privaten, das eigene Heim (Lockdown), den eigenen Körper (»schütze dich und andere«). Ein Zugriff, bei dem das Kollektive über das Private gestellt wurde. Freiheit, Adé! Der Freiheitsentzug wurde sorgfältig einstudiert. So gut einstudiert, dass die Mechanismen des autoritären Zugriffs schon verfangen haben: Sie lauten Cancel Culture, Diffamierung, lautlose Entfernung kritischer Personen, Existenzvernichtung. Aus einer liberalen Gesellschaft wurde im Handumdrehen eine geschlossene Gemeinschaft. Die deutsche Gesellschaft hat zugeschaut und schnell gelernt: die Zeitungsredaktionen als Erste. Besser nicht mucksen! Um den gleichen Zugriff auf den einzelnen Bürger, aus denen jetzt Soldaten oder doch zumindest eine militarisierte Zivilgesellschaft werden muss, die Bunkerbau als neues Freizeitvergnügen betrachtet, geht es bei der zweiten Zeitenwende, die 2025 ausgerufen wurde: den angekündigten Krieg gegen Russland, der jetzt schon keine roten Linien mehr kennt, weder in der verbalen Aufrüstung noch mit Blick auf die Milliarden, die dafür verprasst werden sollen und die wie ein Lutscher anmuten, mit dem der ganze Kriegsspaß versüßt werden soll … Ich verzichte auf eine libidinöse Betrachtung des gesellschaftlichen Erregungszustandes und warte auf den Moment, wo der Lutscher ausgelutscht ist.

			Geschichte ist geronnene Zeitenwende

			Geschichte ist nichts anderes als geronnene Zeitenwenden. Erst wenn sich eine zeitliche Epoche schließt, kann Rückschau gehalten werden. Der Zeitgenossenschaft ist es verwehrt zu verstehen, in welcher historischen Epoche sie sich befindet, soll Stefan Zweig gesagt haben. Aus den Geschichtsbüchern kennen wir die zeitlichen Einteilungen der Epochen, im Großen wie im Kleinen: Wir können den Übergang vom Barock zur Renaissance ebenso benennen wie den vom Mittelalter zur Neuzeit oder den vom Römischen Reich Deutscher Nation zum Deutschen Bund oder den von der Weimarer Republik zum Hitlerfaschismus. In den letzten zwei Jahrhunderten hat Deutschland sieben Verfassungsbrüche erlebt: 1806, 1848, 1872, 1918, 1933, 1949, 1989. So lauten die Daten, gleichsam die Übergänge oder Nahtstellen zwischen den verschiedenen Systemen. Diese Nahtstellen waren immer Krieg, Bürgerkrieg, Revolution oder Umbruch, kurz: die Geburtsstunde eines neuen politischen Systems. Meine Oma Henriette, geboren 1904 in Wevelinghoven, hat bis zu ihrem Tod 1981 vier Deutschlands erlebt: das Kaiserreich, Weimar, Hitler und die kleine Bundesrepublik. Ihr Leben im niederrheinischen Wevelinghoven war relativ stabil, während über ihrem Kopf die politischen Systeme gewechselt haben wie selbstgestrickte Eierwärmer zu Ostern beim Eiertausch.

			Auf der alten Steinmauer, die das Windsor Castle, die britische Königsresidenz, etwa eine ¾ Stunde südwestlich von London gelegen, umgibt, prangt eine Silbertafel, auf der steht »Windsor Castle 1088«. Wenige Systeme in Europa, egal ob Reiche, Königshäuser oder Republiken, können sich damit rühmen, auf einen fast 1000-jährigen Bestand zu verweisen. Dass auch politische Systeme eine Lebensspanne haben, dem Menschen gleich, dass sie geboren werden und »sterben« bzw. abgewickelt werden und dass sie meist nur wenige Jahrzehnte von Bestand sind, wird erst klar, wenn man selbst Zeitzeuge einer Zeitenwende wird, also einen politischen Systemwechsel erlebt. Für die Ostdeutschen war das 1989 der Fall, während der Westen des Landes in der Kontinuität blieb. Die inzwischen wiedervereinigte Bundesrepublik Deutschland ist jetzt 75 Jahre alt. Wie viele Jahre wird sie in der Form, wie wir sie heute kennen, noch Bestand haben? Und ist es schon »Delegitimierung des Staates«, diese Frage zu stellen, und sei es hypothetisch? Ich behaupte nämlich, dass die Bundesrepublik in ihrer derzeitigen Form nicht mehr lange Bestand haben wird. À discuter! Zeitenwenden sind die Momente der Geschichte, in denen die Atlanten neu gestaltet werden müssen: Grönland zu den USA, Kanada tritt der EU bei, Großisrael bekommet eine Grenze mit der Türkei? Im vierten Teil werde ich dazu drei Karten diskutieren, die im Internet zirkulieren und die einen Vorgeschmack auf die Neuaufteilung der Welt bieten.

			Nichts ist für die Ewigkeit

			Trotz dieser Empirie der Geschichte denken die meisten, die Grenzen der Bundesrepublik sind unverrückbar und das Grundgesetz gilt bestimmt ewig, nur weil es (etwas vermessen) dort so steht. Über die eigene Zeit hinauszudenken, ja, sich als Teil einer Zeitenwende zu verstehen oder gar darüber nachzudenken, wohin man die Zeit wenden möchte, ist wohl das Allerschwerste, denn der Mensch ist ein Gewohnheitstier, das wusste schon Wilhelm Busch. Krieg aber bedeutet, jenseits von Toten und Schlachtfeldern, den massiven Umbau von Staatlichkeit und meist eine radikale Veränderung der Gewohnheiten einer Gesellschaft. 

			Vor 1933 war, um ein Alltagsbeispiel zu nennen, der eigene Teller nicht Standard bei Tisch. Im Gegenteil stand, vor allem auf dem Land, noch die Suppenterrine auf dem Tisch, in die jeder seinen Löffel tunkte. Der eigene Teller war also ebenso eine kriegsbedingte Veränderung der Gesellschaft nach 1949 wie das Ende der Generationenfamilie unter einem Dach, das Reihenhaus für die Kleinfamilie im Vorort, Suburban oder Banlieu, die Teflonpfanne, das Automobil oder das Telefon für jeden und der zivile Luftverkehr. Damit liegt die Frage auf dem Tisch: Wie wird Deutschland, wie wird Europa nach jenem Krieg aussehen, der offiziell 2022, eigentlich aber schon 2014 in der Ukraine begann? Und den Europa offenbar – völlig widersinnig – weiterführen möchte, obgleich die USA ihn gerade beenden, und der das Potential hat, ganz Europa in seinen ureigensten wirtschaftlichen, sozialen und geografischen Strukturen umzupflügen. Wie wird der europäische Kontinent, wie werden die europäischen Gesellschaften nach der gegenwärtigen Zeitenwende aussehen? Wird Europa sich von den USA emanzipieren und was hieße das? Oder wird es vielleicht zusammen mit den USA zu einem Staat fusionieren? Das diskutiere ich in Teil IV.

			Heute geht es nicht mehr darum sich vorzustellen, dass jeder nach dem Krieg seinen eigenen Teller hat. Eher darum, dass jeder seinen eigenen KI-Assistenten haben wird, Pakete per Drohnen ausgeliefert werden, Lufttaxis vom Fenster aus in der 5. Etage bestiegen werden können, Haushaltsbots permanent im eigenen Wohnzimmer herumlaufen, Roboter die Krankenpflege übernehmen, das Bargeld abgeschafft ist, Barcodes den Zugang zu öffentlichen Plätzen kontrollieren und humanoide Roboter Demonstranten überwachen. Wollen wir das? 

			






			Teil II


Adieu, Vernunft

			»In dem Moment (…), da der Mensch, im Anfang des Zeitalters der Maschinen und der Masse, beginnt, aus einem Subjekt zum Objekt zu werden, aus einem handwerklich schöpferischen Individuum zu einem Diener, ja Slaven der Maschine – in diesem Moment der Verluste, da droht, dass der Mensch sich selber verliert.«

			Jean Gebser, Der Einbruch der Zeit, S. 92

			Das Zeitalter der *Geist*losigkeit 

			»Den Geist kannst du nicht erzeugen. Du kannst ihn nur empfangen.«

			Bettina von Arnim

			»Man möge nachweisen, dass das gewisse Etwas namens Materie genauso gut denken kann wie das gewisse Etwas namens Esprit.«

			Voltaire 

			Paul Valéry schrieb schon in den 1920er Jahren über Die Krise des Geistes. Was hätte er heute gesagt? Alle sind nicht mehr bei Sinnen, »Bei-Sinnen«, denn alle Sinne werden verstopft und abgeschnürt: Stöpsel im Ohr, Maske vor dem Mund, demnächst die Metaverse-Brille vor den Augen. Sinn-los aber heißt Geist-los, ein Leben ohne Esprit, Geist, ohne haptische Reize oder Gefühle, dominiert vom Smartphone. Jeder ist mit dem Internet verbunden, aber niemand ist mehr verbindlich. Ein demokratisches Inter-esse kann es nicht mehr geben. Der Sinn-lose Mensch verliert Spontanität, das Mysterium, das Unverhoffte und die Überraschung. Er kann seinen Geist nicht mehr benutzen, er wird als Bürger Sinn-los und damit entbürgerlicht.

			Eine demokratische Gesellschaft, eine politische Gemeinschaft, kann so nicht funktionieren. Sie verlangt die Urteilsfähigkeit von Bürgern, das selbstwirksame Individuum, ein denkendes, revoltierendes Ich. Die Demokratie verlangt Würde! Genau die wird im Internet genommen, einerseits, weil das Internet anonym ist – das Digitale kennt kein Subjekt; andererseits, weil das Internet nur zweidimensional ist. Der Geist aber ist das Dritte: der Heilige Geist, der Himmel und Erde verbindet, oder der Weltgeist von Hegel, der aus These und Antithese die Synthese zaubert. Tertium non datur! Das Internet ist binär, 0 oder 1. Es polarisiert und wir können ihm auch keinen Geist einhauchen. Geistreich ist das Trotzdem, auch wenn das Smartphone etwas anderes sagt. Demokratie ist wie ein Geist, der stets verneint, weswegen sie Überraschungen bereithält, die sich der Planbarkeit, den angehäuften Daten und der wissenschaftlichen Expertise entziehen. 

			Demokratie ist permanente Revolte. Genau diese wird durch eine stets berechnende Digitalisierung, mit der inzwischen ganze Gesellschaften gesteuert werden, unterbunden. Es ist unmöglich, aber es ist nötig, ist der Geist, aus dem die Demokratie gemacht ist. ChatGPT kann das Unmögliche nicht denken, denn die KI kann nicht hoffen, träumen, glauben! Ent-geistert stellen wir fest, dass wir die Demokratie verloren haben! Wer sie wiederhaben will, muss nicht »gegen rechts« sein, sondern den Geist wiederentdecken! Die allgemeine Geistlosigkeit ist das strukturierende Phänomen der augenblicklichen Zeitenwende, und zwar ganz so, als ob alle buchstäblich geisteskrank sind, diesen Zustand aber als Vernunft deklarieren und die Wissenschaft bzw. den Szientismus dazu missbrauchen zu rechtfertigen, was – wie Immanuel Kant sagen würde – mit Vernunftgründen nicht zu rechtfertigen ist. Gerade russische Autoren könnten bei der Wiederentdeckung des Geistes behilflich sein. In der Aufsatzsammlung Dogmendämmerung beschreibt Mihajlo Mihajlow in seinem Beitrag über Die mystische Erfahrung der Unfreiheit (S. 97 ff.) anhand der Aufzeichnungen von Gefangenen in sowjetischen Straflagern und Augenzeugenberichten, dass nur diejenigen überlebt haben, die in der Lage waren, ihren Geist an etwas zu binden, das über ihr eigenes Schicksal hinausreicht, etwa die Lösung einer mathematischen Aufgabe. Wer sich auf die skandalösen Umstände in den Lagern, zum Beispiel die Nahrung, kon­zentrierte, ist meistens gestorben. Die Rettung lag im Wegdenken der Materie. An den Wasserscheiden des Denkens wiederum heißt ein großartiges Buch des russischen Philosophen und Mystikers Pawel Florenski, an dem sich so manche analytische Philosophie abmühen dürfte. Die Russen scheinen eher davor gefeit, sich der Mensch-Maschine anzuvertrauen.

			Mit Herz und Verstand

			Neben dem Geist muss die Intuition rehabilitiert werden, als Instanz, die den Verstand überprüft. Was sich nicht gut anhört oder gut anfühlt, ist meistens auch nicht gut. Das Bauchgefühl hat recht, der analytische Kopf ist nur dazu da, das Bauchgefühl zu überprüfen, auch wenn man das in (vermeintlich) aufgeklärten Gesellschaften nicht so gerne zugibt. Per Intuition hätte man mindestens 80 Prozent der Corona-Maßnahmen aus dem Stegreif für verrückt erklären können, ebenso wie die augenblickliche Kriegstreiberei. Nicht umsonst hat Hannah Arendt in ihrem Klassiker Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft betont, dass Totalitarismus erst dann möglich sei, wenn man bei den Menschen die Koppelung von Kopf und Bauch durchtrenne, den Menschen also das Bauchgefühl – die Intuition – nimmt. Genau dies wird durch die Digitalisierung systematisch forciert. 

			Das Internet ist das Instrument einer gezielten Strategie, um den Menschen ihre Sinne und damit ihre Urteilsfähigkeit zu nehmen. Die meisten Menschen, die man heute nach dem Weg fragt, können die Frage nach der Straße, in der sie sich in diesem Augenblick befinden, nicht mehr beantworten. Sie wissen also buchstäblich nicht mehr, wo sie sind. Die Lokalisierung in Raum und Zeit war einmal oberstes Bildungsziel in aufgeklärten Gesellschaften. Wie leicht ist jemand zu destabilisieren oder zu (ver-)führen, der nicht einmal weiß, wo er gerade ist? 

			Mit fast allen anderen Sinnen ist es ähnlich: Das Internet bzw. der Algorithmus sagt längst nicht mehr nur, was ich zu denken, sondern auch, was ich zu fühlen, zu schmecken oder wie ich die Dinge zu sehen habe. Intelligente Verpackungen sagen, ob ein Lebensmittel vergammelt ist, weil wir nicht mehr kosten oder nach bläulichem Schimmel Ausschau halten wollen. Dadurch entgeht uns etwas Kost-Bares. Natürliches wird zu Ekeligem. Was äußerlich nicht aalglatt und sauber ist, kann nicht mehr gut sein. Stimmt das? Ist das klug? Trüffel zum Beispiel sind meist dreckig und unter der Erde. Die wahren Schätze sind oft hinter hässlichen oder unzugänglichen Oberflächen versteckt.

			Der Museumsbesuch muss inzwischen meist digital vorgebucht werden, mit festgeschriebenen Zeiten, egal, ob am betreffenden Tag die Sonne scheint oder ob es regnet, oder ob ich mich in der Stunde vor dem geplanten Museumsbesuch verliebe und meine neue Liebe gleich mitnehmen möchte. Dem gesamten Leben wird Spontaneität genommen, Ungeplantes ist kaum noch möglich, der Zufall wird ausgeklammert, ebenso wie die Muße, das Bummeln, die Überraschung oder der Umweg. Wir sollen berechenbar werden, im doppelten Sinne, als Homo oeconomicus und Homo digitalis. Es ist nicht schwer, darin para-totalitäre Strukturen zu erkennen, die genau darin liegen, dass jeder in seiner Spur bleibt und demnächst jede Abweichung davon geahndet wird. 

			Die gleiche paratotalitäre Struktur kann im Zwang zur permanenten Bewertung gesehen werden, die das Internet durchzieht: das Hotelzimmer, in dem man gerade war, die Fahrt bei Uber oder Blabla-Car oder die Arztpraxis, natürlich gleich transparent und für die Öffentlichkeit auf sozialen Medien. Es geht nicht mehr um wohlmeinende Kritik, höflich geäußert hinter verschlossener Tür, sondern um einen Mechanismus der gesellschaftlichen Ächtung, wenn nicht gar Vernichtung. Tadellosigkeit ist das Feature einer totalitären Gesellschaft, die keine Fehlertoleranz mehr kennt und vergessen hat, that nobody is perfect. Kurz: die vergessen hat oder vergessen machen will, dass wir Menschen sind.

			Gebrochenes Denken

			Es geht nicht um eine Zeitenwende, sondern einen Epochenbruch. Das, was bricht, ist unser Denken und die Art und Weise, die Welt und uns selbst zu verstehen, vor allem den Menschen als Teil der organischen Welt. Was bricht, ist unser epistemisches Verständnis über das, was ist. Weil wir die Welt offenbar nicht mehr als Menschen und mit herkömmlichen Methoden organisiert bekommen, übergeben wir sie jetzt der KI. Ob das eine gute Idee ist, weiß niemand, wir haben es nicht erprobt. 

			Um nur einfache Dinge der Absurdität zu nennen, die die Menschheit gerade nicht aufzulösen vermag, zum Beispiel die contradictio in adjecto aus Digitalisierung und Klimawandel: Es ist die KI, die den Stromverbrauch exponentiell nach oben treibt. Die ganzen Modellrechnungen und mathematischen Simulationen sind Stromfresser der besonderen Güte. Einzelne Modellrechnungen mit Supercomputern, die uns als Simulation der Welt weder bei Corona noch mit Blick auf das Klima noch in den Wirtschaftswissenschaften je real weitergeholfen haben, können in Dimensionen der Verstromung schon mal den Jahresverbrauch einer deutschen Kleinstadt verschlingen. Wäre es nicht vernünftiger, die KI oder TikTok abzuschalten, wenn wir wirklich das Klima retten wollten? 

			Ähnliches gilt für stromfressende Klimaanlagen. Früher wusste man noch – siehe die Trullis in Apulien –, dass gute Gebäude und dicke Wände die Temperatur winters wie sommers halbwegs stabil halten und dass Bäume für Schatten sorgen. Heute werden in Griechenland, flankiert von EU-Richtlinien, 600 Jahre alte Olivenbäume abgeholzt, um entweder Solaranlagen oder Windmühlen auf den Bergkamm der Insel zu stellen. Abgeholzt wird also in erster Linie die Vernunft. 

			Die exponentielle Veranlagung des heutigen Denkens – nicht anders, nicht umgekehrt, keine Wandlung im Denken –, sondern bei allen Themen immer nur mehr vom gleichen (mehr Waffen, mehr Klimaschutz, mehr Geschlechter …), zeugt von mangelnder Selbstreflexivität westlicher Gesellschaften. Und auch davon, dass sie nicht mehr fähig sind, den Optionenraum im Nebel von als alternativlos proklamierten Lösungen zu öffnen: Wenn CO2 das Klimaproblem ist – was man bestreiten kann und was viele auch tun –, kann man entweder eine forcierte Politik der CO2-Reduktion machen. Oder mehr Bäume pflanzen, die CO2 absorbieren, für Regen sorgen und vor Dürre schützen. Was würde ein Gesetz kosten, in dem jedes deutsche Bundesland zur Aufforstung von so und so viel Hektar Wald verpflichtet würde?

			Simulationen haben die reale Welt ersetzt. Daten, Zahlen und Fakten, die arrangiert werden, um Angst und Unruhe zu erzeugen, die aber mit der Realität meist nichts zu tun haben, egal, ob es dabei um das Klima, Corona oder die imperialen Ambitionen von Putin geht. Die französische Philosophin Simone Weil hat schon Ende der 1930er Jahre in ihrer Korrespondenz mit ihrem Bruder André, der ein großer Mathematiker war, geäußert, dass die Mathematik Probleme aufwerfe, wenn sie die Komplexität sowohl der Relativitätstheorie als auch der Quantenphysik nicht mehr berechnen und sich in mathematische Annahmen flüchten müsse. Daraus, so argumentieren einige, ist Jahrzehnte später jenes Kartenhaus aus Modellen und Simulationen entstanden, das die reale Welt dann zum Krachen bringt, wenn man die Welt in das Modell pressen will, denn da passt sie nicht hinein. 

			Mit noch so viel Forschungsaufwand hat das CERN in der Schweiz das kleinste Teilchen noch nicht isoliert. Dem Grund der Dinge ist wissenschaftlich nicht beizukommen, das ahnte doch schon Goethes Faust bei seiner verzweifelten Suche nach des Pudels Kern. Das Mysterium entzieht sich der Wissenschaft. Die Wissenschaft ist eine eigene Welt geworden, die die Welt nicht mehr abbildet. Damit sind der Menschheit ihre epistemischen Grundlagen abhandengekommen. Die Covid-Paranoia war real, hatte aber mit der Realität nichts zu tun. 

			In den Corona-Jahren wollten kluge Modellierer das gesellschaftliche Geschehen mit epidemiologischen Berechnungen lenken. Es gibt inzwischen den begründeten Verdacht, dass die mathematischen Grundlagen dieser Berechnungen falsch sind. Eine vernünftige Gesellschaft würde diesem Verdacht nachgehen.1 Falsches Axiom, falsche Theorie. Wahlweise den Marxismus oder das Christentum kann man intellektuell zum Einsturz bringen, wenn man die Grundannahmen beider Systeme nicht teilt. Inzwischen sind viele der Studien, die vermeintlich eindeutige wissenschaftliche Begründungen für die Corona-Maßnahmen geliefert haben, falsifiziert: Weder waren Geimpfte weniger ansteckend als Ungeimpfte, noch waren die neuartigen mRNA-Impfstoffe ungefährlich, noch haben die Lockdowns oder die Regulierung der öffentlichen Zirkulation mittels Barcodes Leben gerettet usw.2 Dass die Maßnahmen daher eher den Zweck hatten, Kontrollmechanismen für eine Gesellschaft zu installieren, anstatt gesundheitlichen zu dienen, mag man getrost vermuten. Die Wissenschaft wurde dazu als Legitimationswissenschaft genutzt – oder missbraucht.

			Wir begreifen nichts mehr 

			Dabei wissen wir doch, dass wir nichts wissen, sondern bestenfalls etwas begreifen können, und zwar meistens durch Erfahrung. Keine Wissenschaft kann vermessen, wie schlecht Krieg ist, aber die Schilderung des Großvaters kann einen Eindruck verschaffen. Das wiederum ist nicht neu. Ich weiß, dass ich nichts weiß, hat schon Sokrates gesagt. Die moderne Variante dieses Spruches findet sich in dem Weltbestseller Thinking fast, Thinking slow von 2013. Dort hat Daniel Kahneman bahnbrechend formuliert, dass unsere kognitiven Fähigkeiten im Wesentlichen dazu da sind, unsere Intuition zu überprüfen. Das emotionale Wissen toppt immer das analytische. In den ersten Sekunden einer Begegnung weiß man, ob das Gegenüber sympathisch ist und zum Beispiel die Chance besteht, sich spontan zu verlieben. Der Kopf hat dann Zeit, nach verschiedenen Kriterien zu überprüfen, ob das eine gute Idee ist. Meistens aber verliebt man sich nicht nach fünf Jahren in einen Arbeitskollegen, auch wenn der Kopf schon lange weiß, dass derjenige ein anständiger Kerl ist. Wie also konnte es zu follow the science kommen, ausgerechnet zweitausend Jahre, nachdem Sokrates von Kahneman gleichsam empirisch belegt wurde? 

			Kontaktloses Einchecken bei der Bahn, bezahlen mit der Apple Watch, eine ganze Gesellschaft ist weitgehend berührungslos und begreift darum nichts mehr. Was passiert mit einer Gesellschaft, die sich ihrer haptischen Dimension entledigt, wo wir doch wissen, dass man nur oder erst lernt, wie heiß die Herdplatte ist, wenn man sie anfasst? Jedes Wissen ist heute 24/7 nur einen Mausklick entfernt. Aber wer nichts erfahren hat, mit seinem Körper, seinen Sinnen, seinen Reizen oder Erlebnissen, weiß letztlich nichts. Religionen wissen das: Glaube nichts, was du nicht selber erfahren hast, steht in den Lehren des Buddha und die Fleischwerdung ist auch den Christen heilig.

			Doch statt Anfassen ist heute Tech the solution. Dafür stehen Elon Musk, Peter Thiel und die neue Tech-Oligarchie im Silicon Valley. Zum Mars fliegen und die gesellschaftliche Überwachung Palantir überantworten. Ein weiterer Paradigmenwechsel epochaler Dimension dürfte sein, dass Technik vom willkommenen Hilfsmittel und Instrument, das das menschliche Leben angenehmer und bequemer macht, zur solution mutiert ist. Vielleicht wird eher umgekehrt ein Schuh daraus: Tech is a prison? Nicht, dass schon Friedrich Dürrenmatt oder Günther Anders vor rund einhundert Jahren vor einer Technik gewarnt hätten, die der Mensch tendenziell nicht mehr beherrscht. Aktuell wickelt sich der Mensch in die klebrigen Fäden technischer Lösungen ein, vor allem in die digitalen. Ohne Handy geht praktisch nichts mehr. Für jede Lebenslage eine App. Wie haben die Menschen früher gelebt? Kann man es wirklich als Fortschritt bezeichnen, das analoge Leben digital zu verdoppeln? Ist das genauso hilfreich wie die Erfindung des Rads, der UKW-Frequenz oder der Glühbirne? Wer heute nicht digital unterwegs ist, ist quasi nicht mehr da. Die digitale ID steht im Koalitionsvertrag und soll bis Ende 2025 umgesetzt sein. Wer digital unterwegs ist, ist gläsern. Haus, Auto, alles ist ein smart system geworden. Wer einmal in einem Luxus-Hotel versucht hat, die digitalisierte Beleuchtungsstruktur des Zimmers an irgendwelchen Sensoren oder auf einem I-Pad zu ergründen, sehnt sich nach einem Lichtschalter. War das praktisch! Nur Menschen, die nicht arbeiten müssen, haben für so etwas Zeit. Was ist der heutige Fortschrittsbegriff? Haben wir noch eine Ahnung, wohin wir mit all der Technik wollen, außer zum Mars? Macht die Technik das Leben bequemer oder einfacher? Wahrscheinlich kann jeder mit zwei Handgriffen die Rückspiegel im Auto besser und genauer einstellen als über Knöpfe, die man in alle Richtungen drücken und drehen kann, die aber – weil es eine Übertragung ist – nie genau da stehen bleiben, wo das Auge sie gerne hätte. Die fiepsenden Autos, die niemanden mehr vernünftig einparken lassen, nerven alle, die ich kenne. Was machen wir da als Gesellschaft? Wäre man früher, bekifft, mit einer alten Ente in einen See gefahren, hätte man das Fenster hochklappen und herausschwimmen können. Heute geht beim Sturz in den See beim BMW oder Audi die Elektronik aus, die Fenster können nicht mehr heruntergefahren werden und man ist tot. Tech is a prison. Warum lassen wir uns einsperren?

			KI und Unvernunft

			Die KI weiß, warum die menschliche Unvernunft derzeit in den Himmel zu wachsen scheint. Der Münchener Journalist Markus Langemann hat Chat GPT gefragt: Wenn Sie der Teufel wären, wie würden Sie den Verstand der nächsten Generation zerstören?3 Danach kommen zehn Punkte, die der gesamten abendländischen Philosophie und Theologie die Fundamente entziehen und alle bisherigen gesellschaftlichen Grundannahmen verdrehen. Das alles ist in den letzten dreißig Jahren schon passiert und deswegen sind wir als Gesellschaft mit unseren Demokratien und in Europa da gelandet, wo wir sind. 

			Wenn der Teufel also die nächste Generation um ihren Verstand bringen wollte, was würde er tun? Er würde das nicht mit Gewalt versuchen, sondern sein Bemühen tarnen als Fortschritt und Freiheit. Er würde, nahezu unsichtbar, die Wahrheit relativieren, keine objektive Wahrheit mehr zulassen und jedem seine Wahrheit lassen. Simone Weil konnte 1943 noch einfach schreiben, Es gibt nur eine Wahrheit. Es gibt nur eine Gerechtigkeit,4 ohne Quelle oder Fußnote. Das würde der Teufel heute nicht mehr zulassen. Er würde behaupten, dass Fakten verletzen und Gefühle verlässlicher sind als Logik, die Gefühle aber mit emotional nudging steuern und so das Bauchgefühl zerstören. Er würde die Identität der Menschen verwirren, klare Vorstellungen von dem zerstören, was Mann, Frau, Erwachsener und Kind bedeutet. Er würde Identität zu einem beliebigen Baukasten machen, entkoppelt von der Biologie. Er würde die Familie zersetzen, Eltern autoritätslos machen, ja, Eltern als gefährlich erscheinen lassen.5 Der Teufel würde Verantwortung durch Opferrolle ersetzen und Selbstmitleid als Tugend darstellen. Er würde für digitale Dauerbeschallung sorgen, durch Social Media und Konsum erreichen, dass nie Langeweile entsteht und keine Stille, in der man nachdenken und zu sich kommen könnte. Er würde Geschichte umdeuten und auslöschen, Vergangenheit dämonisieren, Kultur als Schande darstellen und kulturelle, soziale und historische Wurzeln durchschneiden. Er würde die Menschen in der Masse analog vereinsamen lassen und nur mit Followern digital umgeben.

			Der Teufel würde ferner Spiritualität lächerlich machen, Religion zum Relikt erklären und Glauben durch Ideologie ersetzen. Schließlich würde er Tugenden verspotten, Laster feiern, Demut als Schwäche und Narzissmus, Maßlosigkeit und Gier als Selbstverwirklichung preisen. Er würde die Begriffe Liebe, Freiheit und Gerechtigkeit so lange verdrehen, dass sie alles und nichts bedeuten. So, sagt der ChatGPT-Teufel am Ende, könne er die Vernunft der nächsten Generation zerstören! 

			Willkommen in der Realität! Die Vernunft ist zerstört, die Gesellschaften sind zersetzt, die Demokratie ist pfutsch, Europa steht am Abgrund eines Krieges. Zweitausend Jahre abendländische Kultur und Denkstrukturen stehen auf dem Spiel, die es wieder zu begründen gilt. Wie bei Sisyphos ist uns der Stein, den wir mit der Aufklärung den Berg hochschieben wollten, entglitten und heruntergerutscht. Mit cogito ergo sum sind wir bis hierhin gekommen und nicht weiter. Wir sollten den Stein demütig und einsichtig wieder hochrollen. Stattdessen, und das ist jetzt die Gefahr, sind die europäischen Gesellschaften durch ihre Unvernunft im Würgegriff des Nihilismus gelandet: Qui ne peut pas construire, doit détruire! Wer nichts schaffen kann, muss zerstören, sagte der französische Dichter Rimbaud. Der Krieg ist das Ventil für eine verzweifelte Gesellschaft, die ihre Scham über ihr politisches, gesellschaftliches und kulturelles Versagen, vor allem in den Corona-Jahren, nicht mehr in Worte fassen kann.

			Von der Zivilisation zur Mensch-Maschine

			Die Zukunft – wenn wir eine Zukunft in Europa wollen! – finge also damit an, das Denken wiederzufinden, wie Bazon Brock reklamiert.6 Jetzt rächt sich, dass die letzten dreißig Jahre an den Universitäten nur noch MINT gefördert worden ist: Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik. Passend zum Verlust des Geistes wurden die einstigen Geisteswissenschaften international schon in Humanities umbenannt, ein Vorgriff auf die Wissenschaft vom Menschen (Human) ohne Geist, der sich nur deswegen auf die Mensch-Maschine einlassen kann. Die gesellschaftliche Verschiebung von Transzendenz zum Transhumanismus scheint hier vorprogrammiert. 

			Ein Beispiel macht den Wegfall der Transzendenz anschaulich. In Weimar steht bekanntermaßen der berühmte Cranach-Altar in der Herder-Kirche. In dem schön ausgestatteten Museum gegenüber werden auf einem modernen Display die fünf Bildelemente des Triptychons erklärt: der Tod von Jesus am Kreuz, Maria darunter, die Auferstehung als Erlösung, der Engel der Verkündigung, der Teufel, der alles anzweifelt. Klickt man einmal weiter, kommt als Problem (als »Kreuz«) ein Virus, die Erlösung ist der Impfstoff, der Engel der Verkündigung ist das Internet, die Corona-Leugner zweifeln alles an, sind also der Teufel. Beim dritten Klick geht es mit Klima genauso weiter. Die fossilen Brennstoffe sind das Problem, Windmühlen sind die Erlösung, Klimaleugner der Teufel usw. Auf gewisse Weise der beste Beweis dafür, dass Wissenschaft zur Glaubenssache oder zum Religionsersatz geworden ist. Keine Transzendenz, Wissenschaft als Dogma, wer zweifelt, leugnet. Es kann einen fassungslos machen, sich Lehrer und Schulkinder vorzustellen, die in diesem Museum die Gleichsetzung von Jesus am Kreuz, einem Virus und fossilen Ressourcen beigebracht bekommen, digital natürlich.

			Die gesellschaftliche Aufgabe müsste also sein, wieder geistreich zu werden, den Geist, den Ésprit, den Spiritus wiederzufinden. In den lateinischen Sprachen ist die Verbindung von Wissen und Geist noch immanent: La science (franz.) oder il szienza (ital.) ist das Wissen, con-science oder con-zienza aber ist das Bewusstsein: Kein Wissen ohne Sein! Welche Ontologie, welche Seinsgestalt hat die KI?

			Die verlorene Dimension

			»So betrachtet sind fast alle Erfindungen (…) dieses Jahrhunderts Werkzeuge des Todes. Auch der Computer macht da keine Ausnahme.«

			Joseph Weizenbaum, Kurs auf den Eisberg (S. 20)

			In seinem Buch Der Einbruch der Zeit von 1995 beschreibt der Schweizer Philosoph Jean Gebser, wie die Dimension der Zeit als dritte Perspektive in die Welt kam – und wie lange die (Vasen- und Miniatur-) Malerei im Mittelalter, Jahr um Jahr sich zaghaft vortastend, zwischen dem 12. und dem 15. Jahrhundert etwa dreihundert Jahre gebraucht hat, diese dritte Dimension, also die Tiefe des Raums, gleichsam auf das Bild zu bekommen. Gebser entwickelt, unter Bezugnahme auf C. G. Jungs Archetypen, in seinem Buch die Theorie, dass auch Gesellschaften Bewusstseinsstufen haben und der Übergang von einer Bewusstseinsstufe in eine andere Synchronizität erfordere. Jeder mag in diesem wundervollen Buch weiterschmökern, das hier zu referieren zu weit führen würde. Die vierte Dimension bezeichnet er als den Einbruch der Zeit in die Gesellschaft: »Der Einbruch der Zeit muss auf alle, die noch am Rationalen als einem ausschließlich gültigen Prinzip festhalten, wie eine letzte Zerstörung der Systeme und Vorstellungen wirken, welche sie als gesichert ansahen und durch die sie sich selber zu sichern suchten.« (S. 90) 

			Das Rationale nicht mehr ein ausschließlich gültiges Prinzip? Cogito ergo sum eine falsche Annahme? Die Aufklärung nur Hybris? Die Wissenschaft als Stochern im epistemischen Dunkel? All die vielen Wissenschaftsmilliarden, die die Menschheit nicht klüger, sondern nur verwirrter und ängstlicher machen? Hier geht es in diesem weiten Feld nur darum, einen wichtigen Punkt hervorzuheben: Der epochale Bruch der heutigen Zeit ist, dass wir dabei sind, die dritte Dimension wieder aufzugeben, und zwar im Zoom: In der Kachel sind wir wieder zweidimensional, wie in der Miniaturmalerei. 500 Jahre Malereigeschichte einfach einmal weggeworfen für eine Seuche. Dabei rankt sich von jeher ein Mythos um die heilige Zahl drei: Tertium non datur, ein Drittes gibt es nicht. Oder doch? Das Dritte ist noch nicht gesagt oder wenn zwei sich streiten, freut sich der Dritte. Das Dritte verbindet unsichtbar Himmel und Erde oder die These und Antithese zur Synthese. Den polarisierten Gesellschaften von heute, die ihre Demokratien im Internet verhandeln, das auf einer binären Struktur basiert, fehlt der Geist als das verbindende Dritte.

			Und was machen wir mit der vierten Dimension, der Zeit? Wenn wir schon räumlich um eine Dimension in die Kachel zurückgefallen sind? In einer Zeit, in der jeder seinen eigenen, KI-basierten Avatar basteln kann, damit er über seinen Tod hinaus in der Zeit, im Diesseits, bleiben kann, ohne in die Ewigkeit zu gehen? Ein wahrhaft multi-dimensionaler Epochenbruch! Was ist mit der Raum-Zeit-Dimension, wenn wir den Raum zurückschneiden, die (Lebens-)Zeit aber über ein menschliches Erdenleben hinaus dehnen? Wenigstens digital weiterleben wollen …

			»Ich habe keine Zeit – dieses Eingeständnis, diese Ohnmachtserklärung des europäisch-amerikanischen Menschen besagt zudem noch ein weiteres; denn wer keine Zeit hat, hat auch keinen Raum. Er ist entweder zu Ende – oder er ist frei.« (Gebser, S. 90) Ich würde mit Gebser eher sagen: Er ist am Ende … à discuter!

			Jedenfalls scheint es naheliegend, ein weiteres Element des Epochenbruchs in der mangelnden Synchronizität zu sehen: ganze Gesellschaften, die zwischen analogem und digitalem Leben ihre Dimensionen nicht mehr klarkriegen. Ein gewisser Jörg Sommer, auf dessen E-Mail-Verteiler von demokratie.plus ich irgendwann geraten bin, schrieb in seinem Newsletter #273 vom 27. März 2025 Folgendes:

			»Viele junge Menschen heute sind digitale Profis. Sie bespielen souverän ein halbes Dutzend Kanäle, teilen Videos und Bilder aus ihrem Alltag, versuchen sich als Influencer, handeln eine dreistellige Zahl von Nachrichten via WhatsApp, Telegram u. Ä. Aber sie bekommen einen Panikanfall, wenn sie telefonieren sollen. Laut einer Studie aus dem Jahr 2018 tauschen sich 95 Prozent der Jugendlichen zwischen 12 und 19 Jahren in Deutschland regelmäßig allein über Kommunikationsplattformen aus – im Schnitt erhalten sie 36 Nachrichten pro Tag. Nur jeder Fünfte telefoniert täglich. Die meisten Jugendlichen sind telefonisch nicht erreichbar. Und nur ein kleiner Teil ruft bei verpassten Anrufen zurück. Oft kommt eine kurze WhatsApp-Nachricht: ›Was los?‹ Und das ist schon die Langversion. Manche Dialoge bestehen dann sogar aus einer Kette von Sprachnachrichten. So sehen viele ›Telefonate‹ im Jahr 2025 aus.«

			Kurz: Jugendliche von heute sind asynchron, können nicht mehr telefonieren bzw. gleichzeitig miteinander reden. Was macht eine demokratische Gesellschaft, in der Jugendliche nicht mehr mitein­ander reden können? Was heißt asynchron: Erst einmal nachdenken wollen, was der andere sagt? Keine sofortige Antwort schuldig sein? Ihn möglicherweise mit Worten verletzen können, ohne die menschliche Reaktion (Tränen, Wut, Verzweiflung …) sehen zu müssen? Keine menschliche Interaktion während der Kommunikation mehr zulassen? Schon seit Jahren ist das miteinander reden durch den Begriff miteinander kommunizieren ersetzt worden. Wer aber etwas kommuniziert, ohne die synchrone Gegenrede zuzulassen, kommuniziert nicht: Er befiehlt! Klar ist: Das Telefon ist nicht mehr das Kommunikationsin­strument des 21. Jahrhunderts, sondern das Internet und in der Konsequenz werden wir eine asynchrone Gesellschaft. Ein Shitstorm im Internet ist leichter als im analogen Leben: Die meisten Menschen trauen sich nicht, anderen direkt etwas ins Gesicht zu sagen! Zur Unfähigkeit zu Telefonieren passt die fast peinliche Ansage, die heute bei den Anrufbeantworten fast aller Handys vorprogrammiert ist: »Wenn Sie Ihre Nachricht zu Ende gesprochen haben, dann legen Sie auf.« Was soll man denn sonst tun? Was geht in einer Gesellschaft vor, die derlei Anweisungen braucht? Die Infantilisierung der Gesellschaft ist in vollem Gange.

			Form Follows Function – oder: Nur noch Oberfläche

			»Das eigentliche Mysterium der Welt ist das Sichtbare, nicht das Unsichtbare.«

			(Oscar Wilde)

			Im Jahr 2019, einhundert Jahre nach Begründung des Bauhauses in Weimar durch Walter Gropius, gab es im hippen Teil von Berlin Kreuzberg eine Art-Ausstellung »Beyond Bauhaus – prototyping the Future«. Auf der Suche nach der Zukunft wollte man jenseits (beyond) des Bauhauses gehen. Das Bauhaus hat uns ästhetisch, künstlerisch und intellektuell gut durch das 20. Jahrhundert gebracht. Eine Zukunft beyond Bauhaus scheint, sechs Jahre später, im Jahr 2025, immer noch nicht gefunden. Außer KI – die auch nur Bekanntes wiederkäut – und digitaler Vulgarisierung auf TikTok nichts zu sehen oder zu hören, was dem 21. Jahrhundert seinen Stil, seine Ästhetik und seine intellektuelle Tiefe, ja, neue paradigmatische Annahmen liefern könnte, die uns eine gute, schöne, wahrhaftige Zukunft versprechen würden. Dabei ist das neue Jahrtausend jetzt schon fünfundzwanzig Jahre alt, also eigentlich schon erwachsen. Doch wo sind die Paul Klees, die Kandinskys oder die Mies van der Rohes? Wo außer bei Ikea ist das neue Design?

			Der zentrale Satz des Bauhauses war form follows fonction, die Form folgt der Funktion. Dieser Satz wird heute gleich doppelt missachtet. Wir achten nur noch auf die Form. Function follows form, so ist es heute, also genau umgekehrt: Die Oberfläche ist alles, Inhalte und Funktionen interessieren niemanden mehr. Wir haben das Bauhaus gleichsam auf den Kopf gestellt und leben darum in einer verkehrten Welt. Das ist der paradigmatische Wechsel der Zeitenwende schlechthin!

			Um es einmal plastisch zu machen: Wie der ORF in Österreich Mitte März 2025 vermeldete, wird der »Plan zur Wiederaufrüstung Europas« (»ReArm Europe«) von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nach Kritik vor allem aus Spanien und Italien umbenannt. »Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass der Name als solcher in einigen Mitgliedsstaaten gewisse Empfindlichkeiten auslösen könnte«, so Kommissionssprecherin Paula Pinho. 

			»Wenn es dadurch schwieriger wird, allen Bürgern in der EU die Notwendigkeit dieser Maßnahmen zu vermitteln, dann sind wir natürlich alle bereit, nicht nur zuzuhören, sondern das auch in unserer Kommunikation zu berücksichtigen«, sagte Pinho. Das Paket soll nun unter dem Namen »Readiness 2030« firmieren, um zu unterstreichen, dass die EU bis zum Ende des Jahrzehnts bereit für die neuen Herausforderungen sein soll. Ach so!

			Ähnlich bei jenem geleakten Telefonat vom März 2024, in dem mehrere deutsche Generäle über den – verfassungswidrigen – Einsatz von Taurus-Raketen im Ukraine-Krieg gesprochen haben. Gegenstand der Nachrichten war nicht diese krude Tatsache, sondern die Form: Wer hat das Gespräch geleakt und warum war die Software nicht sicher? Nachrichten als Ablenkungsmanöver vom Eigentlichen! Wer zum Eigentlichen durchdringen will, muss sich durch eine verspiegelte Oberfläche bohren.

			Wenn etwas nicht gefällt, wird die Verpackung geändert, aber nicht der Inhalt. Das ist ungefähr so wie ein Haufen Mist, eingewickelt in Goldpapier. Es geht nur noch um die Form, nicht mehr um das Eigentliche. Denn die Italiener, die am 15. März 2025 zu Tausenden gegen die europäische Aufrüstung auf die Straße gegangen sind, mit dem antifaschistischen Manifest von Ventotene von 1941 in der Hand, jenem legendären Gründungstext eines föderalen Europas von Altiero Spinelli, waren nicht (nur) gegen den Namen »ReArm Europe«, sondern gegen die Wiederbewaffnung Europas selbst! 

			Das Eigentliche ist ein Romantitel von Iris Hanika von 2010, ein schöner kleiner Roman, der die Suche nach dem Eigentlichen beschreibt, das für jeden etwas anderes ist, vor allem, wenn Gewissheiten abhandenkommen und einen manchmal die Frage nagt, ob man noch auf dem richtigen Weg durch die Welt geht. Das trifft den Nerv der Zeit. Die Zeitenwende ist, dass das Eigentliche abhandengekommen ist! Form anstatt Inhalt!

			Es geht um Krieg, aber Frau Pinho ist fixiert auf die Kommunikation. So ist heute fast alles. Wir sind nur noch fixiert auf Oberflächen, dahinter ist kein Inhalt. Wir sind eine Blender-Gesellschaft geworden, verpacken Hässliches und Schreckliches hinter Fassaden und produzieren so eine gesamtgesellschaftliche Mogelpackung. Faltige Haut wird hinter Botox versteckt, organisierte politische Korruption hinter Wahlen: Das, was sich Friedrich Merz im März 2025 als Wahlbetrug erdreistet hat, darf man wohl so nennen. Hauptsache, die legale Fassade stimmt. Dahinter ist nichts mehr. Auch die 800 Milliarden »Sonderschulden« sind zunächst einmal genau das: eine Luftnummer, ein in Geschenkpapier gewickeltes Versprechen, mit nichts hinterlegt, nicht einmal mehr mit Vertrauen, dem wichtigsten Kitt einer Gesellschaft. Wir spüren die gähnende Leere hinter allen Dingen. Nichts mehr scheint echt oder authentisch, weswegen Authentizität derzeit so hoch im Kurs steht. 

			An was kann man sich noch halten? Eine ganze Gesellschaft ahnt, dass unter dem Teppich, auf dem sie steht, kein Boden mehr ist, nichts mehr, was sie hält, außer viel drunter gekehrter Dreck. Keine Demokratie und kein Grundgesetz mehr, kein Recht und Gesetz. Das alles wurde in den letzten Jahren der Willkür hingegeben und niemand weiß, was der nächste Akt der Willkür sein wird. Vielleicht ist darum aktuell der Ruf nach äußerer Sicherheit so groß? Der Ruf nach Militär, Panzern und Taurus? Nach Polizei und Überwachung? Weil man sich auf einen inneren Kompass der Gesellschaft, die Reaktion der Anderen, die Vernunft oder den gesunden Menschenverstand eben nicht mehr verlassen kann? Weil die innere Unsicherheit ins Unendliche wächst, weil einen das Gefühl beschleicht, dass alle Dinge hohl und leer sind, die Rentenkasse ebenso wie die »Sondervermögen«, und alle politischen Versprechen sowieso. Fiktionen nur!

			Unvernunft aber kann nur mit Zwang und letztlich Gewalt durchgesetzt werden. »Denn das Leben unter einem Gesetz, das gilt, ohne zu bedeuten, gleicht dem Leben im Ausnahmezustand, in dem die unschuldigste Geste und die kleinste Vergesslichkeit die extremsten Konsequenzen haben können«, so Giorgio Agamben im Homo sacer (S. 63). Seit Corona, wo lächerlichste Regelüberschreitungen teilweise mit brutaler Polizeigewalt geahndet wurden, sind wir da längst. Und es kann jeden Tag neu passieren! Unter der Oberfläche der bundesrepublikanischen Demokratie und Meinungsfreiheit wurden unbescholtene Bürger, die Bundesminister als »Schwachkopf« bezeichnet haben, morgens aus dem Bett geklingelt, Gästen einer beschwipsten Party auf Sylt – ein privates Ereignis, auch wenn vermeintlich krude Liedchen gesungen wurden! – wurde gekündigt, ebenso wie zu Jahresbeginn 2024, perfekt so getimed, dass man den legitimen Bauernprotest aus den Schlagzeilen schaffen konnte, die Teilnehmer einer ebenfalls privaten Diskussionsveranstaltung zum Thema Migration in einer Villa in Potsdam öffentlich denunziert und einer Person gekündigt wurde, wobei das Treffen schon im November 2023 stattgefunden hatte. Zu Unrecht, wie ein Gericht hinterher feststellte. Eine Rechtsverdrehung nach der anderen unter der Oberfläche der Demokratie, genauer: ihrer Rettung. 

			Über diese Rettung der Demokratie wird es im dritten Teil dieses Büchleins noch ausführlicher gehen. Man wünscht sich Helmut Kohl zurück, der sich jahrelang stoisch als »Birne« betiteln ließ und dafür nie jemanden angezeigt oder gar verfolgt hat. Frau Strack-Zimmermann hätte an seiner statt sicherlich schon 2000 Strafanzeigen gestellt. Eine wehrhafte Demokratie braucht wehrhafte Bürger, die sich im Zweifel argumentativ verteidigen, anstatt evasive Paragraphen von »Majestätsbeleidigung« zu bemühen, die wieder nur auf die Oberfläche zielen, nämlich auf das gebrauchte Wort: Das darf nicht gesagt werden! Wir würden wahrscheinlich mit der Demokratierettung einen guten Schritt weiterkommen, wenn wir unsere Gerichte davon entlasten würden, kleinkarierte Prozesse darüber zu führen, wer wann in welchem Kontext was gesagt hat. Derlei Haarspalterei im Diskurs erinnert ein wenig an Monty Python und die »Volksfront von Judäa« vs. die »Judäische Volksfront«.

			Der Verlust der Differenz ist ebenfalls Ausdruck der Geistlosigkeit der Zeit, einer Zeit, der Kategorien und Definitionen abhandengekommen zu sein scheinen. Mann ist Frau oder Erwachsener ist Kind oder umgekehrt. Christian Morgenstern hat diesen Verlust der Differenz schon vor Jahrzehnten in sein Gedicht vom Lattenzaun gepackt:7

			»Es war einmal ein Lattenzaun, mit Zwischenraum, 

			hindurchzuschaun. 

			Ein Architekt, der dieses sah,stand eines Abends plötzlich da – 

			und nahm den Zwischenraum heraus 
und baute draus ein großes Haus.«

			Das große Haus ist jene Monstranz der Lüge, in dem die Politik es sich derzeit einrichtet, mit verspiegelter Oberfläche und völlig undurchsichtig. Man wünscht sich Walter Benjamin oder Siegfried Kracauer herbei, um Notizbücher mit den Absurditäten der heutigen Zeit zu füllen und die Dinge ein bisschen zu ordnen. Aber Notizbücher gibt es nicht mehr viele. Eigentlich ist schon Schreiben out, Handschrift ein Relikt, Grammatik relativ, Orthographie unnötig und wird sowieso vom spell check erledigt. Wer noch Briefe aus den 1910er oder den 1930er Jahren hat, weiß, was ich meine: Briefe von der Front zum Beispiel, wo tapfere Männer ganz zärtlich ihrer Liebsten schreiben. Oder die Briefwechsel von Hannah Arendt mit Günther Anders, aus denen, selbst nachgedruckt und nicht handschriftlich, eine Dichte und Fülle des Lebens springen, eine geradezu gierige Betrachtung des Alltags mit feuriger intellektueller Durchdringung und Neugierde, die ihresgleichen sucht und an die die üblichen Emoji-Kommunikationen auf WhatsApp sicherlich nicht heranreichen. Die Zeiten waren damals übrigens nicht minder unsicher. Aber es gab eben genau das: das Bauhaus, paradigmatische Sätze, eine Kultur, die diesen Namen verdiente, eine Ästhetik, Vernunft und Verlass. Verlass auf das Denken! Ohne das kommt keine Gesellschaft aus, eine demokratische schon gar nicht. Nur die Form wahren, das reicht nicht. Nur auf der Oberfläche glänzen, auch nicht. Das Äußere sollte dem Inneren entsprechen und mehr als Blendwerk sein.

			Der Satz »form follows function« stammt von Louis H. Sullivan, und ist aus einem Essay von 1896, der den Titel trägt »The Tall Office Building Artistically Considered«. Hier geht es darum, dass die äußere Form eines Wolkenkratzers die verschiedenen »Innereien« oder unterschiedlichen funktionalen Interieurs reflektieren sollte. Was innen unterschiedlich ist, sollte es äußerlich auch sein: Form follws function. Die Funktion bestimmt die Form. Die Funktion determiniert das Äußere. So wie ein bestimmtes Objekt – eine Lampe, ein Sessel – am funktionalsten ist, so soll es gebaut werden. Kein Inhalt soll in eine unpassende Form gepresst werden. Sullivans berühmtes Axiom wurde zum Kriterium oder Prüfstein ganzer Generationen von Architekten. Der Zweck eines Gebäudes sollte sein Aussehen formen, der Ausgangspunkt für sein Design sein. Ob die Architekten des neuen Kanzleramtes in Berlin diesen fff-Spruch noch kannten, darf bezweifelt werden. Jede der hallenartigen Etagen ist letztlich eine riesige, umbaute Leerfläche, die dagegen fast winzigen Büros sind in die Seitenflügel verdrängt worden. Die »Waschmaschine« (wie das Kanzleramt gerne genannt wird) mag eindrucksvoll sein. Aber letztlich sind es hohle Räume, ohne Blickfang dazu, also Hohlräume – und so ist auch die Politik, die seither von dort gemacht wird: aufgebauscht und symbolhaft, doch letztlich entkernt und unglaubwürdig. Im alten Bonner Wasserwerk, das bis 1999 den Deutschen Bundestag beherbergt hat, haben die Proportionen – hat das Verhältnis von Form und Funktion – noch irgendwie gestimmt.

			Heute ist alles mehr Schein als Sein. Das gilt nicht nur für die materiellen Dinge, sondern, fast schlimmer, für die immateriellen: für die Demokratie, die Kirchen, die Kultur, die Wissenschaft oder auch die Nation. Irgendwie ist alles entkernt worden. Nirgendwo ist noch drin, was draufsteht. Alles ist oberflächlich noch intakt, aber die Begriffe sind reine Platzhalter für das, was einmal war. 

			Wie ist das passiert? Die Umkehrung des Bauhaus-Satzes scheint der entscheidende paradigmatische Wandel vom 20. zum 21. Jahrhundert. Der fff-Satz beinhaltet in der Essenz alles, was die europäische Geistesgeschichte bis dato formuliert hatte, wie es zu sein hat: schön, wahrhaftig und echt! Das Schöne, das Wahre, das Gute! Wir hatten uns darauf geeinigt, dass diese Dinge zusammengehören. Dass nicht echt sein kann, was nicht schön ist, dass nicht wahr sein kann, was nicht echt ist, dass nicht schön sein kann, was nicht wahr ist. Und wir hatten als Gesellschaft ein Gespür dafür, eine Art ästhetische Erziehung, bewusst oder unbewusst. Wie also konnten sie verloren gehen, die Schönheit, die Wahrhaftigkeit und das Gute? Das ist die Frage, die hinter der Umkehrung des Bauhaus-Satzes steckt – und diese Frage stellt sich jedes Mal, wenn man an einer der Windparkanlagen der Republik vorbeifährt. 

			Es war jahrhundertelang Topos der Erziehung in Europa, dass man nur mit dem Herzen gut sieht, weil das Wesentliche für die Augen unsichtbar ist. Es gibt die Schöne und das Biest und den Glöckner von Notre Dame und andere große Erzählungen, Märchen und Sagen, allen voran Cinderella oder Aschenputtel, die erzählen, dass die Arme die eigentlich Schöne, das Alter eine Frage von Weisheit ist und die Augen der Spiegel der Seele sind. Wer einmal – vor allem in den USA – eine, von hinten betrachtet, offenbar junge Frau anspricht, schlank, blond, gut geföhnt, etwa, um sie nach dem Weg zu fragen, und diese sich dann umdreht und man in ein gestrafftes Babypuppen-Gesicht schaut, der versteht, was ich meine: Was, bitteschön, ist eine Gesellschaft, deren Bürger nicht alt werden wollen? Kindisch! Und zugleich erstarrt, denn Botox macht das Gesicht regungslos. 

			Man kann es für die meisten Dinge der Zeit durchdeklinieren: für die Nahrung, die nicht mehr gehaltvoll ist, für den Apfel ohne Vitamine, das vegane Schnitzel ohne Fleisch. Alles nur noch Oberfläche ohne Inhalt, nicht mehr echt. Der SUV war als Sport-Vehicle mit Allrad-Antrieb konzipiert, um durch den Matsch oder auf einen Berg zu fahren. Heute ist kein Allradantrieb mehr darin. Diese Amphibienfahrzeuge, die die mondänen Bezirke der deutschen Städte bevölkern, sind technisch besehen Leichtmobile mit Luxusausstattung, die ihren Zweck nicht mehr erfüllen: Durch Matsch fahren wollen ihre meist privilegierten Besitzer eh nicht, sondern durch den SUV ihren Status sichern, in dem sie höher sitzen.

			Schauen wir auf die Demokratie, so ist ihre Entkernung nahe­zu perfekt gelungen. Was Wahlen noch nützen sollen, mag man sich seit März 2025 getrost fragen. Gesetze gelten in der Bundesrepublik offenbar nur unter Vorbehalt. Wenn man sie wirklich einmal braucht, spätestens dann werden sie weggeworfen wie ein Zewa-Tuch. Es ist auch nicht so, als würde man das nicht bemerken. Die kritische Politikwissenschaft hat die »Postdemokratie« (Colin Crouch) schon länger im Blick. Der Begriff »simulative Demokratie« von Ingolfur Blühdorn stammt von 2016. An der Frage, was man mit einer Demokratie macht, die zur Simulation geworden ist, die man aber trotzdem nicht aufgeben kann, zumindest nicht freiwillig, beißt sich die Politikwissenschaft schon länger die Zähne aus. Die Entsorgung der Demokratie braucht einen Vorwand. Wenn Demokratien demokratisch untergehen, heißt ein Buch von 2019, herausgegeben von seriösen Politikwissenschaftlern wie Chantal Mouffe, Claus Offe, Ivan Krastev und Jan-Werner Müller. Das Ende der liberalen Demokratie ist in der einschlägigen Literatur also längst eingeläutet, aber auf der Oberfläche glänzt die Demokratie noch. Dazu mehr in Teil III.

			Mit der Nation verhält es sich ähnlich. Die Rückkehr des Nationalen ist mit Händen zu greifen, dafür sorgen die sogenannten Populisten: Grenzschließungen, Vorrang für Biodeutsche, Rückkehr der deutschen Kultur und Sitte. Aber auch hier ist das Verhältnis zwischen Oberfläche und Inhalt ähnlich wie bei den SUVs: Die Betonung des Nationalen, um nicht von Nationalismus zu sprechen, kommt in einer Zeit, in der die Handlungsunfähigkeit oder Kompetenz des Nationalstaates entweder durch die EU oder durch die Globalisierung bereits extrem eingeschränkt ist. Die nationale Souveränitätsdebatte ist insofern eine Reaktion auf die offensichtliche Entkernung des Nationalstaates. Auch hier trifft die Umkehrung jenes fff-Spruches des Bauhauses zu: Aus form follows function wurde function follows form: Nationalismus ist nichts als heiße Luft, die in einen Nationalstaat geblasen wird, wenn dessen Funktionen längst entkernt sind. Hauptsache, die Oberfläche wird gerettet. Wie man ein erlegtes Tier ausweidet und dann mit Stroh ausstopft, damit es seine Form wahrt und die Haut nicht in sich zusammenfällt. 

			Französische Theorien zur Nation, etwa die des berühmten Soziologen Marcel Mauss, niedergelegt in seinem Buch Die Nation oder der Sinn fürs Soziale, weisen darauf hin, dass eine Nation weniger auf Identität begründet wird, sondern auf institutionalisierter Solidarität, also einem sozialen (!) Gewebe. In etwa das, was Jean Jacques Rousseau einmal einen contrat social, einen Gesellschaftsvertrag, genannt hat und der natürlich etwas mit sozialer Gleichheit zu tun hat. Dass der Gesellschaftsvertrag in der Bundesrepublik unter der Last des »Überreichtums« (Martin Schütz) längst gebrochen ist, dazu gibt es einerseits genug Literatur; man braucht sich aber nur in der Straße umschauen: was für die einen die Ästhetisierung ihres Lebens geworden ist – zum Beispiel auf den eigenen Biorhythmus angepasste, energetische Steine in der Wasserkaraffe bei Tisch –, ist für die anderen das Sammeln von Plastikflaschen in öffentlichen Mülleimern. Der in der letzten Dekade angeschwollene Nationalismus/ Populismus in seiner Formgebung durch die AfD – und das gilt analog für den Populismus bzw. Nationalismus in Frankreich oder Österreich – ist darum das Substitut für den verlorenen Gesellschaftsvertrag einer Bundesrepublik, der – wider allen Anschein – der Sozialstaat und jeder Anspruch an eine sozial gerechte Gesellschaft längst verloren gegangen ist.8 Dazu passt, dass Friedrich Merz jetzt als letztes Aufgebot zur Rettung der maroden Republik schlappe 500 Milliarden für Infrastrukturprojekte mobilisiert hat: letztlich der Versuch, die AfD und ihre Wähler entweder zu ködern und ihnen mit Geld den Populismus auszutreiben – oder, um im Bild zu bleiben: um aus Stroh wieder ein soziales Gefüge zu machen. Topp, die Wette gilt. Der Koalitionsvertrag jedenfalls liest sich anders!

			Die Entkernung aller Dinge, materieller wie immaterieller, wird demnächst gekrönt von der Entkernung des Dinges an sich, nämlich der des Geldes, wenn das Bargeld abgeschafft werden wird. Noch gaukeln Münze oder Scheine einen Wert vor, sind immerhin etwas zum Anfassen. Aber wenn das Geld nur noch elektronisch da sein wird oder als Kryptowährung im Cyberspace auf der Block Chain, dann ist Geld einfach nicht mehr real, sondern nur noch surreal. Spätestens dann sollten wir uns als westliche Gesellschaften noch einmal ernsthafte Gedanken über das Geldsystem machen und darüber, was Geld eigentlich ist (Wertespeicher, Tauschmittel, Recheneinheit), vor allem im Gegenzug zum Wert. Die Debatte ist so alt wie die Menschheitsgeschichte, alle religiösen Urtexte haben ein Kapitel dazu. Am griffigsten ist der Satz von Oskar Wilde: »Die Menschen kennen von allem den Preis, aber von nichts ihren Wert.« Dass, neben allen Entkernungen, von denen hier die Rede ist, die Entkernung des Geldes durch die Abschaffung des Bargeldes zu einem Zeitpunkt kommt, in dem demnächst aufgrund des Kriegsgeschehens Vermögenswerte einkassiert, Bürger zur Kasse gebeten und Lastenausgleichsgesetze entschieden werden, ist sehr passend: Geld, das zuvor entkernt, also entwertet wurde und nur noch eine Cyber-Chimäre ist, kann man auch schneller vernichten: Ein Knopfdruck auf einem Computer reicht.

			Emanzipation und Militär – oder: woker Krieg?

			»Ich war nicht wirklich nackt. Ich hatte nur keine Kleider an.«

			Josefine Baker

			Die Geistlosigkeit, die sich nur noch an der Oberfläche abarbeitet, hält in alle Debatten Einzug und macht auch vor dem Krieg nicht halt, der jetzt woke-kompatibel gemacht werden muss. In einem Internet-Meme sitzt ein pfiffiger junger Mann und fragt seine Zuhörer, ob man demnächst Kuschelkurse an der Front machen wird oder die zugeteilten Essensrationen auch vegan oder glutenfrei sein werden? Tatsächlich ist die Wokeness jetzt wahrscheinlich die letzte Rettung vor dem Krieg, denn die hat dazu geführt, dass die entkernten Gesellschaften, die einen Krieg führen sollen, ihn gar nicht mehr führen können. Ein Krieg braucht klare Geschlechterverhältnisse, gesellschaftlichen Zusammenhalt und Hierarchien. Von allem sind wir weit entfernt.

			In seinem Bestseller-Buch von 1974 untersuchte Klaus Theweleit die sexuelle, psychologische und soziopolitische Vorgeschichte des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkrieges. Knapp zusammengefasst, waren für ihn Populismus, Nationalismus und schließlich Militarismus und Krieg die Reaktion auf die erste Frauenbewegung vom Anfang des 20. Jahrhunderts: Suffragetten, Wahlrecht für Frauen, die ersten großen weiblichen, politischen Stimmen, Bertha von Suttner, die 1905 den Friedensnobelpreis erhielt, die anarcho-syndikalistische französische Philosophin Simone Weil, Rosa Luxemburg, Marxistin, Anti-Militaristin und Protagonistin der internationalen Arbeiterbewegung, Demokratie- und Freiheitskämpferin der ersten Stunde, die am 15. Januar 1919 in Berlin von nationalistischen Freicorps erst erstochen und dann in den Landwehrkanal geworfen wurde. Einflussreiche Frauen, die keinen Krieg wollen, müssen eben manchmal beiseitegeräumt werden, wenn sie zu viel Unruhe stiften. 

			Vor allem die sozialistische Arbeiterbewegung, die in den Jahrzehnten am Ende des 19. Jahrhunderts zuvor dafür gesorgt hatte, dass die Frauen Lesen, Schreiben und Nähen lernten, hatte einflussreiche Anti-Kriegsnetzwerke bei den Arbeiterfrauen geschaffen, die in den 1920 und 1930er Jahren noch engmaschig und stabil waren, und zwar europaweit: Aus diesen Netzwerken speisten sich später die Freiwilligen im Spanischen Bürgerkrieg 1936 bis 1939 gegen die Francisten, ebenso wie die Résistance gegen die Nazis in Frankreich oder die anti-faschistischen Partisanen in Italien oder Serbien im Zweiten Weltkrieg. Der schönste Roman hierüber ist der von Manès Sperber, Wie eine Träne im Ozean. Die Zeit zwischen 1880 und 1940 kann wohl als Blütezeit der europäischen Arbeiterbewegung bezeichnet werden, ganz gleich ob sozialdemokratisch, sozialistisch, kommunistisch oder anarcho-syndikalistisch.

			Am Ausgang des Ersten Weltkrieges, als man mit der »Dolchstoßlegende« den Landesverrat jüdischer, sozialdemokratischer oder kommunistischer Politiker anprangerte, wurden diese engagierten, sozialistischen und pazifistischen Frauen mit dafür haftbar gemacht, dass Deutschland unter Kaiser Wilhelm II. (meine Oma Henriette hat ihn noch geliebt, weil es zu Kaisers Geburtstag immer eine Parade und dafür ein neues Kleid oder eine neue Schürze gab) nicht siegreich, sondern in Schutt und Asche aus dem Ersten Weltkrieg hervorgegangen ist und 1918 den sogenannten »Diktat«-Frieden von Versailles unterzeichnen musste.

			Die Männer lagen 1918 am Boden, die Frauen stoben nach oben: Die Niederlage der deutschen Männer war, so Theweleit, auf anderem Parkett ein Sieg der Frauen. Die Suffragetten-Bewegung, seit den 1910er Jahren vor allem in London unter der Führung von Emmeline Pankhurst und vielen anderen erstarkte, startete in ganz Europa durch: 1918 errangen die Frauen in vielen Ländern (Deutschland, Österreich, Lettland, Estland, Luxemburg u. v. a.) zum ersten Mal das Wahlrecht in den neuen Parlamenten, als 1918 die Monarchien und Kaiserreiche zusammenkrachten und in ganz Europa Republiken ausgerufen wurden. Die männliche Niederlage diente der Frauenbewegung. Also musste wieder ein Krieg her, um die Männerrolle zu festigen. Das ist, sehr unterkomplex zusammengefasst, die Theorie von Theweleit.

			Der Zweite Weltkrieg war das Mittel, um die Männer wieder zu rehabilitieren, Männlichkeit wieder unter Beweis zu stellen und unter Kriegs- und Notstandsgesetzgebung erneut für eine patriarchalische – oder im damaligen Fall »völkische« – Ordnung zu sorgen, Mutterkreuz inklusive. Aufmüpfige, sozialistische Arbeiterfrauen waren dabei ein Störfaktor, weil man auch deren Kinder für den Krieg brauchte und keine Käthe Kollwitz, die als engagierte Sozialistin und Pazifistin die Lebensbedingungen der Arbeiterklasse mit ihrem Kohlestift in Drucken und Graphiken festhielt und damit Anklage gegen die vom Krieg verschärfte soziale Misere erhob. 

			Dazu hatten die Roaring Twenties in links-bürgerlichen, jüdischen und intellektuellen Milieus die laszive Frau mit kurzen Haaren, Federboas und Zigarettenspitze hervorgebracht, die Charleston tanzen und nicht das Haus hüten wollten. Die schwarze Ikone Josephine Baker, das IT-Girl der damaligen Zeit, Weltstar und Freiheitskämpferin, verkörperte Erotik, freie Sexualität, Jazz-Musik, also alles, was (konservative) Männer zum Fürchten brachte, obgleich sie 12 (adoptierte) Kinder aus 12 Ländern hatte, das Mutterkreuz also gleich doppelt verdient hätte. Ihr waren auch konservative Männer verfallen, wie etwa der Berliner Rentier, Mäzen und Publizist Graf Kessler, der am 13. Februar 1926 über seine Begegnung mit Josefine Baker in sein Tagebuch einträgt: Ein bezauberndes Wesen. Mehr kann man nachlesen in der tollen Biografie von Josefine Baker, die 2020 beim Molden Verlag erschienen ist.

			Das Muster, das Theweleit ausmacht, ist, dass sowohl weibliche Gleichberechtigung als auch weibliche Unzucht ein Dorn im Auge der nach 1918 oft frustrierten Männer waren: Am unteren Ende der Gesellschaft waren viele von ihnen durch den Krieg zermürbt, kriegsversehrt, buchstäblich nicht mehr Mann im Haus. Im bürgerlichen Milieu fürchteten die Männer, ihre Frauen nicht mehr im Griff zu haben: Bildung, Emanzipation und ein kulturelles Babel für Frauen waren einfach zu viel. Ein Krieg schafft Ordnung in den Geschlechterverhältnissen. Ob gesellschaftlich oben oder unten: Auf die notwenige »Beherrschung« der Frau können sich Männer jenseits ihrer sozialen Zugehörigkeit meist einigen. Die Frage ist heute: Macht queer den Krieg unmöglich oder beseitigt der Krieg queer?

			Man könnte die These aufstellen, dass, wenn der Populismus, Nationalismus und die Militarisierung der 1920–30er-Jahre laut Theweleit eine männliche Reaktion auf Suffragetten, sozialistische Freiheitskämpferinnen und schließlich das Berliner Cabaret gewesen sind, die heutige Militarisierung und der geplante Krieg – ähnlich zu damals – eine Vorgeschichte in den gesellschaftliche Verhältnissen der letzten zehn, zwanzig Jahre unserer Zeit haben, namentlich in dem Wokismus, der LGTBQ oder Queer-Bewegung und vor allem der zweiten Emanzipationswelle von Frauen zu Beginn des neuen Jahrhunderts. Verbindendes Element im Seitenstrang könnte sein, dass eine der Protagonistinnen des Cabaret-Romans von Christopher Isherwood, Sally Bowls, ihre Daumennägel stets in Krokodilgrün lackierte, ein Trend, der mit heutigen Nagellacktrends in Grün, Blau oder Schwarz korreliert. Hauptsache keine roten Nägel!

			Die Frage lautet, ob es à la Theweleit vermessen ist anzunehmen, dass die zweite Welle der Emanzipation, die seit etwa zwanzig Jahren auch in Deutschland angelaufen ist (Elterngeld, Kinderkrippen), oder gar so unverschämte Dinge wie equal pay, positive Diskriminierung, Frauen in die Vorstände (How come!), der kulturelle Hintergrund für das Kriegsgeschehen sein könnte? Ein Krieg könnte, damals wie heute, wieder Ordnung in die Geschlechterverhältnisse bringen. Waren den Frauen denn das Wahlrecht und das Recht, seit 1972 ohne Unterschrift des Mannes eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, nicht genug? Müssen es noch Sternchen, #MeToo, Anti-Stalking-Gesetze und der Kampf gegen Mikro-Aggressionen sein? Wenn die Frauen den Hals der Gleichberechtigung nicht vollkriegen, muss man sie halt wieder in ihre Schranken verweisen?!

			Nur, dass das heute ein bisschen durcheinandergeht. Theweleits These kann man nicht linear übertragen. Statt, mit Mutterkreuz belohnt, die Kinder für die Front zu gebären, darf die Frau jetzt gleich selber kämpfen. Das verkürzt den Weg in die Wehrhaftigkeit. Wehrdienst für Frauen lautet ein Vorschlag von Alt-Außenminister Joschka Fischer vom März 2025. Schade nur, dass die Möglichkeit, Frauen verpflichtend zum Wehrdienst einzuziehen, bei der letzten Sitzung des alten Bundestags verschlafen wurde, es bedarf nämlich einer Grundgesetzänderung. Ist das jetzt die Fortsetzung der feministischen Außenpolitik mit militärischen Mitteln? Der schamlose Missbrauch von Emanzipation für militärische Zwecke – ohne dass die weibliche Generation Z hier irgendwie protestiert – kann als 60-jährige Frau schon verwundern. Die Motive für den Feminismus von Alice Schwarzer vor vierzig Jahren (equal pay, kein Schleier, »mein Bauch gehört mir«) war sicher nicht, Frauen eine Fronterfahrung zu ermöglichen. 

			Und so kann man sich nur wundern, wohin die Emanzipation heute abbiegt. Hübsche, meist blonde und sexy Frauen mit Pferdeschwanz hängen jetzt an den Bushaltestellen, mit Kopfhörer, Walkie-Talkie, darunter dumme Sprüche: Folge deiner Berufung. Die Frau als Werbeträger für die Armee ist stark im Kommen und wer dieser Tage mit der Deutschen Bahn durch die Lande fährt, begegnet immer häufiger Gefreit*innen. Tatsächlich bin ich persönlich verwundert über die gesellschaftliche Akzeptanz, aber auch die offensichtliche Bereitschaft vieler junger Frauen, sich auf das Abenteuer Bundeswehr (Krieg?) einzulassen. Nur der festen Bezahlung wegen? Einmal, als kurz vor Köln ein Zug wieder einmal für mehr als eine Stunde stehen blieb, entspann sich ein Gespräch zwischen fast allen Insassen des Abteils mit einer jungen Soldatin: Ob sie schon »an der Front« sei? Wie viel sie verdiene? Wo sie stationiert sei? Ob schon heißer Krieg sei? Ob sie Angst hätte? Die junge Frau – offenbar in Estland stationiert – erzählte bereitwillig und vergnügt. Faszination Krieg! Die meisten Insassen hatten glänzende Augen angesichts der feschen Soldatin. 

			Vom Wischen ohne Denken – oder: Von der Wissenschaft zur Ideologie

			»Follow the Science – Folgt der Wissenschaft«

			Slogan während der Corona-Jahre

			»Sollte auch einer einst die vollendete Wahrheit finden, so wüsste er es doch nicht. Es ist alles durchsetzt von Vermutung.«

			Karl Popper

			Denken kostet nichts, höchstens Zeit: Siegfried Kracauer, Walter Benjamin (der nie an eine Universität kam), Günther Anders, Hannah Arendt, Max Horkheimer oder Herbert Marcuse: Sie alle hatten keine KI, keine Drittmittel und keine milliardenschweren Forschungsprojekte, nicht einmal standardisierte Methoden für ihre Werke. Trotzdem verdanken wir ihnen mehr Erkenntnisse über die totalitären Tendenzen innerhalb einer Gesellschaft, als die moderne Politikwissenschaft, z. B. am Wissenschaftszentrum Berlin (WZB), in den ganzen Corona-Jahren hervorgebracht hat. Auch Karl Dietrich Bracher, bei dem ich in Bonn 1984 noch »hören« durfte, wie man damals sagte, hat für seine Zeit der Ideologien nur Bleistift und Papier gebraucht. Kurz: Die kritische Theorie, die Gesellschaftskritik und damit cum grano salis das (Nach-)Denken – alles drei essentiell für den Diskurs einer demokratischen Gesellschaft – wurden in der augenblicklichen Zeitenwende vom Szientismus abgeräumt, die Universitäten von Drittmitteln gekapert und mithin gefügig gemacht, das universitäre Personal auf Linie gebracht. Adieu, Wissenschaft …

			Aus der DDR wissen wir, wie es einer Gesellschaft ergeht, die ihre Intellektuellen verliert. Manchmal huscht Peter Sloterdijk noch durchs Feuilleton, die kluge Susan Neimann hingegen wurde gecancelt, weil sie bei Gaza nicht pariert und einen Aufruf jüdischer Intellektueller gegen den Völkermord gestartet hat. Um Juli Zeh oder Svenja Flaßpöhler ist es still geworden. Jürgen Habermas ist sehr alt. Hans-Magnus Enzensberger tot, Botho Strauß still. Die Islamwissenschaftlerin Susanne Schröter wurde gecancelt, wie inzwischen jeder, der in der Bundesrepublik etwas Interessantes, Neues, Anderes oder bis dato Ungehörtes – um nicht zu sagen: UnErhörtes – gesagt hat: Alle Freidenker, die hierzulande in den letzten Jahren »ohne Geländer« gedacht haben, wurden aus dem deutschen Diskurs entfernt. Das Land, das auf seine Kultur stolz ist, ist seiner Dichter und Denker und seiner großen Wissenschaftler verlustig gegangen, denn schon jetzt ist klar, Christian Drosten zählt nicht dazu. Noch ist aus der Generation Z, die jetzt die woken Feuilletons von ZEIT & Co. bevölkert, nichts nachgewachsen, was bei mir zu einem Aha-Effekt geführt hätte: Da ist es, das neue Denken. Im Gegenteil: Der Begriff des betreuten Denkens ist seit längerem in aller Munde und wer querdenkt anstatt queer, fliegt raus.

			Die Gesellschaft, in der das Denken ausgerupft wurde wie Unkraut, soll jetzt also der Wissenschaft folgen! Nur wohin? Immer mehr Bildung – und immer mehr Drittmittel – also immer mehr Geld für die Wissenschaft oder »Exzellenz-Cluster« an Universitäten haben nicht dazu geführt, dass die Bundesrepublik Deutschland in den internationalen Rankings des Wissenschaftsbetriebes irgendwelche sonderlichen Erfolge oder Nobelpreise vorzuweisen hätte. Auch nicht dazu, dass die Bundesbürger glücklicher, wohlhabender oder gesünder wären als früher. Eher im Gegenteil. 

			Wenn das Volk partout nicht verstehen will, was Experten sagen, zum Beispiel zum Thema Klima, zu den Geschlechtern, dem Ukraine-­Krieg oder dem Corona-Virus, dann hat die Gesellschaft ein Problem. Und wenn es doch Experten oder Professoren gibt, die sagen, was der Populus gemeinhin denkt, zum Beispiel, dass es nur zwei Geschlechter gibt, dann müssen diese Professoren von der Universität entfernt werden, wie zum Beispiel Marie Louise Vollbrecht von der Humboldt Universität Berlin. Das Instrument dafür heißt Cancel Culture: Wer stört, muss weg! Die ganze Professorenschaft schaut weg und schweigt aus Angst, denn jeder könnte der Nächste sein. Wer kann, flüchtet sich in seinem Fachbereich in peer reviewed Artikel und Zeitschriften, die meistens niemanden interessieren: Rund 60 Prozent der referenzierten wissenschaftlichen Artikel mit DOI-Nummer werden von <5 Personen gelesen. Der Wissenschaftsbetrieb produziert also Halden von Wissen, die fast niemanden interessieren und die tendenziell gesellschaftlich nicht relevant sind. Ein Blick in die Titel zum Beispiel soziologischer Zeitschriften spricht Bände: Alle hot topics der augenblicklichen gesellschaftlichen Auseinandersetzung – zum Beispiel Migration, Gewaltverbrechen, Attentate, Überfremdung – werden in academia elegant umschifft, man könnte ja unangenehm auffallen. »Die vielen zwei Welten: Gelebte Diversität im ehemaligen Bonner Diplomatenstadtteil Bad Godesberg« oder »Flexible Work Policies and the Division of Housework and Childcare in German Cohabiting Couples« sind zwei Artikelüberschriften aus der bedeutenden Kölner Zeitschrift für Soziologie aus dem letzten Winter 2024/ 2025. Klein, kleiner, am kleinsten. Hauptsache viele Zahlen und enggeführte Methoden. Beobachtungen sind in diesen Artikeln ebenso verpönt wie Erfahrungswissen, Zusammenhänge, der etwas breitere Blick, der Vergleich oder gar ein interdisziplinärer Ansatz, auf Deutsch: der Blick über den Tellerrand. Da atmet man fast erleichtert auf, wenn man noch mal Paul Feyerabend »Wider den Methodenzwang« durchblättert, der schon Ende der 1970er Jahre in seinem schwungvoll argumentierten Buch den Fokus auf die wissenschaftliche Methode kritisiert hat, hinter der sich ein beliebiger, im Zweifel irrelevanter Inhalt gut verstecken kann: mehr Schein als Sein! Auch hier finden wir das Motto form follows function bzw. dessen Umkehrung: Der postmoderne Wissenschaftsapparat ist, wie alles heutzutage, infiltriert von function follows form. Hauptsache, die Methode stimmt, egal ob das Forschungsergebnis gesellschaftlich irrelevant ist. Eine Aussage – etwa: »Die Impfung ist sicher« – wird dann methodisch ad absurdum geführt, wenn die Probandengruppe unter zehn Personen und der Beobachtungszeitraum zum Beispiel nur eine Woche ist. Letzteres kann man oft in Schönheitszeitschriften, Vogue oder Elle, im Kleingedruckten lesen, wenn bei einer Augencreme für Faltenreduktion mit »klinisch getestet« geworben wird. Meist sind es dann 80 Prozent von insgesamt 15 Versuchspersonen oder so ähnlich, also statistisch nicht signifikant. Das kann man in der Kosmetik-Werbung ja noch durchgehen lassen, aber vielleicht doch nicht in der Virologie? Zumal die meisten Versuchsanordnungen nicht repliziert werden können: 

			»Ein Versuch, die 100 wichtigsten Ergebnisse der neuesten psychologischen Forschung zu replizieren, zeigte, dass die Repliken in nur 36 Fällen eindeutig gelangen. Eine Studie analysierte 53 Publikationen im Bereich Krebsforschung und konnte nur 6 von ihnen (11 %) replizieren.« (Boris Kotchoubey, Die verlorene Wissenschaft. Versuch einer Katharsis nach Corona, S. 65)

			Jeder Austausch, jeder ernsthafte Dialog zwischen dem Wissenschaftsapparat und den Bürgern scheint abgerissen, die Universitäten ein geräuschloses Raumschiff über den Köpfen des Populus mit unbekannter Mission. Die Reproduktionsrate von akademischen Eliten hat neue Höhen erreicht. An den Elite-Universitäten, etwa Sciences Po in Paris oder Harvard in den USA, sind über 90 Prozent der Studenten Kinder von Absolventen, die sich dann nach Abschluss über die Kontakte der Eltern gegenseitig die Job- und Aufstiegsmöglichkeiten zuspielen. Herkunft – der Bourdieu’sche Habitus – zählt seit langem mehr als Leistung. Im unteren Segment der Hochschullandschaft werden ehemalige Ausbildungsberufe, zum Beispiel Hebamme, akademisiert und suggerieren einen Hauch von Universitas. Dort ist mehr denn je aus klassischer Bildung eine funktionale, berufsbezogene Ausbildung geworden. Aus Lehrstühlen sind Leerstühle geworden, die fast ausschließlich auf Prozesse, nicht mehr auf Inhalte ausgerichtet sind, zum Beispiel Professuren für Logistik. Auch hier nur noch Form, wohin man schaut. Den Prozess interessiert wenig, was prozessiert wird, Hauptsache, der Prozess gelingt logistisch reibungslos.

			Formale Bildung in Form eines Universitätsabschlusses ist längst kein Ticket mehr für gesellschaftlichen Aufstieg oder auch nur Garant für eine sichere Stelle, geschweige denn ein gutes Einkommen, auch weil universitäre Abschlüsse inklusive guter Noten inflationär geworden sind. Die Bildung wurde also, wie alles in der Postmoderne, entkernt und auf die Oberfläche – das Diplom – reduziert. Studienabgänger, die keine Rechtschreibung beherrschen oder nicht zusammenhängend lesen können, sind keine Seltenheit. Der »Marsch der Arbeiterkinder durch die Institutionen« von Willy Brandt ist lange her. Oliver Nachtwey hat in seiner Studie der Abstiegsgesellschaft schon 2016 empirisch untersucht, dass der gesellschaftliche Aufstieg entweder durch Heirat für Frauen oder durch Bildung für bildungsferne Schichten heutzutage praktisch unmöglich geworden ist. Die Spaltung der Gesellschaft in Unterprivilegierte und einen bürgerlichen Block (»le bloc bourgeois«) ist quasi abgeschlossen und zementiert, auch das gehört zur Zeitenwende. Letzteres ist wichtig, wenn wir im nächsten Kapitel über den Verlust der Demokratie sprechen: Wo der Populus ausgegrenzt wird und keine gesellschaftlichen Aufstiegsmöglichkeiten mehr hat, muss die Demokratie verkommen, denn ohne Populus keine Demokratie, sondern Oligarchie.

			Universitäten sind darum geschlossene Anstalten geworden. Sie sind nicht mehr in Resonanz mit der Gesellschaft, wie noch in den 1960-Jahren, wo Studentenprotest die Gesellschaft reformierte, dynamisierte und den »Muff von 1000 Jahren unter den Talaren« durchlüftete. Philipp Felsch hat über den Langen Sommer der Theorie, also das Jahr der Studentenunruhen 1968 an den Universitäten ein wunderschönes Buch geschrieben. Dass es durchaus etwas mit studieren zu tun haben könnte, wenn man mit der Mao-Bibel auf dem Boden sitzt und ein Sit-in macht, käme der Generation Z wohl nicht mehr in den Sinn. 

			Heute betreiben Universitäten eher eine Art Inzest, euphemistisch genannt: Peer Review. Vorbei die Zeiten eines Ernst Robert Curtius, eines herausragenden Romanisten des letzten Jahrhunderts an der Universität Bonn, der 1930 für DVA ein zweibändiges Buch mit dem schlichten Titel Frankreich verfasst hat, das bis heute in Struktur und Übersicht hochaktuell ist und seinesgleichen sucht. Das Buch, geschrieben ohne Fußnoten, Zahlen oder Statistiken, bot dem Leser in der damaligen Weimarer Republik eine interessant-amüsante Lektüre über 800 Jahre französische Geschichte, das politische System Frankreichs und seine Wirtschaft. Es ist anschaulich und griffig und trotzdem anspruchsvoll geschrieben und macht Spaß bei der Lektüre. Am Beginn des ersten Bandes beschreibt Curtius zum Beispiel die Geographie Frankreichs von der Bretagne bis zu den Pyrenäen und erwähnt dabei auch die Saga der Gallier, aus der bekanntlich in den 1950er Jahren die Comic-Reihe Asterix wurde. So ein großartiges Buch würde heute nicht mehr als wissenschaftliche Qualifikationsarbeit gelten, ist aber eigentlich ein Paradebeispiel für breite Wissensvermittlung, die heute aufwendig über den sogenannten »Wissenstransfer« organisiert wird – gerade, weil die heutige Wissensproduktion so sperrig und unzugänglich geworden ist, dass sie des »Transfers« bedarf. 

			Alle Zahlen deuten darauf hin, dass die best brains, die besten Köpfe, die Universitäten ob dieser geistigen Enge verlassen. Für eine Gesellschaft, die von Innovation lebt, ist das nicht gut. Die meisten der innovativsten oder investigativen Bücher oder Essays – und zwar zu allen Themen, egal ob Geschichte oder Physik – werden inzwischen außerhalb des Wissenschaftsbetriebs geschrieben, der sich hinter Universitätsmauern verbarrikadiert hat und sich in einem Gestrüpp aus Drittmitteln, Regulierung, Evaluierung oder neuen Gesetzesentwürfen »zur Stärkung der Universitäten« (»Hochschulstärkungsgesetz«) wie etwa in NRW – eigentlich eher ein Gesetz, um den Professoren Maulkörbe umzuhängen – weiter abriegelt. Unter anderem Cornelia Koppetsch hat dies bereits in ihrem Buch Der Zorn des Volkes von 2019 beschrieben, bekam als Nestbeschmutzerin prompt eine »Plagiatsaffäre« an den Hals gehängt und wurde daraufhin als Populistin bezeichnet. 

			Die Wissenschaft und mit ihr die Universitäten sind längst zum Herrschaftsinstrument geworden, ein Machtapparat, der sich von der Gesellschaft entkoppelt hat und trotzdem die herrschende Meinung dominiert und kontrolliert: via Studien und Gutachten, Expertenkommissionen, Evaluierungen, Sachverständigenräten und anderen Techniken der Kontrolle von gesellschaftlichen Deutungshoheiten. Bei Corona wurde eine gekaufte und eingehegte Wissenschaft allzu sichtbar. Mit universitas im klassischen Sinn hat das leider seit langem nichts mehr zu tun. Eher mit organisierter Kriminalität. 

			Zudem haben der standardisierte und europaweite Bologna-Prozess und die Digitalisierung ihre Spuren hinterlassen. Auch das ist nicht neu. Die französische Psychologin Ariane Bilheran schreibt, dass das Internet gezielte und beabsichtigte Verdummung bedeute. Auch Paul Konrad Liessmann hat 2017 in seinem Buch »Bildung als Provokation« trefflich den Unterschied zwischen Lesen und Wischen, zwischen Buch und PDF beschrieben, zwischen Neugierde und Pflichtlektüre, zwischen Intellektualität und Funktionalität, zwischen Wissen und Verstehen und schließlich zwischen Wissen als Vergnügen und Wissen als Zwang, gepresst in metrische Schablonen, vor allem in Zahlen und Statistiken, damit sie als Fakten auch wirklich zählen und (vermeintlich) nicht angreifbar sind: Die Zahlen sind doch eindeutig … ach ja? Seit wann sind Zahlen eindeutig – oder: Was überhaupt ist eine Zahl?

			Den Prozess der systematischen Entkernung der Wissenschaft vom vernunftbegabten Denken gibt es schon länger. Doch inzwischen zeigt dieser Prozess nicht nur die flächendeckende Wirkung einer generellen Verdummung, sondern vor allem seine totalitäre Fratze. Corona hätte sicherlich in den 1970er Jahren nicht passieren können, als die Universitäten noch staatlich finanzierte Anstalten des öffentlichen Rechts waren. Follow the Science heißt de facto also Follow the Money. An was geforscht werden soll, entscheidet das Geld und nicht die Neugierde, das gesellschaftliche Inter-esse oder das Gemeinwohl. Mit dem, was man vor allem in Europa einmal Wissenschaft genannt hat, die République des Lettres, wie es im europäischen Mittelalter hieß, hat das alles nichts mehr zu tun. Zu beklagen ist deswegen nicht nur ein Verfall oder Zerfall dessen, was einmal Wissenschaft hieß, sondern eigentlich ein zivilisatorischer Verlust: Was soll eine Gesellschaft denken, machen oder glauben, der ihre Wissenschaft abhandengekommen ist? Was kann die Richtschnur für so eine Gesellschaft sein? In der Tat hat der Verlust der Wissenschaft durch die Perversion des Szientismus die Gesellschaft in nichts anderes als in einen Glaubenskrieg geführt, in dem vor allem Experten nicht mehr geglaubt wird, dass sie nach der Wahrheit suchen und vernunftbasierte Äußerungen machen. Wer Faktenchecker mobilisieren muss, hat das Prinzip der Falsifikation nicht verstanden und mithin die Wissenschaft schon verraten. Der gesamte Wissenschaftsapparat ist in den Corona-Jahren als Legitimationswissenschaft wahrgenommen worden, in der kritische Stimmen unterdrückt wurden. 

			Schlimmer: All das akkumulierte Wissen des Wissenschaftsbetriebs hat die Bundesrepublik nicht davor bewahrt, wegen eines Virus das Grundgesetz und mithin die Demokratie zu verbiegen. Intelligenz ist nicht korreliert mit Mut und noch der gebildetste Mensch kann das größte Schwein sein. Die Wissenschaft war zu Corona-Zeiten weder frei noch unabhängig, sondern hochgradig manipuliert und manipulativ.

			Die Wissenschaft bewahrt uns auch nicht davor, jetzt in den Krieg gegen Russland ziehen zu wollen, auch wenn wir aus unzähligen Fotos und Erfahrungsberichten, Dokumentationen, Erzählungen und Erfahrungen und Museen wissen, dass Krieg nicht gut ist und außer Zerstörung nichts bringt. Um zu wissen, dass Krieg schrecklich ist, braucht man keine Wissenschaft! Um Wissen kann es also nicht gehen, wenn wir das Zeitgeschehen betrachten und die Zeitenwende verstehen wollen. Die verlorene Wissenschaft. Versuch einer Katharsis nach Corona, heißt darum ein interdisziplinärer Sammelband, der 2024 erschienen ist und der den Kater im Wissenschaftsbetrieb aus dem Blickwinkel vieler Einzeldisziplinen heraus untersucht. Etwas zynisch heißt es dort:

			»Die üppige staatliche Finanzierung der Wissenschaft führt direkt zur Massenproduktion falschpositiver, nie replizierbarer Befunde, zur Proliferation von Pseudowissenschaften und Orchideenfächern, sie fördert das Aufblähen einer kafkaesken Wissenschaftsbürokratie, begünstigt die Verflechtung der Wissenschaft mit der Politik, macht die Wissenschaft vom politischen Mainstream abhängig und gefährdet die im Grundgesetz verbürgte ›Freiheit der Forschung und Lehre‹«. (Boris Kotschoubey, S. 73)

			Besser kann man es nicht ausdrücken! Wer das System der organisierten Wissenschaftskriminalität ausführlicher studieren möchte, ist mit diesem Buch gut bedient. Wo also wollen wir hin, if we follow the science? Jedenfalls spüren wir, dass wir mit diesem Wissen als Gesellschaft nicht weiterkommen. Was also nützt Wissen? Wenn wir nur Informationen anhäufen, aber nicht vermögen, uns unseres Wissens zu bedienen, sind wir voraufklärerisch unterwegs und genau das ist das Problem. Cogito ergo sum war gestern. Zeitenwende heißt auch und vor allem: Non iam cogito: Ich denke nicht mehr! Ich weiß schon alles, und wer anders argumentiert, der stört meine Befindlichkeit. Wissenschaft bedeutet nichts oder fast nichts, wenn wir aus Erfahrungswissen nichts lernen können oder wollen und eine Gesellschaft ihre normative Verankerung verloren hat. Follow the science, diese Form eines neuen Szientismus macht aus der Welt eine Modellierung, aber die Welt ist kein Modell. Follow the Science heißt, Vernunft und Intuition auszuschalten, vom Gewissen ganz zu schweigen.

			Fassen wir zusammen: Die Wissenschaft wird durch Geld nicht besser. Die klügsten, innovativsten Bücher und Formeln sind ohne Drittmittel und Methodenreflexion geschrieben worden. Einstein hat für die Relativitätstheorie kein CERN gebraucht. Das alles spräche dafür, die digitale Schule und allgemein die Digitalisierung der Wissenschaft (»open source«) nicht zu präferieren und wieder mit Kreide, Tafel und Schwamm zu lehren, die Handschrift, nicht den Laptop zu fördern, das Lesen und nicht das Wischen. Aus UN-Studien ist bekannt, dass eine Handschrift nicht nur zur Ausbildung einer Persönlichkeit unendlich wichtig ist, sondern dass nur memorisiert wird, was man mit der Hand mitschreibt. Wer etwa in einem Uni-Kurs versucht, auf einem Laptop schnellstmöglich viel mitzuschreiben, filtert das Gehörte nicht. Die Notizen werden unbrauchbar. Wer hingegen mit der Hand mitschreibt, muss filtern und verdichten, denn mit der Hand kann man nicht so schnell schreiben. Handschriftliche Notizen spiegeln daher das wider, was man auch verstanden hat, weil man es aus dem Gesagten gefiltert hat. Man könnte auch formulieren: Der Geist muss sich materialisieren und Fleisch werden. Nur, was durch das Fleisch – die Hand – gegangen ist, ist wahrhaftig, dann wirklich hat man etwas nicht nur verstanden, sondern auch begriffen. Der Griffel ist das In­strument, um zu begreifen. Nicht der Laptop.

			Genau solche Projekte entstehen jetzt durch die Zeitenwende, und das ist gut. Im belgischen Hodbomont, einer schönen Jugendstilvilla in der Nähe von Liège, haben mutige Belgier eine Nova Academia Libera Mentis gegründet, dort wird die Zeitenwende (zurück-)gewendet. In ihr findet universitas, freies Denken, wie früher statt. In Leseklassen werden Klassiker der Philosophie gelesen und diskutiert. Blatt und Bleistift reichen raus, um eine reiche Lernerfahrung zu machen. 

			Gut ist, dass Diskussionen über eine Handy-freie Schule zunehmen. Wenn wir die Zeitenwende ins Positive wenden wollen, also vor allem dem Feature einer gezielten kollektiven Verdummung oder jener mephistotelischen Antwort von ChatGPT entgehen wollen, wie man die nächste Generation um den Verstand bringt, sind das die Projekte, die wir brauchen, um die Zeiten zu wenden. Die schon erwähnte Ariane Bilheran, aber auch andere Psychologen und neurologische Studien weisen seit langem darauf hin, das Wischen die kognitiven Strukturen im Gehirn tatsächlich verändert. Das Internet kennt keine Paginierung, keinen Index, keine räumliche Orientierung. Hyperlink um Hyperlink geht es tiefer ins Labyrinth. Das, was man sieht und wahrnimmt, wird immer enger und verästelter, die Forschungsfrage immer eingegrenzter, bis man vor lauter Nebensächlichkeiten, die zur Hauptauseinandersetzung werden, buchstäblich vor lauter Bäumen den Wald nicht mehr sieht. 

			Wer einmal anfängt zu wischen, also elektronisch zu lesen, kommt meistens von einem Hyperlink zum anderen und weiß nach vier Klicks bald nicht mehr, bei welchem Begriff er angefangen hat. Was wollte ich noch mal nachschauen? Jede Übersicht oder Kon­textualisierung geht dabei verloren. Unser Gedächtnis aber ist räumlich. Wer ein Buch gelesen hat, weiß meistens ungefähr, wo etwas gestanden hat, was man noch einmal nachschlagen möchte, zum Beispiel im ersten Drittel des Buches oder links unten auf einer Seite. Ohne diese Haptik kann man sich nicht orientieren. Es ist schwer, sich daran zu erinnern, wo man im Internet etwas gelesen hat. Die Ausbildung eines Wissens, das zwar in die Tiefe geht, aber auf der Oberfläche nach links wie rechts verankert ist – man könnte auch sagen – in der Vergangenheit (im Kontext) und in der Zukunft (in der Gestaltung) verankert ist, kann kaum gelingen. Wer aber die Vergangenheit nicht kennt, kann sich in der Gegenwart nicht verorten und die Zukunft nicht gestalten. Wischen präfiguriert das Denken auf einem Punkt. Auf einem Punkt aber kann man nicht stehen. Alle zeitgenössische Propaganda-Diskurse (»der völkerrechtswidrige russische Angriffskrieg vom 24. Februar 2022«) können nur funktionieren, weil durch die immerwährende Wiederholung eines Datums jegliche Vorgeschichte und damit die Kontextualisierung ausgeblendet wird. Russland hat den Krieg begonnen. Punkt. Die Hamas ist schuld an der Tragödie in Gaza wegen des Angriffs am 7. Oktober. Punkt.

			Ohne den zuvorigen Zerfall des Wissenschaftssystems könnten diese propagandistischen Diskurse nicht so gut funktionieren. Dass sie es tun, ist ein Armutszeugnis für das deutsche Bildungssystem. Ein Krieg braucht Vorbereitung und kann erst kommen, wenn vernünftige gesellschaftliche Mechanismen zuvor unterspült wurden. 

			Ist die heutige Perversion der Wissenschaft zum Szientismus ein letztes Aufbäumen der Spezies Mensch dagegen einzusehen, dass sie nichts weiß? Eine weitere große Kränkung, nach jenen drei großen – kosmologische, biologische, psychologische – Kränkungen, die Sigmund Freud formulierte, nämlich dass der Mensch vom Affen abstammt, die Sonne und nicht die Erde der Mittelpunkt des Universums ist und der Mensch dem Unterbewusstsein ausgeliefert ist? Ist die augenblickliche Zeitenwende also jener Punkt, in dem sich vor allem die letzte dieser drei Kränkungen erhärtet, ergänzt vielleicht noch um den Punkt, dass der Mensch nicht nur dem Unterbewusstsein, sondern auch einer Technik ausgeliefert ist, die er nicht mehr beherrscht, und die Menschheit deshalb feststellt, dass alles Wissen nichts nützt, um als Menschheit Fortschritte zu machen? Anders ist das derzeitige Kriegsgeheul nicht zu erklären. Sogar Chat GPT weiß in wenigen Sekunden:

			»Krieg bringt in der Regel Leid, Zerstörung und Verlust mit sich. Er beeinflusst das Leben von Menschen negativ, verursacht Traumata und führt oft zu langfristigen Konflikten. Obwohl einige argumentieren, dass Krieg in bestimmten historischen Kontexten Veränderungen herbeiführen kann, überwiegen die negativen Konsequenzen in den meisten Fällen. Frieden und Diplomatie sind meist die bevorzugten Wege, um Konflikte zu lösen und eine nachhaltige Entwicklung zu fördern.«

			Für solche Aussagen brauchen wir zwar kein ChatGPT. Wenn ChatGPT aber das Instrument ist, das wir geschaffen haben, um computergesteuerte Lösungen für unsere Probleme zu finden, dann könnten wir doch wenigstens auf ChatGPT hören? 

			Vertrauen als Kitt

			Der fast vollständige Verlust von Vertrauen in die Politik und ihre Institutionen ist die wohl größte Zeitenwende für die noch relativ jungen Demokratien in ganz Europa und er ist das Resultat einer Gesellschaft, die nicht mehr weiß, was wahr und was falsch ist, nicht zuletzt, weil sie ihre kritische und denkende Wissenschaft verloren hat. Es ist müßig darüber zu spekulieren, ob dieser Zustand durch bewusste neuro-psychologische Methoden der gesellschaftlichen Steuerung herbeigeführt wurde oder nicht – vieles spricht dafür. Jedenfalls sind wir als Gesellschaft im Zustand eines fast kompletten Vertrauensverlusts gelandet. Vertrauen ist das soziale Kapital einer Gesellschaft. Wenn Zersetzung eine gezielte Methode war, die Gesellschaft nicht kriegstüchtig, sondern kriegsmürbe zu machen, dann ist sie gelungen. Krieg, weil sich kein anderer Ausweg mehr anbietet. In seinem Buch »Der Niedergang des Westens« beschreibt der französische Anthropologe Emmanuel Todd die Ursprünge des Nihilismus, der Europa befallen zu haben scheint, und nennt tiefenpsychologisch die Scham des eigenen Versagens als Grund: Zu viel Unrecht sei geschehen, um es wiedergutzumachen, ein Schuldeingeständnis sei nicht mehr möglich, schon gar nicht in der Politik. Wo Vertrauen fehle, habe eine Gesellschaft ihre Währung, ihren Kitt verloren: Aus Freiheit müsse Sicherheit zum absoluten Paradigma werden. Mehr als alles andere ist das der paradigmatische Wandel, den die Zeitenwende bedeutet. Der Westen, der das Wichtigste verloren hat – Vertrauen und seine Selbstachtung –, muss sich um jeden Preis verteidigen – weil er eigentlich nichts mehr hat, um an sich zu glauben, sich das aber nicht eingestehen kann.

			Apropos Selbstachtung: Während Corona gab es zum Teil absurde wissenschaftliche Studien, die zum Beispiel einen Zusammenhang zwischen der Individualität einer Gesellschaft und ihrer effektiven Bekämpfung von Covid-19 konstruieren wollten und dabei als Argument anführten, dass zu viele Nobelpreisträger oder Literaten für eine effektive Bekämpfung von Covid-19 ein Hindernis seien.9 Ähnlich argumentiert Oliver Nachtwey in dem Suhrkamp-Buch »Gekränkte Freiheit«: Kritik wird zu Egoismus. Je »individualistischer« die Gesellschaft, desto schlechter die »Covid-Response«. In der Konsequenz mussten »Falschinformationen« verboten werden, um das Vertrauen in das System der Expertokratie zu erhalten. Propaganda und Kontrolle aber zerstören die natürliche Schwarmintelligenz einer Gesellschaft. Alle Papiere internationaler Institutionen, egal ob Weltbank oder WHO, EZB oder der EU, die im Zuge der sogenannten »Global Preparedness«10 geschrieben wurden, gingen und gehen weiterhin davon aus, dass es eine striktere Kontrolle von Informationen geben müsse, um die Effektivität der Maßnahmen durchzusetzen und damit das Vertrauen in das globale Health Prevention System zu erhalten. Dass gerade dieses Vorgehen das Vertrauen in den europäischen Gesellschaften völlig zerstört hat, kommt den Autoren dieser Papiere dabei nicht in den Sinn. Alle sprechen nach wie vor davon, dass es »globale Mechanismen zum Informationsmanagement« und eine »global policy« für die nächste Pandemie geben müsse, durch monitoring, fact checks, regulation oder integrated surveillance, wie die internationale Terminologie heißt. Wie kommen wir aus dergleichen Denkfallen wieder heraus, wenn sie sich einmal verselbständigt haben? Wie könnte man geltend machen, dass der Blind Spot im eigenen institutionellen Versagen liegen könnte? Für das RKI ist das in Deutschland inzwischen dokumentiert, es müsste eigentlich ein Leichtes sein. Ist es aber nicht. Was, wenn Denken nicht mehr geändert werden kann, wenn ein Umdenken nicht möglich ist? Der totalitäre Sog ist doch eigentlich offensichtlich, zumal wenn dies weltweit geschieht.

			Wo wird und wie kann die Reformation stattfinden, die es jetzt bräuchte? Wer ist der neue Luther, der der Weltgemeinschaft 95 Thesen an das Portal der UN heften könnte, die formulieren, dass die Gestaltung einer gemeinsamen Welt auch ohne Impfstoff, Barcodes und Informationskontrolle funktioniert? Die größte Aufgabe haben derzeit die Philosophen, nämlich die, das Vertrauen in das Denken wiederherzustellen. Dass man Gesellschaften nicht mit Wissenschaft reguliert, hat man doch ausgerechnet dem wissenschaftlichen Sozialismus immer wieder vorgeworfen und ad acta gelegt. Daran könnte man sich doch erinnern? Die Zeitenwende ist eine Zeit, in der alle Systeme gebrochen sind: das Wissenschaftssystem, das Rechtssystem, das Mediensystem, das epistemische System, das politische System und mithin die Gesellschaft als solche, der alle Gewissheiten genommen wurden. 

			Vor allem aber ist der gesellschaftliche Nukleus der Familie zerbrochen. Was wir erleben, ist einerseits die Wiederkehr des Spannungsverhältnisses zwischen biologischer und sozialer Familie, in dem sich seit den 1970er Jahren die biologische Filiation gegenüber der sozialen Filiation durchsetzt. Der berühmte französische Anthropologe Claude Lévi Strauss hat viel Kluges zu sagen mit Blick auf jene Reizthemen moderner Gesellschaften, etwa gleichgeschlechtliche Beziehungen, Samen, Ei- oder Gebärmutterspende (»Leihmütter«) und moderne queere »Familienmontagen«, die besonders populistischen Parteien ein Dorn im Auge sind.11 

			Die Abschaffung der Frau

			»Vier werden Eltern«, heißt ein neuer Film in den Kinos, eine Komödie über eine Regenbogenfamilie mit Kinderwunsch. Jenseits der Kategorie »vier Eltern« ist das eigentlich interessante an diesem Versuch der versuchten Umformung der Familie (oder ihrer Zerstörung, wie man es nimmt) die Verschiebung der sozialen Elternschaft auf die biologische. Und die Reduzierung auf den biologischen Menschen wiederum, also den geist-losen Menschen, ist die Vorbedingung für die Mensch-Maschine. 

			Niemand – jedenfalls ich nicht – spricht gleichgeschlechtlichen Paaren den Wunsch der Elternschaft ab oder behauptet, sie können keine guten Eltern sein. Ganz im Gegenteil! Ich kenne einige homosexuelle Paare, die sorgende, liebende Eltern sind, was man nicht von jedem heterosexuellen Paar behaupten kann. 

			Die Umstellung aber von der sozialen auf die biologische Elternschaft ist insofern interessant, als dass das europäische Rechtssystem bis vor kurzem die soziale über die biologische Elternschaft gestellt hat. In ihrer ausgezeichneten Biografie über Lévi Strauss beschreibt Emmanuelle Loyer eine Anhörung im französischen Parlament, in der der berühmte Anthropologe dazu Stellung beziehen sollte. Lévi Strauss führt aus, dass seit Jahrhunderten in allen indigenen Völkern traditionell die biologische Vater- (oder auch Mutterschaft) nicht die ausschlaggebende sei: Man findet dies wieder in Sprüchen wie etwa: Man braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind großzuziehen, so wie in der Politeia bei Platon die Kinder den Eltern de facto ab dem 7. Lebensjahr genommen und von der Polis zu guten Bürgern erzogen wurden. Eigentlich entspricht dies dem christlichen Glauben der unbefleckten Empfängnis: Es geht nicht um dein Kind, sondern um das Kind, also jedes Kind, das vor dir ist und deine Fürsorge braucht. Denn alle sind Kinder Gottes. Die unbefleckte Empfängnis verweist auf das soziale, nicht das biologische Band. Was geht in einer Gesellschaft vor, die von sozial auf biologisch umstellt? Die Corona-Maßnahmen hatten das gleiche Merkmal: Es ging um das biologische, nicht das soziale Überleben, virusfrei um den Preis der Einsamkeit! Das war ein Epochenbruch, der schöngeredet wurde, aber von dem die Menschheit sich philosophisch noch nicht erholt hat: Der Mensch interessiert nicht mehr als soziales Wesen, sondern nur noch als vermarktbares, biologisches Wesen.

			Noch bis in die 1970er Jahre hinein war zum Beispiel ein Mann, der eine alleinerziehende Mutter geheiratet hat, automatisch der Kindesvater, ohne formale Adoption – eben weil er durch die Heirat die soziale Vaterrolle übernommen hat. Seit den 1970er Jahren wurde in allen europäischen Rechtssystemen immer mehr auf die biologische Vaterrolle umgestellt. Lévi Strauss fand das nicht gut. Laut Loyer habe er in der parlamentarischen Anhörung den Kopf geschüttelt über den französischen Gesetzesentwurf, der etwas später in einer skandalisierten Boulevard Story schließlich dazu führte, dass ein Kind, ein Junge, im 12. Lebensalter den sozialen Eltern, die den Säugling von Anbeginn gepflegt und aufgezogen hatten, entzogen und stolz seinem richtigen Vater übergeben wurde.

			Ich will diesen Sachverhalt hier nicht bewerten, nur darauf hinweisen. Sämtliche Fortschritte in der Reproduktionsmedizin, die heute dazu führen, dass man Eizellen und Leihmütter (also Gebärmütter) am Markt kaufen kann (derzeit vorzugsweise ukrainische!), um die biologische Elternschaft zu ermöglichen, unterminieren das soziale Gewebe einer Gesellschaft und zementieren ihre biologistische Ausrichtung: Wer nicht von mir ist, meins ist, um den muss ich mich nicht kümmern. Ganz zu schweigen – man müsste ein eigenes (feministisches) Buch darüber schreiben –, dass die Tendenz zur biologischen Überflüssig-Machung der Frau evident sind. Der eigene Samen, aber die Eizelle/ Gebärmutter ist (fast) beliebig. Die Frau als Ware, inmitten eines woke entkernten Feminismus, der sich um Sternchen kümmert? Mit rund 24 Schwangerschaftswochen überleben heute Frühchen im Brutkasten. Die richtige Frau wird also nur noch für 24 Wochen gebraucht, Homunkulus fast am Ziel. Anders formuliert: In 5000 Jahren Geschichte ist das Matriarchat auf 24 Wochen geschrumpft. Auch das könnte man als Epochenbruch bezeichnen und es sollte uns zu denken geben. 

			Überhaupt ist es interessant, mythologische Erzählungen auf unsere Zeit anzulegen und als Erklärungsansatz zu bemühen. Unschwer könnte man mit Blick auf die heutigen Probleme mit der Migration das Ungleichgewicht zwischen syrischen Flüchtlingen (Männern) und ukrainischen Flüchtlingen (Frauen) vor der Folie von Kastrationsangst und dem Raub der Sabinerinnen diskutieren. Sind wir wirklich so fortschrittlich? Der schon zitierte Jean Gebser hat eine Menge zu sagen über mythische und mystische Epochen der Menschheitsgeschichte.

			Andererseits – und nur darum soll es im Folgenden gehen – geht es neben dem Spannungsverhältnis zwischen der biologischen und der sozialen Familie um die Wiederkehr des Spannungsverhältnisses zwischen Familie und Staat. Also zwischen politischer Familie – die ihre Kinder als ihr Eigentum betrachtet und über alles entscheidet, über das Erbe ebenso wie darüber, ob das Kind für den Staat in den Krieg zieht – und familiärem Staat, der die Kinder durch Annahme in der Città erst zu Bürgern macht: Bei Platon wurden die Kinder den Eltern genommen und durch die Politeia erzogen, aber im guten Sinn. Wenn die Politeia in die Tyrannei oder die Oligarchie kippt, werden Bürger zur Verfügungsmasse: In Kriegszeiten dürfte dieses Spannungsverhältnis zwischen Staat und Familie erneut wie ein Beben durch alle Haushalte laufen: Wer gibt seine Kinder dem Staat für den Krieg? Wer möchte – wir führen diese Debatten schon an den Schulen! –, dass Kinder eine Ausbildung für Krisenprävention und Notfallplanung durchlaufen? Und wer möchte, dass Kinder lieber spielen? 

			Die paradigmatische Verschiebung von Freiheit zur Sicherheit wird bald abgeschlossen sein. Das Gefängnis zur Verteidigung der Demokratie wird gerade gebaut, mit Stacheldraht drum herum. Man ist im Gefängnis sehr sicher, nur leider nicht sehr frei. Das europäische Gefängnis wird noch eine Weile schön sein und es hat eine hochwertige Ausstattung: schöne Städte, herrliche Kirchen, wunderbare Landschaften, so schön und so weit gefasst, dass die meisten gar nicht bemerken werden, dass es zu einem Gefängnis wird. Man kann nur hoffen, dass irgendjemand von außen noch rechtzeitig die Gefängnismauern aufschließt. Die Frage ist, wer den Schlüssel wo versteckt. 

			Der inzwischen verstorbene Schriftsteller Paul Auster hat den Prozess der Selbsteinmauerung in seiner Novelle Moon Palace aus den 1980er Jahren sehr süffig beschrieben. Ein Mann will nur schnell zum Tanken fahren, merkt an der Tankstelle, dass er kein Geld hat, spielt eine Runde Poker, um schnell welches zu verdienen bzw. zu gewinnen. Verliert die Poker-Partie, hat Schulden. Fährt mit zu dem Mann, bei dem er die Schulden hat, um sie durch Arbeit abzutragen. Die Arbeit besteht darin, dass er eine Mauer am Ende des Gartens bauen soll, von innen. Er baut sie Stein um Stein – und kommt nie wieder heraus.

			





			Teil III



Adieu, Demokratie

			»Die Hölle, das sind die anderen«

			Jean Paul Sartre

			Heimlich, still & leise

			In einem großartigen Film über den Dalai Lama zeigt die letzte Szene, wie buddhistische Mönche ein Sandbild malen:1 Mit kleinen Röhrchen aus Bambus wird eingefärbter Sand auf ein Bild geträufelt, in stunden- oder gar tagelanger Kleinarbeit und mit großer Präzision, die von den Mönchen gemeinschaftlich erbracht wird. Jedes Körnchen soll richtig auf dem Tableau liegen. Am Ende – das Bild ist gerade fertig, die letzte Körnchen werden auf der einen Seite noch sorgsam verteilt – beginnt auf der anderen Seite ein Teil der Mönche schon damit, das Mandala mit Fächern zu verwehen. Kaum fertig, wird das Sandbild zerstört. Alles ist vergänglich. Die christliche Entsprechung ist wohl von Ewigkeit zu Ewigkeit. Oder aber jener viel zitierte und kommentierte Ausdruck, geprägt von Johann Wolfgang von Goethe im Faust, Erster Teil (Marthens Garten), über Schall und Rauch. Ein Ausdruck, der die Vergänglichkeit, die Flüchtigkeit der Dinge im Allgemeinen und des Lebens im Besonderen zum Ausdruck bringt, Dinge, die einem oft entgleiten, meist plötzlich, schnell und unbemerkt. Auch Theodor Adorno meinte, das Leben endet jäh. Demokratien können auch jäh enden und meist merkt man es nicht – oder erst zu spät. 

			Und doch sind gerade in den letzten Jahren unzählige Bücher darüber geschrieben worden. Wenn Demokratien demokratisch untergehen, zum Beispiel, von einem Herausgeberkollegium berühmter Politologen um unter anderem Chantal Mouffe und Claus Offe, oder Wie Demokratien sterben von Steven Levitsky und Daniel Ziblatt oder Life and Death of Democracy von John Keane. Jedenfalls kann man nicht sagen, die internationale Politikwissenschaft hätte ihren Job nicht gemacht. 

			Das Vertrauen in den Staat wurde durch die Covid-Maßnahmen weitgehend zerstört. Vielleicht war das Teil der Übung, vielleicht nur unerwarteter Nebeneffekt. Ein großer Teil der Gesellschaft ist misstrauisch geworden und befindet sich tendenziell im Hobb’schen Zustand des Leviathans: Jeder ist des anderen Wolf. Vertrauen hat kaum jemand mehr. Nicht mehr in den Nachbarn (wie denkt der?), nicht ins RKI, die Medien oder auch die Ärzte. Und in den Staat schon gar nicht. Deswegen funktioniert die Demokratie nicht mehr und wir können sie auch nicht retten, denn es ist ein gesellschaftliches, kein institutionelles Problem. Wir knallen gerade als Bürger mit unterschiedlichen Meinungen, Haltungen, Wirklichkeiten oder Wahrheiten aufeinander wie Kolben ohne Öl. Wir sind buchstäblich nicht mehr abgepuffert. 

			Es fehlen die verbindenden Elemente, die gemeinsamen Räume, die Brücken. Und genau so ist inzwischen die Lebenswirklichkeit, ohne vermittelnde Instanzen: Der Verlag ist der Selbstverlag bei Amazon, die Produktionsfirma wurde durch Spotify substituiert, gekauft wird online, den Zwischenhändler oder auch nur den Händler braucht niemand mehr, Büros als Mediationsräume fallen im Home Office weg. Kein Wunder, dass die Menschen irritiert sind, wenn sie überhaupt noch mal aufeinandertreffen. Oder auf Menschen treffen, die in Meinung, Milieu, Aussehen, sozialem Habitus oder was auch immer nicht der eigenen Blase entsprechen.

			Den meisten schwant, dass die Demokratie verloren gegangen ist, aber psssst, es ziemt sich nicht, dass zu laut zu sagen. Am 23. Februar 2025 wurde wieder einmal gewählt, doch diese vorgezogene Wahl war eigentlich das beste Beispiel für eine Demokratie in freiem Fall. Die rechtsstaatlichen Strukturen der Bundesrepublik, die während der Corona-Jahre schlagartig für ein Virus aus den Angeln gehoben wurden – weitgehend grundlos, wie man heute weiß –, sind verbeult und rostig, wie der Waggon einer Seilbahn, den man drei Wintersaisons auf dem Boden hat stehen lassen. Was aber einmal verbeult oder ausgerenkt ist, lässt sich nicht mehr so einfach herrichten. Ausgewuchteten Beulen sieht man den Schaden noch an. Noch weist das Bundesverfassungsgericht verschämt die Revision seines Beschlusses zur Corona-Impfpflicht von 2022 zurück. Dabei ist heute durch die RKI-Files klar, dass unter falschen Annahmen entschieden wurde. Politische Systeme können sich nicht entschuldigen.

			Die Bürger aber, jedenfalls viele, verzeihen nicht. Ein Viertel aller Deutschen wünscht sich jetzt, nach den Wahlen, eine Aufarbeitung der Corona-Jahre und Haftung der Verantwortlichen für Lockdowns, Maskenskandale, Zensur, problematische Impfstoffe oder Corona-Hilfen, die jetzt zurückgefordert werden, die aber nicht kommen dürfte. Deswegen gärt es im Volk. Doch nicht nur deswegen. Die komplette Ideologisierung der Politik ist in den letzten Jahren ins Auge gesprungen wie selten zuvor: Klima, Wokeness, Kriegstreiberei, Migration: Wie ein eye-opener hat Corona offenbart, dass die gute, alte Bundesrepublik, die sich ihrer Demokratie immer so gerühmt hat und die 2019 noch mit Pomp den 70. Geburtstag des Grundgesetzes gefeiert hat, es eben mit der Demokratie nicht so genau nimmt: Würde und Freiheit waren nicht mehr wichtig, Hauptsache Klopapier, dann ist der Deutsche zufrieden, mag man im Resümee über diese Zeit sagen. Die Friedensklausel des Grundgesetzes wurde mal eben ad acta gelegt, um der Ukraine beizustehen. Dass das Grundgesetz wie eine Rigipswand umgestoßen werden kann, wenn es zum Hindernis wird, um wahlweise einen Krieg gegen ein Virus oder einen Krieg gegen Russland durchzusetzen, trat selten so glasklar zutage wie in den letzten Jahren. Der bundesdeutschen Demokratie wurde damit das Rückgrat genommen. Konsequenterweise klappt sie derzeit in sich zusammen wie ein Körper ohne Skelett. Rechtsstaatlichkeit gilt nur noch für das, was politisch gewollt ist. Moral vor Recht. Macht vor Recht. Macht kommt von einfach machen. 

			Vertrauensverlust, Parteienhass, Institutionenschelte, Politiker-Schelte, wenn nicht gar Hohn und Verachtung. Das Vertrauen in den Rechtsstaat, die demokratischen Institutionen oder die Meinungsfreiheit sind im Sinkflug und auf historischen Tiefstwerten. Politik war früher verankert in mass support, das hat das System demokratisch gehalten. Der mass support ist weg. Heute gibt es eine unüberbrückbare Distanz zwischen der ruling class und den Bürgern. Wer Internetforen – die digitale Form des Stammtisches – in seine Beobachtung einbezieht, kann schnell zu dem Schluss kommen, dass ein Gros der Deutschen längst eine Art »innere Kündigung« mit der bundesrepublikanischen Demokratie vollzogen hat: Fassadendemokratie, simulative Demokratie, keine Demokratie mehr, kann man dort in den Foren allenthalben lesen. Übrigens wie bei unseren französischen Nachbarn: Dort haben nur noch rund 30 Prozent der Franzosen Vertrauen in ihren Staat. Leben wir also in einer Art Geisterrepublik, einem Koloss auf tönernen Füßen? Einer Schimäre von Bundesrepublik? In einem Staat, in einer Demokratie, an die viele nicht mehr so richtig glauben? In einer Bundesrepublik, die – gefühlt – dabei ist, lautlos in sich zusammenzusacken? Irgendwie hat man sich stillschweigend darauf geeinigt, so zu tun, als gehe es einfach weiter. 

			Je schlechter die Demokratie wird, desto mehr wird darüber geredet, wie man sie retten kann: Das gleicht einem Paar, das in die Paartherapie geht, wenn die Beziehung schon kaputt ist, um darüber zu reden, wer daran schuld ist, dass sie kaputt gegangen ist. Oft ist Scheidung die Folge. Kann man sich von einer Demokratie scheiden lassen? Eine innere Kündigung vollziehen von dem Land, in dem man lebt? Wer ist das »Wir«, das gerade »gegen rechts« auf die Straße geht? Und wer ist das Gegenüber? Nur die AfD? Oder die vielen Lautlosen, die sich längst kopfschüttelnd vom Spektakel abgewandt haben? Wo steht die Brandmauer und wohin wird sie verschoben? Wer schaut noch über die Brandmauer und greift durch ein Mauerloch eine Hand auf der anderen Seite? Julia Klöckner, die neue Bundestagspräsidentin, hat gleich was auf die Pfötchen bekommen, als sie versuchte, die AfD nicht auszugrenzen – was sie im Übrigen ehrt. Die Frage, wie – wenn überhaupt! – der demokratische Prozess in Deutschland wieder gekittet, wie die Bürger doppelt mit ihrer Demokratie wieder versöhnt werden können, steht im Raum. Aber ob – selbst, wenn die Überwindung der Polarisierung irgendwie gelänge – etwas dabei herauskommt, das der alten Bundesrepublik ähnelt, nach der sich viele im Westen fast nostalgisch sehnen, ist eine andere Frage. Im Osten gibt es bereits Online-Umfragen, wer »rauswill« aus der Bundesrepublik, sicherlich nicht ganz bierernst oder repräsentativ, aber: offenbar gar nicht so wenige! War nett mit euch die letzten 35 Jahre, aber wir hätten den »antifaschistischen Schutzwall« gerne wieder …

			Man kann die vielen Spaltungslinien, die derzeit die Republik von Süd nach Nord und von West nach Ost durchkreuzen, gar nicht mehr aufzählen: extremisierte Mitte gegen AfD, West gegen Ost, Bayern gegen alle, analoge Alte gegen digitale Junge, Süd gegen Nord, Stadt gegen Land, Oligarchie gegen Arm, Ausländer oder Migranten gegen Einheimische, Geimpfte gegen Ungeimpfte, »Kriegstüchtige« gegen Friedliebende. Es wird gestritten, was das Zeug hält. Nur rechts gegen links, das war mal, zumal in Zeiten der GroKo. Wo also sollen die Einheit, die Befriedung, die Aussöhnung herkommen, außer durch Geld? Jeder weiß, dass man mit Geld kein Vertrauen kaufen kann. Soll der Krieg uns wirklich zusammenschweißen? Geht es nicht auch anders?

			Oublier la Guerre Civile, heißt ein Buch der französischen Politikwissenschaftlern Ninon Gangé, Den Bürgerkrieg vergessen. Ja, wir haben wohl vergessen, dass das passieren kann und in solchen Situationen die einzige Frage ist: Wer hat die Macht über Polizei und Militär? Wer wird – obgleich unbescholten – bestraft, zusammengeprügelt und inhaftiert, und wer nicht – auch wenn er etwas Widerrechtliches getan hat? In der Bundesrepublik ist man nahe dran, Verbrechen nicht zu ahnden, dafür aber unschuldige Bürger für nichts zu belangen. Oder einige Straftaten über Gebühr zu ahnden und andere nicht zu benennen und Politisches juristisch zu lösen: Kurz: Wir sind im Zeitalter des Rechtspositivismus und der politischen Justiz angekommen. 

			Diesen Moment in einer Gesellschaft nennt man Stasis – Stockung. Es ist nicht mehr klar, wer das Recht und damit die Macht hat. Im Zweifel entscheiden heute Gerichte über Wahlen: Marine Le Pen, so hat ein französisches Gericht am 31. März 2025 entschieden, darf wegen Missbrauch öffentlicher Gelder nicht zur französischen Präsidentschaftswahl 2027 antreten. Wenngleich das Urteil juristisch zweifelsfrei ist, hat es ein Geschmäckle. Auch weil die Höhe der Veruntreuung mit 5 Millionen ja geradezu gering ist, gemessen an anderen Skandalen um die Veruntreuung von öffentlichen Geldern: Bei Christine Lagarde waren 2016 ganze 400 Millionen kein Argument, sie nicht zur Chefin der EZB zu machen. Ursula von der Leyen wurde am 17. April 2024 rechtskräftig vom EuGH wegen Geheimhaltung des EU-Impfstoff-Deals (beachte: nicht etwa wegen des Deals als solchem!) verurteilt, was an ihrer Wahl zur neuen EU-Kommissionspräsidentin gleich am Tag danach nichts änderte. In der Bundesrepublik wollen wir von CumEx oder Maskenskandalen erst gar nicht reden. 5 Millionen, wie im Verfahren von Marine Le Pen, sind da ja fast noch Peanuts. Wer hat das Recht und die Macht, jemanden mit juristischen Mitteln vom politischen Platz zu verbannen, ist eine tagesaktuelle Frage der Stasis in Europa und darüber hinaus: In den USA wurde versucht, Trump mit mehreren Anklagen ins Gefängnis zu bringen. In der Türkei versucht Erdogan selbiges mit seinem politischen Gegner, unter umgekehrten politischen Vorzeichen. In Rumänien wurde jüngst eine Präsidentschaftswahl durch das Verfassungsgericht suspendiert, da ein konservativer (oder »populistischer«?) Politiker, Calin Georgescu, wohl die Stichwahl für sich entschieden hätte.

			Stasis – über gesellschaftliche Stockung

			2016 bereits veröffentlichte der italienische Philosoph Giorgio Agamben sein Buch Stasis. Der Bürgerkrieg als politisches Paradigma. Der Begriff Stasis erfasst, was eine Zeitenwende bedeutet, nämlich eine gesellschaftliche Stockung. Es geht um einen Moment in der Geschichte, in dem eine Gesellschaft von technologischem Fortschritt überrannt wird, der zu schnell geht bzw. das gesellschaftliche Gefüge zu sehr aus den Angeln hebt. Zum Beispiel ist die KI solch ein technologischer Fortschritt. Darüber spalten sich die Haushalte als Keimzellen des Staates. Der Streit im Haus wird zum Streit der Gesellschaft bzw. des Staates. In Konsequenz stockt die Gesellschaft, etwa wie saure Milch, die sich im Kaffee nicht mehr verrühren lässt, sondern ausflockt. Ein Teil der Bürger geht mit dem technologischen Fortschritt oder auch anderen Elementen von (vermeintlichem) »Fortschritt« – etwa woken Sprach- oder Genderregelungen –, ein anderer nicht. Diese Art der gesellschaftlichen Stockung, die in der politischen Sphäre gemeinhin – aber nicht ganz exakt – als Bürgerkrieg übersetzt wird, kann man heute in ganz Europa beobachten. Und weil uns kein anderer Begriff für die Stockung einfällt, ist eben alles rechts oder populistisch. 

			Alte Marxisten würden sagen, der gesellschaftliche oder ökonomische Unterbau bricht weg oder verändert sich, also muss sich auch der (staatliche) Überbau ändern. Anders formuliert: Ein neuer technologischer Unterbau sucht einen neuen politischen Überbau, der erst noch gezimmert werden muss. Man könnte auch witzeln, wie früher die 1968er Sprüche: »Sagt der Unterbau zum Überbau, warum bist du heute blau?« Aber es gibt keine theoriefähigen Marxisten mehr im Lande, die das diskutieren könnten, auch sie sind Opfer der Drittmitteluniversitäten geworden. 

			Unsere aktuellen politischen Debatten über die Zeitenwende in den Gazetten oder Talkshows wären wohl ein bisschen gehaltvoller, wenn wir diesen Prozess der Stockung als eine Reaktion auf die rasanten technologischen Transformationsprozesse angemessen beleuchten würden. Stattdessen lautet die politische Reduktionsformel alle gegen rechts. Die Formel mutet an wie Ohren-Zuhalten angesichts eines plärrenden Kindes, das sich nicht angemessen äußern kann, anstatt zu ergründen, was das Kind bedrückt. Das Geschrei bleibt hinter der Brandmauer, ebenso wie die eigentlich notwendigen Debatten: welche KI für wie viel Geld mit welchem Strom und welcher Überwachung? Welche digitale Schule mit welchem Zweck? Welches digitale Gesundheitssystem mit welcher Funktion? Das alles aber passiert einfach, während kaum jemand strittig darüber diskutiert. Interessant auch, dass die Empörung der Gesellschaft umgelenkt wird auf die Migrationsfrage, die sichtbar unsere Gesellschaft verändert, während die KI weitgehend unsichtbar ist als Treiber gesellschaftlicher Veränderung, ihr Einfluss auf die gesellschaftlichen Veränderungen aber ungleich größer sein dürfte.

			Die Brandmauer gegen rechts ist der Schutz der behäbigen Zweidrittel-Gesellschaft, die nicht wahrnehmen will, was stört, auch vergleichbar mit Gated Communities, meist protzigen Gebäuden inmitten eines Slums, geschützt von hohen Mauern und Stacheldraht. Wie alle Mauern – die Mauer zu Mexiko, die Mauer in Gaza, die Berliner Mauer – erfüllt die Brandmauer den Zweck, bestimmte Dinge nicht sehen zu müssen und auszugrenzen. Sie ist darum nicht die Lösung, sondern selbst das Problem: Die Brandmauer markiert die Stasis. Sie markiert die Zones of interest: Bis wohin werden die Rosen gegossen und ab wo dürfen sie getrost verdursten?

			Eine gestockte Gesellschaft, so Agamben, ist zur Diskussion über das Eigentliche, über die wichtigen Vorgänge, die die Gesellschaft betreffen, nicht mehr in der Lage. Sie ist nicht fähig, die vonstattengehende Transformation zu benennen, zu diskutieren oder gar abzuwenden. Eine gestockte Gesellschaft ist nur noch mit der Thematisierung ihrer Stockung beschäftigt, mit dem Riss, der sie durchläuft. Und damit zu definieren, wer das Sagen hat, wer das Recht interpretiert und Recht durchsetzen kann, auch wenn es nicht mehr rechtens ist. Wer staatliche Mittel zur Förderung seiner Interessen und mithin seiner Diskurse bekommt und wer nicht, wer mit »Demokratiefördergesetzen« gefördert wird und wer aufgrund von »Delegitimierung des Staates« als Staatsfeind betrachtet wird. Kurz: zu definieren, wer das »Wir« ist und wem der Staat gehört! Beamte und Polizei sowie der Justizapparat werden zerrissen. Wenn zwei gesellschaftliche Gruppen in einem Staat in der Stockung sind und sich nicht mehr vermischen können, geht es nicht mehr um gute Politik für alle. Sondern nur noch darum, wer die Macht hat, die eigenen Interessen gegen diejenigen der anderen Gruppe durchzusetzen und diese andere Gruppe gegebenenfalls ganz zu verbieten. Die gestockte Gesellschaft ist nicht mehr kompromissfähig, sie verliert die Mitte. Wenn man seit geraumer Zeit etwas in der Bundesrepublik spüren kann, dann ist es das – und das Wichtigste wäre, sich das zu vergegenwärtigen, denn es gibt, laut Agamben, keinen Weg zurück aus der Stasis: Die Stasis führt notwendigerweise zum Bruch der Polis. Eine gestockte Gesellschaft verliert das Politische schlechthin, nämlich die Fähigkeit, die Dinge so zu machen, wie es für die ganze Gesellschaft, die ganze Republik gut wäre. Toleranz wird eingeschränkt, Tadellosigkeit wird zur Pflicht, der kleinste Fehltritt kann die größten politischen Konsequenzen haben: Das ist das totalitäre Moment! Es gibt dann kein Vergessen und kein Vergeben, keine Ent-Wicklung. Jeder Fehler von vor Jahren kann zum Vorwand genommen, jemanden zu diskreditieren, so geschehen in der Flugblattaffäre um den Vorsitzenden der Freien Wähler, Hubert Aiwanger.

			Von der Agora zum Domus

			Eine gestockte Gesellschaft macht den Domus oder den Oikus, das Haus, zur Agora und die Agora zum Haus. Sie diskutiert persönliche Befindlichkeiten und Betroffenheiten, kein gesellschaftliches oder öffentliches Interesse mehr. Sie kümmert sich um Mikro-Aggressionen und Trigger-Warnungen in Theatern und spielt Sprachpolizei, aber über die Hunderttausende Tote in der Ukraine oder in Gaza wird sich kaum öffentlich erregt. Über CumEx oder Maskenskandal, Steuerverschwendung in Milliardenhöhe für weitgehend unnötige und übergriffige Corona-Maßnahmen, über den Umgang mit Kindern oder Alten und die eklatante Verletzung der Menschenwürde in diesen Jahren hält sich der öffentliche Aufschrei in Grenzen. Doch ein falsches Wort, eine falsche Geste, ein falsches Kleid, ein falscher Blick oder ein Lacher und schon sind Karrieren beendet. Eine ganze Gesellschaft bekommt den Blick nicht mehr über den Tellerrand, macht an der Form fest, was sie funktional nicht lösen kann. In der Agora aber müssen die persönlichen Dinge zuhause gelassen werden. Die Demokratie verendet, wenn jeder seine Neurosen in den Mittelpunkt der Gesellschaft stellt. Eine Demokratie braucht mündige, keine kindischen Bürger.

			»Die Verortung des Bürgerkriegs bringt es mit sich, dass man die überkommene Topographie der Verhältnisse von Stadt und Familie von Grund auf neu ordnen muss.« (Giorgio Agamben S. 16.) Der Bürgerkrieg als Stasis ist dementsprechend ein Konflikt der Blutsverwandtschaft, der in den inneren Angelegenheiten des Stammes liegt, ein Krieg im inneren Haus, ein Krieg in der Familie. Anders formuliert: der Feind im eigenen Lande. In Deutschland ist dieser »Feind« die AfD. Verschoben werde hier, und das ist laut Agamben nicht trivial, die Grenze zwischen Blutsverwandtschaft und Staatszugehörigkeit. Dass es zu Beginn 2024 eine kurz aufflackernde Debatte darüber gab, ob man Björn Höcke aufgrund von Äußerungen nicht die Bürgerrechte entziehen solle, beschreibt, wie weit die Bundesrepublik schon im Zustand der Stasis ist: »Daraus folgt, dass im politischen System (…) der Bürgerkrieg als eine Schwelle der Politisierung bzw. der Entpolitisierung fungiert, jenseits derer das Haus in die Stadt übergeht und die Stadt sich zur Familie entpolitisiert.« Tatsächlich wird das Private nach vorne gezerrt, meist in Form eines Kompromats, und in der Öffentlichkeit ausgestellt (»das Haus geht in die Stadt über«), während die Stadt zerfällt und ihre Einwohner sich zur Familie entpolitisieren. Die Klammer des Öffentlichen entfällt. Die Familie streitet nicht mehr um die allgemeinen Dinge – Steuern oder Krieg –, sondern darum, wer noch zur Familie gehört. 

			Genau deswegen wirkt die Politik seit geraumer Zeit so abgeschmackt, so kleinkariert, so symbolpolitisch. Weil der große Wandel nicht erfasst werden kann, verhakt sich die Politik im Kleinen, um nicht zu sagen, im Kleinteiligen und in Haarspalterei: Wer wann was genau gesagt hat oder sagen darf; ob jemand »gesichert« rechtsextrem ist. Ob Olaf Scholz wirklich auf einer Party Hofnarr gesagt hat, wer dabeistand, wer es gehört hat und ob er das darf. Allein darüber zum Beispiel gab es, als der »Vorfall« passiert ist, kurz vor den Wahlen 2025, mehrere längere Kommentare im Deutschlandfunk, wo man doch hätte meinen können, es sei höchstens Boulevard-tauglich. Oder ob wir eine Lufthansa Maschine mehr mit Afghanen abschieben und dann das Migrationsproblem gelöst ist. Oder ob ein Messer, das im öffentlichen Raum mitgeführt werden darf, länger als vier Zentimeter sein darf. 

			Stasis heißt auch, eine Seite steuert den Diskurs. Eine Seite bestimmt, was die Wahrheit ist und was Fake News sind. Die andere Seite, Meinung oder Stimme wird ausgegrenzt, in der Wissenschaft genauso wie in den Medien oder der Politik. Und die Seite, die das macht, weil sie die Macht hat, bemerkt nicht einmal, wie paraautoritär das ist, und handelt im besten Wissen und Gewissen mit der Absicht der »Demokratierettung«. Beobachten konnte man das in den letzten Jahren an allen Reizthemen der Gesellschaft – Woke, Klima, Ukraine, Gaza, Gender oder Migration – und es gipfelte Ende März 2025 in dem Vorhaben der neuen Koalition, demnächst Lügen zu verbieten, wie die BILD-Zeitung titelte. Wenn Lügen in der Politik verboten wären, müsste allen voran Herr Merz zurücktreten, noch bevor er Kanzler wird. Eine ganze Gesellschaft, so der österreichische Psychologe Raphael Bonelli, ist psychisch gestört und in einem Zustand kollektiver Verwirrung, verursacht durch ideologische Tabus, Denkverbote und eine zunehmende Entfremdung von der Realität. »Wir leben in einer Tabu-Gesellschaft«, so Bonelli, »und diese Tabus sind nicht natürlich gewachsen, sondern ideologisch erzeugt« schreibt Bonelli in seinem neuen Buch Tabu. Die Tabus werden umgeleitet in Mobilisierung gegen rechts, ohne zu definieren, was rechts eigentlich ist. Rechts ist irgendwie das neue konservativ, einen Begriff, den die politische Sphäre verloren hat. Ansonsten ist rechts einfach nur alles, was nicht passt.

			Unzählige Bücher sind in den letzten Jahren über die Einengung der Meinungskorridore geschrieben worden, aber eine Gesellschaft im Zustand der Stasis kann mit dem Phänomen nicht umgehen. Sie kann das Problem nicht beheben, denn es ist nicht institutioneller, sondern gesellschaftlicher Natur und deswegen kann die Demokratie an sich auch nicht gerettet werden. Die Stasis als Bruchstelle der Demokratie verweist lediglich darauf, dass die Gesellschaft die Sicht auf die wesentlichen Dinge nicht mehr teilt, so dass man sich um die Wahrheit streitet. Krise ist, wenn eine Gesellschaft ihre Vor-Urteile verliert oder ändert, also das, worüber sie einmal einvernehmlich geurteilt hatte. Nicht die Demokratie, sondern die Meinungsfreiheit muss darum gerettet werden. Der Zustand der Stasis kann nur überwunden werden, wenn alle Meinungen wieder zugelassen und fair sowie angstfrei diskutiert werden könnten. Wenn also wieder Frieden im Haus, im Domus, einkehrt und keiner anfängt zu schreien, aggressiv zu werden, auszugrenzen oder gar zu verbieten, nur weil er eine andere Meinung hört. In der Mitte entspringt ein Quell: In der Mitte der Meinungen liegt die Wahrheit. Das wurde in der Soziologie schon vor Jahren einmal als Schwarmintelligenz bezeichnet. Propaganda zerstört den Schwarm und mithin seine Intelligenz. Der Schwarm kann sich nicht mehr korrigieren. Eine ganze Gesellschaft ist nicht mehr kritikfähig und mithin nicht mehr in der Lage, ihre eigenen Annahmen infrage zu stellen. Konsequenterweise wurde in den letzten Jahren aus Vermutungen oder Hypothesen die Verschwörung, und der Zweifel – die Hefe jeder kritischen und konstruktiven Diskussion – wurde zur Leugnung. Mit der Sprache fängt es an, kann man bei Viktor Klemperer in seinem Buch LTI nachlesen. Die Demokratie kann erst genesen, wenn das beseitigt und wieder Friede im Haus gemacht wird. Dieser Friede überträgt sich dann auf die Agora und macht Demokratie erst wieder möglich. Anders formuliert: Wer die Demokratie retten will, muss die Brandmauer beseitigen!

			Wer ist der Souverän?

			Wenn zwei Mengen von Bürgern sich in einem Land im Zustand der Stasis gegenüberstehen, führt das direkt in die Herzkammer der Demokratie, nämlich die Frage nach der Souveränität. Wer ist das eigentlich, der Souverän? Wer entscheidet? Die Regierung? Das Parlament? Die Straße oder die Bürger? In diese Frage ist in den letzten Jahren viel Bewegung gekommen, vor allem unter der Oberfläche, wo es schon brodelt, auch wenn auf der Oberfläche scheinbar noch alles in geregelten Bahnen zugeht. Deutschland hat gewählt, eine neue Koalition, eine GroKo – die beim Erscheinen dieses Buches wohl bereits im Amt sein wird. Doch schon wird gemunkelt, dass auch diese Koalition nicht lange halten wird. Tatsächlich hat man nach dem Gezerre über den Koalitionsvertrag nicht den Eindruck, dass die GroKo Aufbruchstimmung erzeugt oder das Land in eine neue Dynamik, in einen wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Aufschwung versetzt – wenn jetzt nicht das viele Geld als letztes Schmiermittel hilft. Ohne das Sondervermögen, eine Wette auf Pump, wäre diese Koalition wahrscheinlich schon am Ende, noch bevor sie angefangen hat.

			Die Stasis kennt keinen Ausweg. In der Tat gibt es kein »demokratisches Ausstiegsszenario« aus einer Demokratie, selbst wenn weite Teile der Bevölkerung sie nicht mehr gut finden. In ihrem Buch Exodus und Stellungskrieg beschreibt Chantal Mouffe das Aufeinanderprallen zwischen liberalen Globalisierungsadepten und linker Kritik daran, die heute ins Populistische gekippt sei: Die Kritik läuft ins Leere, das System ist strukturell reformunfähig. Und es gibt keine legitimierte Exit-Tür: Soll man etwa im Bundestag mit Zweidrittelmehrheit darüber abstimmen, ob die parlamentarische Demokratie abgeschafft werden soll, wenn die gefühlte Repräsentationslücke zu groß wird und das Volk etwas anderes will als die Parlamentarier? Was sollte danach kommen? Und wie könnte man sich demokratisch auf das Danach einigen? Das Problem ist, dass es für demokratische Systeme keine Air-Fuel-Capacity gibt: Man kann neue Formen der Demokratie, die sich viele wünschen, nicht aufbauen, während die Demokratie noch an ihrer alten Struktur klebt, mitsamt allen Beharrungskräften: Zeitenwenden sind Systembrüche, damit etwas Neues werden kann. Die Zeitenwende als Krieg ist genau die Lösung für dieses Problem: Neuaufbau gibt es nach einem Krieg, nicht vorher. Der Krug geht so lange zum Brunnen, bis er bricht, Heinrich von Kleist. Auf die deutsche Klassik ist Verlass! Die aktuellen Diskussionen über die »Rettung der Demokratie« sind darum nichts anderes als der Ausdruck eines Phantomschmerzes. Beklagt wird etwas, das schon weg ist, und wir ahnen es …

			Besonders interessant ist, dass die Jugendlichen, die Altersgruppe 18 bis 25 Jahre, zu 52 Prozent bei den Bundestagswahlen 2025 entweder AfD, BSW oder Die Linke – also dissidentisch – gewählt haben (wenn man die Linke für einen Augenblick mal zu den »Alternativ-Parteien« dazurechnet, weil sie zum Beispiel pro forma zumindest für die Abschaffung der NATO, also nicht unbedingt »systemkonform« ist.) Das heißt, die nachwachsende Generation – und nur um die geht es perspektivisch in einem Land! – ist de facto jetzt schon in einer Art Systemopposition. Die Jungwähler haben bereits bei den Europawahlen 2024 zu 40 Prozent AfD gewählt, obgleich man den jungen Leuten vorher an den Schulen oder über Demokratiefördergesetze eingetrichtert hat, dass sie alles wählen dürfen, nur nicht AfD. Das Vorrecht der Jugend ist es, sich über das Geschwätz der Eltern oder Älteren hinwegzusetzen und eigentlich ist es gut, wenn die Jugend von diesem vornehmen Vorrecht Gebrauch macht, nämlich die Dinge nicht so zu tun wie die Elterngeneration. Das gilt ganz unabhängig davon, wie man zur AfD steht. Viele der neuerdings wieder perfekt gescheitelten Burschen aus einem wahrscheinlich AfD-affinen Umfeld, die ich während meines Spaziergangs durch die Republik beobachten konnte, machen jedenfalls einen durchaus anständigen Eindruck und höflich sind sie auch. Jedenfalls höflicher als die Antifa. Einige rauchen sogar, also so ganz bieder können sie nicht sein.

			Wenn – so die These – die Zeitenwende sich durch Krieg der Demokratie entledigen will, dann könnte jetzt das dialektische Prinzip greifen. Was man loswerden will, kommt wie ein Boomerang zurück, und zwar mit Vehemenz: Weil die simulative Demokratie (Ingolfur Blühdorn) sichtbar geworden ist, hat jetzt die richtige Demokratie eine Chance. Weil der Filz und die Korruption der Parlamente deutlich geworden sind, hat die direkte Demokratie Hochkonjunktur. Weil die Bürger aus Entscheidungen rausgehalten und belogen wurden, drängen sie jetzt in Bürgerversammlungen. System gegen Bürger. Achtung, es riecht nach Straßenkampf. Stasis pur. Hunderttausende demonstrierten in den USA gegen Trump. Ebenfalls Hunderttausende demonstrierten in Frankreich gegen das Wahlverbot für Marine Le Pen.

			We, the people oder über die illiberale Demokratie

			Das sogenannte Volk (besser: die Bürger) will gesehen werden, das trifft den Nerv der Zeit. Wie der Politikwissenschaftler Phi­lipp Manow in seinem Buch Die (Ent-)Demokratisierung der Demokratie schreibt, tritt das Volk aus seiner Abstraktion als »repräsentierte Größe« im Parlament hervor und wird real, es wird zu einer machtpolitischen Größe. Es wird zu Wutbürgern, Reichsbürgern, vermeintlich Rechten oder Demonstranten aller Art. Als solches – also als Straße oder Mob – wird es indes nicht gerne gesehen. Ist die Demokratie bereit für das reale Volk, könnte man fragen? Seit Erfindung der parlamentarischen Demokratie wird, so Manow, eher alles getan, um das Volk bei der Entscheidungsfindung außen vor zu halten. Insofern ist die Repräsentation, wie der französische Philosoph Jacques Rancière schon in den 1990er Jahren feststellte, eigentlich das genaue Gegenteil von Demokratie: Die Souveränität liegt beim Volk, das sie nie ausüben darf. Die Gründungsväter der amerikanischen Verfassung waren sich einig, dass der Pöbel oder Plebs unbedingt außen vorgehalten werden müsse, ansonsten würden »Männer ohne Geld und ohne Prinzipien« herrschen, gleichbedeutend mit Unruhe und Unordnung. In Reaktion auf die Französische Revolution, so Manow, sah jemand wie Edmund Burke wenig Veranlassung, dieses Urteil zu revidieren: »Eine vollkommene Demokratie ist das schamloseste aller politischen Ungeheuer.« (zitiert nach Manow, S. 32)

			Die Frage liegt indes auf dem Tisch, ob dies so bleiben muss. Oder ob es heute bürgerlichen wie technologischen Fortschritt gibt (zum Beispiel Internetabstimmungen), der erlauben würde, das Volk im 21. Jahrhundert nicht nur abstrakt, über Repräsentation, sondern tatsächlich real einzubinden? Immerhin sind Millionen europäische Bürger im letzten Jahrhundert in die Vorstellung hinein sozialisiert worden, dass sie entscheiden. Manow nennt das konsequenterweise die Demokratisierung der Demokratie. Als Vervollkommnung der Demokratie aber wird das Vordringen des Volkes in die politische Wirklichkeit derzeit nicht verhandelt. Sondern es wird als rechts verunglimpft und als Bedrohung der liberalen Demokratie wahrgenommen.

			Die hartnäckige Verknüpfung des Begriffes Demokratie mit liberal ist aber im Kern unzulässig. Das ist die Essenz eines weiteren Buches von Philipp Manow, Unter Beobachtung. Die Bestimmung der liberalen Demokratie und ihrer Freunde. Noch in den 1970er Jahren hätte man den Begriff liberale Demokratie gar nicht verstanden. Demokratie reicht doch, oder? Prinzipiell könnte eine Demokratie ja auch sozialistisch sein, wenn die Mehrheit das will. Die Verknüpfung der beiden Begriffe hat sich in den letzten Jahrzehnten aber in den Sprachgebrauch eingeschlichen, als vermeintliche Normalität. Damit wurden alle, die sich gegen einen meist undefinierten Liberalismus wenden, zu Feinden der Demokratie. Manow folgert daraus, »(…) der Populismus ist eine Krankheit, die von einem neuen (liberalen) Verständnis der Demokratie hervorgebracht wird.« Und weiter: »Der Populismus ist nicht der Gegner, sondern das Gespenst der liberalen Demokratie.« (S. 26)

			Könnte es also sein, dass es nicht darum geht, die Demokratie zu retten, sondern den Liberalismus? Die EU zum Beispiel ist in ihren Governance-Strukturen sicherlich liberal, aber im Kern nicht demokratisch, so wie man es von nationalen Demokratien kennt. Das wird verbrämt sui generis genannt, also ein System, das sich aus sich selbst heraus erklärt. Die EU kennt keine Gewaltenteilung im klassischen Sinne. Es gibt Ko-Dezision von EU-Rat (mit nationalen Veto-Rechten) und EU-Parlament und vieles andere, was zwar legal, aber intuitiv nicht legitim ist. Mit diesen Strukturen, so viel steht fest, hat sich die EU institutionell gnadenlos verlaufen. Die liberale, aber nicht-demokratische EU wird öffentlich aber nicht beanstandet. Viktor Orban hingegen wird gerne als illiberaler Demokrat bezeichnet. Ergo wird ihm nicht abgesprochen, demokratisch oder demokratisch gewählt zu sein. Es wird ihm nur abgesprochen, liberal zu sein. Kann man jemanden demokratisch dazu zwingen, liberal zu sein? Genau diese Frage hat der Harvard-Politikwissenschaftler Yasha Mounk in seinem Buch The People vs. Democracy gestellt, wobei Mounk (was soll er im elitären Havard auch anderes tun?) schon im Titel seines Buches das Volk gegen die Demokratie stellt, während Manow das Sichtbarmachen des Volkes als Demokratisierungsprozess diskutiert. Geht es also um illiberale Demokratie oder um undemokratischen Liberalismus, wie auch in dem verräterischen Bonmot Angela Merkels von der marktkonformen Demokratie durchschimmerte? Darauf wird zurückzukommen sein, wenn es im Folgenden um den Begriff der Republik sowie den aktuellen libertären Sog in den politischen Debatten geht. Halten wir an dieser Stelle lediglich fest, dass der Liberalismus in Europa eigentlich keine große politische Tradition hat, weil er eben kein Konzept von sozialer Gemeinschaft hat, wie die politische Rechte oder die Linke es anbietet. Der Populismus wehrt sich also in erster Linie gegen den Liberalismus, nicht gegen die Demokratie.

			Ähnlich zu Manow argumentiert der berühmte französische Soziologe Pierre Rosanvallon (ganz und gar nicht verdächtigt, irgendwie rechts zu sein!) in seinen Buch Jahrhundert des Populismus. Geschichte, Theorie, Praxis. Nachdem im 18. Jahrhundert zunächst der repräsentative Parlamentarismus, dann im 19. Jahrhundert der Sozialismus zu treibenden Faktoren für die demokratische Entwicklung in Europa geworden seien, könne jetzt vielleicht der ach so verschriene Populismus die Dynamisierung der Demokratie bewirken, nämlich dadurch, dass das Volk jenseits der abstrakten Form der Repräsentation an den politischen Entscheidungen beteiligt wird. An der Entscheidung über die Kriegsfrage zum Beispiel. Anstatt Kampf gegen rechts müsste man eigentlich freudig ausrufen: endlich wahre Demokratie! Die Bürger sind der Souverän. Wenn man im Parlament sitzt, kann man das freilich nicht wollen. »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus«, schrieb einst Kurt Tucholsky, die Weimarer Verfassung zitierend, und fügte scherzhaft an: »Doch man hat nie gehört, dass sie jemals dahin zurückgekehrt ist.«

			Doch das Volk als Souverän funktioniert eben auch nicht in der Stasis, wenn eine Menge gegen eine andere Menge steht, das Volk also in zwei Teile geteilt ist. Die eine Menge ist heute gegen rechts, die andere Menge gegen die liberale, eigentlich aber extremisierte Mitte, egal ob »links-grün-versiffte« Ampel oder GroKo. Wo die Mitte verloren und Gewalt (noch) nicht gesellschaftsfähig ist, außer in ihrer sublimierten Form, der Cancel Culture – also nicht die Liquidation der physischen Person, aber ihre Entfernung aus dem öffentlichen Raum –, dann bleibt bis auf weiteres das Florett des Rechtspositivismus, also Politik mit rechtlichen Mitteln. Alles legal, aber nicht mehr legitim. Auch hier wieder: Form follows function. Ein normativ entkerntes Recht entsorgt die Demokratie mit ihren eigenen Mitteln. 

			Das Florett des Rechtspositivismus

			Wenn law fails, war follows, wenn das Gesetz scheitert, folgt der Krieg, stand kürzlich auf dem Verfassungsblog2 zu lesen. Wie wahr! Wir sind mittendrin im failing law und deswegen konsequenterweise in der Stasis und vielleicht bald im Krieg mit Russland. Failing law gilt für das deutsche Recht ebenso wie für das Europarecht oder die UN-Charta, zu Letzterem mehr in Teil IV. Die ganze westliche Rechtsordnung kracht derzeit zusammen und fällt uns vor die Füße, auch in der Bundesrepublik. Es gilt für die evasiv neu gefassten Paragraphen des Verfassungsschutzgesetzes »Delegitimierung des Staates« ebenso sehr wie für die Neufassung von § 130 StGB gegen »Hass und Hetze«. Diejenigen, die diese Paragraphen heute formulieren, werden sie nur so lange gut finden, bis man sie gegen sie selbst anwendet. Je unbestimmter die Rechtsbegriffe, desto autoritärer das System: Der Willkür sind dann keine Grenzen der Interpretation gezogen. 

			Die faktische Wirkung ist schon jetzt, dass eine Mehrheit der Bundesbürger Angst hat, sich in der Öffentlichkeit, im politischen Umfeld oder gar in der Familie politisch zu äußern, zu Corona oder zu Migration, Gender, Klima oder zum Ukraine Krieg. Und zu Gaza schon gar nicht, das Fettnäpfchen des Antisemitismus ist inzwischen eine Öllache. Kritische Äußerungen über Politiker können inzwischen strafrechtlich geahndet werden, was eigentlich ein systemisches Kriterium für autoritäre Regime ist. 

			In seinem Buch Gesinnungspolizei im Rechtsstaat zeichnet der CICERO-Redakteur Mathias Brodkorb detailliert nach, wie sich der Verfassungsschutz zu einem System der Bürgerkontrolle entwickelt hat, wie man es eigentlich, zumal in Deutschland, nur von der STASI kennt. Staat gegen Bürger, die unzufrieden sind, die revoltieren, die gehört werden wollen, die mit den Füßen stampfen. Wer dabei zu laut wird und die inzwischen zementierten Meinungskorridore bzw. die sorgsam gehegte Ruhe der Mehrheitsgesellschaft mit (ver-)störenden Argumenten gefährdet, muss weg. Das trifft protestierende Bauern oder Friedensbewegte ebenso wie alternative Medien. Noch nicht im Amt, plant die große Koalition ein Gesetz zur Kontrolle der sogenannten alternativen Medien und übersieht, dass eine demokratische Regierung, die Medien kontrollieren muss, schon verloren hat, bevor sie angefangen hat zu regieren.

			Über die Pflicht zum Ungehorsam gegen den Staat heißt ein kleines Büchlein des Kanadiers Thoreau aus dem 19. Jahrhundert. Dort kann man lesen: »So werden wir im Namen von Recht und Ordnung dazu gebracht, unserer eigenen Bösartigkeit zu huldigen und sie zu unterstützen. Nach der ersten Scham vor der Sünde kommt schon die Gleichgültigkeit« (S. 19) Mir schwant, wir sind als Bundesrepublik dort schon gelandet. Über den Anwendungsbereich von Art. 20/ 4 Grundgesetz zu diskutieren, dürfte demnächst sehr spannend werden, wenn eine Bundesregierung ihre Bürger trotz Friedenspflicht des Grundgesetzes in einen Krieg führen will und ein Bundeskanzler Friedrich Merz trotz Zwei-plus-vier-Vertrag, der keine kriegerischen Handlungen gegenüber Russland erlaubt, Taurus-Raketen in die Ukraine liefern möchte, die ohne eine Beteiligung deutscher Soldaten nicht fliegen können. 

			Partizipation als Substitut

			Wo uns das Recht entgleitet, reden alle von Partizipation. Viele wollen partizipieren, weil sie sich nicht repräsentiert fühlen und ihre Meinung nicht gehört wird. Diese Verschiebung von Recht zu Partizipation ist interessant. Zunächst könnte man argumentieren, dass es etwas Spielerisches hat, wenn man partizipieren möchte, gleichsam in der Demokratie mitspielen. En vogue ist daher seit langem die sogenannte Bürgerversammlung. Man findet sie inzwischen überall: auf lokaler, regionaler, nationaler und sogar europäischer Ebene. 

			Zu betonen auch hier der in diesem Skizzenbuch zur Zeitenwende schon festgestellte Fokus auf den Prozess (»Dabei-sein«), nicht auf das, was dabei herauskommt. Wieder findet sich der Topos von Oberfläche vs. Inhalt: Die Methode ist formvollendet, alle dürfen mitreden, die Bürger sind zufrieden, entschieden wurde … nichts. Egal! Man könnte die Bürgerversammlung auch als ein neuartiges, narzisstisches Element der Demokratie begreifen, eine Oberflächen-Fixiertheit, die schon in Teil II zur Sprache gekommen ist. Was soll eine narzisstische Gesellschaft, die sich jeden Tag im Zoom spiegelt, auch sonst hervorbringen als eine narzisstische Form der Demokratie?

			In den Jahren 2021 bis 2022 hat zum Beispiel die Europäische Kommission unter dem Titel »Conference on the future of Europe« methodisch aufwendig geplante und durchgeführte »Citizens Assemblees« europäischer Bürger in vier europäischen Städten durchgeführt, Bürger aller Herkünfte, Altersgruppen und Nationalitäten quer durch Europa. Diese europäischen Bürger haben tatsächlich 49 interessante Bürgervorschläge für die Zukunft Europas vorgelegt, die man, ebenso wie die Videos der Citizens Assemblees, mit ein paar Klicks schnell im Internet finden kann: von europäischen Fahrradwegen bis hin zu gleichen Steuern für Unternehmen und Bürger in Europa. Sehr vernünftig eigentlich, denn wenn man eine europäische Demokratie wirklich möchte, wäre der allgemeine politische Gleichheitsgrundsatz für alle europäischen Bürger auch und vor allem bei Steuern die normative Bedingung. Dafür, dass die EU in den Krieg zieht, haben die europäischen Bürger nicht votiert. Wenige Wochen nach Veröffentlichung der 49 Vorschläge kommentierte der Europäische Rat diese auf Tagesordnungspunkt »Verschiedenes« mit den Worten: »Der Rat nimmt zu Kenntnis, dass die europäischen Bürger Vorschläge zur Zukunft Europas vorgelegt haben.« Man könnte auch sagen, Seine Majestät, der Europäische Rat, hat zur Kenntnis genommen, dass es europäische Bürger gibt, die etwas begehren. Wenn Bürger aber der Souverän sind bzw. wären, dann ginge es nicht um Kenntnisnahme, sondern darum, das zu Recht und Gesetz zu machen, was die Bürger in so einer Bürgerversammlung beratschlagen. Es geht also nicht um Die Konsultative, wie meine politikwissenschaftlichen Kollegen Claus Leggewie und Patrizia Nanz es in ihrem gleichnamigen Buch von 2018 vorgeschlagen haben. In Berlin war es 2021 ähnlich, als gut 50 Prozent der Berliner für die Verstaatlichung der Wohnungsbaugesellschaft Deutsche Wohnen SE stimmten, welche bis heute nicht umgesetzt wurde, ebenso wenig wie die Sommerzeitumstellung in Europa abgeschafft wurde, obgleich die europäischen Bürger sich das vor Jahren einmal so wünschten. Was also sind dann Bürgerversammlungen außer Augenwischerei? 

			Insofern ist der Hype um Bürgerversammlungen potentiell gefährlich, verweist er doch auf den schon erwähnten Topos der Postdemokratie (Colin Crouch) oder der simulativen Demokratie (Ingolfur Blühdorn). Zu klären wäre zunächst, welches eigentlich die richtigen Bürger sind, die methodisch sauber und statistisch repräsentativ für diese Bürgerversammlungen ausgewählt werden,3 denn die eigentlichen Bürgerrepräsentanten sind ja die Abgeordneten in den Parlamenten. Können sich die Bürger gleichsam in ihrer Repräsentation verdoppeln? Damit stellt sich die strukturelle Frage, was eigentlich passieren würde, sollte eine Bürgerversammlung in einer Frage – etwa in der, ob es einen Krieg geben soll – zu einer signifikant anderen Entscheidung kommen als ein Parlament? Welche Entscheidung gilt dann? Die der Bürgerversammlung oder die des Parlaments?

			Die Bürgerversammlung erodiert zudem die Opposition. Denn wenn die Bürger partizipiert haben, können sie schwerlich gegen ihre eigene Entscheidung vorgehen, also keine Kritik mehr formulieren. Und das kann sogar gefährlich sein, wie jüngst in einer im Auftrag des Bundesministeriums des Inneren von der Bertelsmann-Stiftung 2024 durchgeführten Bürgerversammlung zu Fake News,4 an der rund 424 000 Teilnehmer beteiligt waren, über Online-Befragungen, aber auch analog. Die 28 Empfehlungen der Bürgerversammlung enthielten so obskure Forderungen wie etwa eine »Beratungsfunktion für Journalisten« oder eine »Meldestelle« für Nachbarn, wenn man die Vermutung habe, dass dieser etwas Falsches sagt. Den Vogel schießt der Vorschlag ab, die Verbreitung von Fake News demnächst strafrechtlich zu verfolgen, was ja durch die geplante Neufassung von § 130 jetzt faktisch passiert. Wer also soll etwas dagegen haben, wenn dies demnächst als Gesetzesentwurf in den Bundestag eingebracht wird, auf Wunsch der Bürger sozusagen? Was machen wir, wenn die Bürger die Meinungsfreiheit, die konstitutiv für eine Demokratie ist, abschaffen wollen, die Bürger aber in einer Demokratie entscheiden? Kann es eine »illegitime Machtergreifung« durch die Bürger geben? Müssen wir demnächst das Grundgesetz vor den Bürgern schützen? So sieht sie aus, die ganz legale Abschaffung der Demokratie und wir sind mittendrin …

			Räterepublik?

			Wollte man am Topos des Populismus als Dynamisierung oder Vervollkommnung der Demokratie festhalten, das Prinzip der Repräsentation überwinden, und Bürger nicht konsultieren, sondern wirklich entscheiden lassen, dann wären wir in ganz anderen Dimensionen der politischen Theorie. Zum einen wäre zu klären, in welchem Raum der Demokratie sie das machen? Im Kiez, in der Region, dem Nationalstaat oder gar in Europa? Zum Anderen bräuchten Bürger, die frei entscheiden, was sie gerne zu Recht und Gesetz machen würden, vollen Zugriff auf den Etat des Staates, demnach auf das (Volks-)Vermögen oder das Vermögen der Republik. Denn jede politische Entscheidung kostet am Ende Geld. Vor allem die über Krieg! 

			Vor diesem Hintergrund lehnt Hannah Arendt zum Beispiel in ihrer Politischen Grammatik des Gründens den Begriff der Souveränität ab. Niemand sei letztlich souverän, weil Souveränität im Spannungsfeld zur Pluralität einer Gesellschaft stehe. Kein Mensch sei souverän, weil Menschen und nicht der Mensch die Erde bewohnen. Der Begriff der Souveränität trage die Ambivalenz der Freiheit von Herrschaftsansprüchen anderer, bedeute zugleich aber willkürliche Herrschaft über andere. Freiheit aber sei die Existenz von Pluralität und Intersubjektivität im Sinne des gesellschaftlichen Inter-esse, des Zwischen-Menschen-Sein. Die Souveränität politischer Körper sei darum immer eine Illusion. Freie Volksherrschaft, so Arendt, könne es daher eigentlich nur in Räterepubliken geben, in denen die Bürger jeweils spontan über ihre Belange jenseits parteipolitischer Zuordnungen entscheiden. Am ehesten also das, was heute die Freien Wähler in einigen Städten schon recht erfolgreich machen. »If men wants to be free, it’s precisely sovergneity that he will need to let go«, schlussfolgert Arendt. Wenn Menschen frei sein wollen, müssen sie letztlich auf Souveränität verzichten (S. 17). Man könnte darum sagen, dass Hannah Arendt zu Unrecht als liberale Denkerin gehandelt wird: Eigentlich war sie Republikanerin im ursprünglichen Sinne des Wortes. 

			Ausverkauf der Republik

			Doch was ist aus der Republik geworden? Alle reden nur noch über die Demokratie. Dabei ist die Republik das normativ übergeordnete Konzept, nämlich eine politische Ordnung, in der es um die Res Publica, die öffentliche Sache geht, also die Agora. Die Republik ist im Kern nicht liberal in dem Sinne, dass jeder machen kann, was er will. Die Republik ist eine soziale Ordnung, ein Gemeinwesen, zu dem jeder seinen Beitrag leistet. Das ist ein anderes Vokabular als eine liberale Demokratie, die im Wesentlichen an der Form festgemacht wird (Wahlen), die aber nicht den normativen Anspruch erhebt, dass es hier um ein gemeinsames Wohl geht. Sondern eher darum, vor allem in der liberalen Demokratie, dass jeder sich individuell entfalten kann und dass der Staat dabei möglichst wenig stört. 

			In einem ausgezeichneten Band über Parallelen und Differenzen zwischen Giorgio Agamben und Hannah Arendt entwickelt Friedrich Bake (S. 105) die Theorie der Gebürtigkeit nach Hannah Arendt und beschreibt den Moment des Übergangs vom prä-politischen (»nackten«) zum bürgerlichen (civic) Leben. Die Geburt vollzieht sich im Haus (Oikos). »Nach römischem Brauch erwirbt der Vater erst im Augenblick, da er das Kind vom Boden nimmt oder aufhebt, souveräne Macht über das Kind. Er gibt dem Kind ein zweites Leben, da er es anerkennt und darauf verzichtet, es auszusetzen.« Das »nackte«, präpolitische Leben eines Kindes, das noch nicht dem Gesetz der Souveränität untersteht, ist also schutzlos und prinzipiell tötbares Leben. Soll heißen: Zwischen Menschen und Bürger gibt es einen großen Unterschied! Wird das Kind vom Vater angenommen (hochgehoben), wird es zum Bürger und von der Republik geschützt. Bei Platon wird das Kind übrigens im Wesentlichen von der Polis erzogen und nicht nur von den Eltern, eben um ein guter Bürger der Republik zu werden. 

			Mit einer Erziehung zum guten Bürger in der Città oder der Cité wiederum ist natürlich etwas anderes gemeint als übergriffige frühkindliche Sexualisierung oder die Erziehung zur Kriegstüchtigkeit, die eigentlich nach dem immer noch geltenden »Beutelsbacher Konsens« aus den 1970er Jahren nicht zulässig ist und der in seinem Artikel I. vom Überwältigungsverbot spricht: »Es ist nicht erlaubt, den Schüler – mit welchen Mitteln auch immer – im Sinne erwünschter Meinungen zu überrumpeln und damit an der Gewinnung eines selbständigen Urteils zu hindern.« Es wäre schön, wenn in der Bundesrepublik ihr eigener Rechtsbestand noch zur Anwendung käme.

			»Die Menschen in diesem Lande«

			Aber es geht eben nicht mehr um Bürger. Vor diesem Hintergrund der politischen Theorie ist es wichtig daran zu erinnern, dass es ein Frevel von Alt-Bundeskanzlerin Angela Merkel war, stets von den »Menschen in diesem Land« zu sprechen anstatt von Bürgern. Diese damals unbemerkte semantische Floskel ist nicht trivial, denn mit Menschen kann man leider oft machen, was man will, mit Bürgern eigentlich nicht. Die Unterscheidung zwischen präpolitischem und politischem Leben zielt auf die Unterscheidung zwischen Menschen- und Bürgerrechten, die im ersten Fall nur menschliche Bedürfnisse (Food, Shelter) umfassen, aber keine Bürgerrechte einschließen (zum Beispiel Wahl- oder Versammlungsrecht). 

			Seitdem wir im Duktus von Frau Merkel nur noch Menschen und keine Bürger mehr sind, kann man konsequenterweise mit uns machen, was man will. Absurdeste Corona-Maßnahmen, Kriegsvorbereitungen und Kriegsertüchtigung sowie eine Steuerverschwendung, als gäbe es kein Morgen. Zu den Menschen in diesem Land, die keine Bürger mehr sind, passt, dass die Alt-Kanzlerin »Mutti« genannt wurde, was auf eine familiäre, keine staatliche oder republikanische Beziehung zwischen Staatschefin und Bürgern verweist und obendrein kindisch ist. Frau Merkel hat die Bundesrepublik gleichsam zur Familie gemacht und ihr dadurch den politischen Raum genommen, die Agora. Eine Familie schließt schon mal missliebige Familienmitglieder vom Mittagstisch aus. Ein Staat aber kann keine Bürger ausschließen. Dass dies mit Blick auf Björn Höcke wie erwähnt schon einmal zur Debatte gestellt wurde – der Entzug von Bürgerrechten –, zeigt, wie weit die Bundesrepublik in der Überlappung von Familie und Staat schon gekommen ist.

			Die Verschiebung von Staat zu Familie, von der Agora zum Oikus, ist die entscheidende Bewegung hinein in eine autoritäre Schließung. Die Familie, die kein politischer Körper mehr ist, schließt sich um Motive der Sicherheit oder Verteidigung herum. Wer stört, fliegt raus oder wird zum Landesverräter. Familien- und Landessicherheit werden eins, die Familie muss zur Landesverteidigung hergegeben werden. In einer freien, bürgerlichen Gesellschaft sollte das eigentlich nicht passieren. Nur durch den semantischen Vorgriff in der Ära Merkel auf Mensch und Mutti war es m. E. möglich, dass sich, als Corona kam, die zuvor zu Menschen degradierten Bürger im Wesentlichen um ihr Klopapier und nicht um ihre Freiheitsrechte gekümmert haben. Corona war nicht der staatliche Zugriff auf Bürger, sondern auf das Leben von Menschen in ihren privaten, familiären Zusammenhängen. 

			Ein Krieg hat das gleiche strukturelle Merkmal, denn der Staat muss im Kriegsfall erneut auf das Leben der Menschen zugreifen: auf Soldaten oder eben auf eine kriegstüchtige Bevölkerung, die, wie einige Papiere es ja schon vorsehen, Versorgungsrouten der Armee quer vom Rotterdamer Hafen in die Ukraine sichern. Der Operationsplan Deutschland detailliert anschaulich die zivil-militärische Zusammenarbeit als wesentlichen Bestandteil der Kriegsführung. Und da vernünftige Bürger dergleichen nie tun würden, müssen zuvor über systematischen Feindaufbau Entmenschlichungsprozesse stattfinden (»der Russe kommt«). Man braucht, wie Hermann Göring schon wusste, »nichts zu tun als dem Volk sagen, es würde angegriffen und den Pazifisten ihren Mangel and Patriotismus vorzuwerfen und zu behaupten, sie brächten das Land in die Gefahr«. Heute ist man dann eben Lumpenpazifist oder Putin-Nutte oder was auch immer …

			Von Krieg und Familie

			Das Grundgesetz soll jetzt geändert werden, damit auch Frauen eingezogen werden können. Wehrdienstverweigerung ist im Krieg nicht mehr möglich, dann sind die Wehrdienstverweigerer Deserteure. Auch die Geschlechterwahl, neu erworbenes Recht der Woken, ist im Kriegsfall für Männer suspendiert: Man könnte ja nicht mehr genug Männer haben. In der Ukraine werden schon jetzt Männer von der Straße weggeschnappt und an die Front geschickt: Auch dies sind keine Bürger mehr, sondern nurmehr Kanonenfutter, also Objekte der Politik, keine politischen Subjekte mehr. Einigen Aussagen von Augenzeugen zufolge beträgt die Zeit zwischen Fronteinsatz und Tod in der Ukraine für einen Soldaten derzeit 4 Stunden. Wer von denen, die sich heute in Deutschland so bereitwillig auf Russophobie und Kriegstüchtigkeit einlassen, hat das vor Augen? Immerhin hat dieses Land einen Reinhard Mey, der uns das Lied geschenkt hat, Meine Söhne geb’ ich nicht … Jeder weiß, dass es im Krieg nur Verlierer gibt. Wie kann es sein, dass dergleichen Propaganda in Deutschland noch einmal so verfängt? In Straßburg auf dem Place de la République steht eine Statue, die Republik als Frau. An jeder Brust ein Soldaten-Sohn, ein Elsässer, ein Franzose, die sich bekriegt haben, deren Uniformen aber ausgezogen sind, und die sie beide in ihren Armen hält.

			Krieg oder auch Revolution bedeutet immer die Zerstörung der Familie, genauer: den übergriffigen staatlichen Zugriff auf die Familie. Durch die gesamte politische Philosophie in Europa zieht sich seit Jahren der Topos der Rivalität zwischen Staat und Familie, anders formuliert die Frage: Wer bestimmt? Der Hausherr (der Vater) oder der Staat? Wer entscheidet, wer in den Krieg muss oder wer etwas erbt? Deswegen auch der Ausdruck Vater Staat. Er drückt ebenjene Konkurrenz zwischen dem Vater und dem Staat aus und überlagert durch die Zusammenziehung der Wörter die familiäre Autonomie bei der Entscheidung über Leben und Tod der Familie: Der Staat ist der Vater! Nur so kann es funktionieren, dass Überschriften wie »Fürs Vaterland sterben?« wieder auf den Titelseiten von Zeitschriften prangen5 und gleichsam als staatsbürgerliche Pflicht verklickert werden, darunter ein Bild mit einem lachenden Soldaten. Ich hatte wirklich gedacht, dass das in der Bundesrepublik Deutschland heutzutage unmöglich ist!

			Die Französische Revolution wie auch die Russische hatten als wesentliche Folge – wenn nicht zum erklärten Ziel? –, die bestehenden Familienstrukturen zu brechen. Zum Beispiel wurde im Zuge der Französischen Revolution das Erbrecht in Frankreich egalitär: Die Eigentumsverhältnisse der Familien wurden geändert. 

			Dass der anhaltende Gender-Krieg der LGBT-Community die gesellschaftliche Folie für den kommenden Krieg ist, diesen Zusammenhang habe ich bereits in Teil III beleuchtet. Die Neuordnung der Familie ist also in vollem Gang, in Bezug auf die Differenz, die Frauen- bzw. die Geschlechterrollen im Krieg und sehr wahrscheinlich auch in Bezug auf die Eigentumsverhältnisse, denn den Krieg bezahlen letztlich wir. Wie sehr die Familienstrukturen nach dem Krieg ge- oder zerbrochen sein werden, inwieweit die Eigentumsrechte der Familien danach geändert sein werden, kann man nur erahnen. Und ob danach noch ein Fünkchen (Bundes-)Republik da sein wird, ist die Frage.

			Vom Krieg zur libertären Sprengung des Staates?

			Meine Vermutung ist, dass die staatlichen Strukturen, wie wir sie heute in Europa kennen, einen Krieg nicht überleben werden. Der Trend geht hin zur Privatisierung und mithin zur Aufkündigung des republikanischen Gemeinwesens. Dazu passt, dass wir keine Bürger mehr, sondern atomisierte Gruppen von Menschen sind, mit schon erwähnten Spaltungslinien aller Art, die sich in der Stasis befinden. Corona hat in Reaktion auf die massive Übergriffigkeit des Staates ein libertäres Gedankengut und libertäre Bewegungen hervorgebracht, deren Popstar jetzt der gefeierte Javier Milei in Argentinien ist, der sich mit Kettensägen fotografieren lässt, die er an staatliche Strukturen anlegt. Der Staat wird also buchstäblich zersägt. 

			Die libertäre Bewegung für freie Städte wäre hier als Beispiel zu nennen. Vermeintlich für freie Bürger, ist die Bewegung verbrämter Vorbote für eine Oligarchisierung der Gesellschaft und führt sehenden Auges in die Refeudalisierung. In den USA gibt es in Nevada und Arizona Entwicklungen, wo Unternehmen und Stadt fusionieren: Der CEO einer Firma ist zugleich der Bürgermeister, der über Schwimmbäder, Bibliotheken oder Schulen entscheidet. Nur hat das mit freien und vor allem rechtsgleichen Bürgern, wie in einer Republik, nichts mehr zu tun. Die Unternehmensmitarbeiter kaufen sich als share holder in die fusionierte Stadt-Firma ein. Die hier und da erwähnte Privatisierung von Wasser etc. sind alles Ideen und Trends, die in dieses Bild passen. Wer kein Geld hat, bleibt draußen – und demnächst ggf. ohne freien Zugang zu Trinkwasser. Das erinnert an das Mittelalter, wo das Gesindel vor dem Weiher der Stadt blieb und die Zugbrücke nachts hochgezogen wurde, um die unbescholtenen Bürger zu schützen. Es waren damals lange nicht alle Bürger mit Bürgerrechten.

			Dass aus Untertanen schließlich Bürger wurden, war die Geburtsstunde der Republik 1789, als die Franzosen auf die Idee gekommen sind, jenen bis heute nachhallenden Satz in Stein bzw. in die allgemeine Erklärung der Menschenrechte zu meißeln: »Alle Menschen sind geboren frei und gleich an Würde und Rechten.« Was für eine Idee! Die Einführung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes für alle wurde im revolutionären Frankreich jahrelang mit La Terreur unter Robespierre bezahlt, nachdem die bürgerliche Phase der Revolution unter Danton beendet war, das Bürgertum also vom Adel seine Rechte bekommen hatte, Emmanuel Joseph Sièyes dann aber auf die Idee gekommen ist, dass der allgemeine Gleichheitsgrundsatz für alle, also auch für Tagelöhner und die Unterschicht gelten müsse:

			1.Was ist der Dritte Stand? Alles.

			2.Was ist er bis jetzt in der politischen Ordnung gewesen? Nichts.

			3.Was verlangt er? Etwas zu sein.

			Gleiche Bürgerrechte für alle, das ist die Republik. Auch in Deutschland hieß es beim Hambacher Fest 1832 Einigkeit und Recht und Freiheit, nicht etwa Einigkeit und Identität und Freiheit. Das heißt nicht, dass Nationen nicht vorgängig gemeinsame kulturelle oder sprachliche Identitäten haben müssen, die die Hervorbringung gleichen Rechts erst ermöglichen. Aber es heißt, dass das Recht und nicht die Identität konstitutiv ist für eine Nation. Für Ernest Renan in Frankreich oder Max Weber war im letzten Jahrhundert eine Nation nur von der gemeinsamen Zukunft aus denkbar. Wer aber hat in unseren zerklüfteten Gesellschaften noch eine gemeinsame Vision von Zukunft? Bzw. wie viel Zukünfte versammeln wir hier in der Republik, ist doch die beschriebene Stasis genau das: Das Ringen, ja das Zerreißen einer Gesellschaft, die in verschiedene Zukünfte will, sprengt die nationale Demokratie. Wenn die augenblickliche Stasis den Zusammenhalt der Bundesrepublik Deutschland auseinanderreißen würde, könnte man dann davon ausgehen, dass sich danach die 83 Millionen Bundesbürger mit deutschem Pass wieder nach Staatsbürgerschaft zusammensortieren würden? Oder würden sie sich anders gruppieren, in neuen, anderen Formen des politischen Zusammenschlusses? Würden sie sich entlang der Spaltungslinien sortieren in populistisch vs. liberal, reich vs. arm, migrantisch vs. biodeutsch, Stadt oder Land, analog oder digital oder nach Alter?

			Die Idee der Republik ist strukturell inkompatibel mit der libertären Idee freier Städte, in die man sich einkauft. Libertäre Bewegungen nagen an der universellen Gültigkeit der Erklärung der Menschenrechte, in dem sie den allgemeinen politischen Gleichheitsgrundsatz nicht mehr als normatives Ziel betrachten. Bürger einer freien Stadt ist nur, wer Geld hat, wie im Mittelalter.

			Wenn jetzt durch das Bürgergeld – das zwar noch so heißt, aber eigentlich ein Almosen ist – alle individuellen Anspruchsleistungen wie etwa Arbeitslosengeld oder Rente, die früher an die Lebensleistungen eines Individuums gebunden waren, egalisiert und ent-individualisiert werden, ist das Ausdruck eines Prozesses, der aus mündigen Bürgern wieder entpersonalisierte Untertanen macht. Letztlich ist es die Rückabwicklung der Republik. Dass man diesen Almosenempfängern in einem nächsten Schritt dann die Bürgerrechte entzieht, wie es in Diskussionen schon aufflackerte, zum Beispiel durch Wahlrechtsentzug, dürfte nur noch eine Frage der Zeit sein. Die reichen Bürger der Stadt entledigen sich des Populus, der schon politisch hinter der Brandmauer versteckt wurde. Der Populismus wird vom Geldadel bestenfalls instrumentalisiert.

			Modewort Libertär

			Als hätte der Neoliberalismus die Gesellschaft nicht schon in den letzten vierzig Jahren durch und durch zerfressen, ist heute libertär das neue Modewort im politischen Diskurs, obgleich es in der europäischen Geistesgeschichte nicht vorkommt und das Libertäre keinen politischen Traditionsstrang in Europa hat. Der Entzug von Freiheitsrechten, den die bürgerliche Elite während Corona zum ersten Mal am eigenen Leibe erfahren hat, wird jetzt von einem Teil der Libertären zum Vorwand genommen, an den Staat die Axt anzulegen. Kapitalismus ohne Demokratie, wie ihn Quinn Slobodian in seinem gleichnamigen Buch beschreibt, ist der Trend der Zeit. Kapitalismus ohne Demokratie aber ist das Gegenteil von Republik, genau genommen Verrat an der Republik. Der libertäre Slogan, man müsse sich vom übergriffigen Staat befreien, ja, schlimmer noch, man müsse das Kapital vom Staat befreien, ist letztlich Betrug am Volk, das dann leer ausgeht und eben auf den Dritten Stand oder den Stand von Gesindel im Mittelalter zurückgestuft wird. Umgekehrt müsste man die Republik vom Kapital befreien und öffentliche Güter – Krankenhäuser, Universitäten – der Profitlogik entziehen. Umso schlimmer, dass gerade populistische Parteien, die sich doch als Vertreter des Volkes aufführen, seit neuestem libertäre Parolen schwingen, das Parteiprogramm der AfD spricht Bände. 

			Mit der Wahl von Alice Weidel wurden alle Weichen gestellt für einen libertär-oligarchischen Kurs der AfD. Sie betreibt diese programmatische Umorientierung der AfD seit 2015 und verkörpert sie durch ihre Person (Ex-Mitarbeiterin einer internationalen Bank, China-Erfahrung, wohnhaft in der Schweiz). Ihr Gespräch mit Elon Musk vom Januar 2025, in dem sie Hitler als Sozialisten und (fälschlicherweise!) als Kommunisten bezeichnete, war ein klares Signal an das libertäre Bürgertum, dass die AfD eins jedenfalls nicht sein möchte: sozial. Sondern betont liberal, wenn nicht libertär. Das Geld möge bitte keine Angst vor der AfD haben. Kein Vergleich mit dem Nationalsozialismus also! Kommunist war Hitler sowieso nicht, die Kommunisten waren seine schärfsten Gegner, sie kamen als Erste ins Konzentrationslager. In gewisser Weise war dieses Weidel-Gespräch die Häutung der AfD, doch eine Partei des Kapitals zu sein.

			Wenn in libertären Kreisen heute oft auf jenen Satz von Klaus Schwab vom World Economic Forum aus dem Great Reset verwiesen wird: You will own nothing, but be happy, um schnell hinzuzufügen, das sei ja Sozialismus, dann ist das grundfalsch: Im Sozialismus müsste es heißen, you will own everything, denn das Eigentum ist im Sozialismus zwar abgeschafft, aber das Vermögen gehört dem Volk. You will own nothing heißt hingegen: Der internationalen Oligarchie gehört alles. Das als Sozialismus zu bezeichnen, ist obszön, es sein denn, man meint »Milliardärssozialismus« damit, wobei die Milliarden nicht durch besonderes Genie oder Anstrengung am Markt erworben wurden, sondern durch staatliche Subventionen, wie etwa die rund 9 Milliarden von BionTech-Gründer Ugur Sahin, der den Corona-Impfstoff hergestellt hat. 

			Vom Adel zum Parvenü – oder: vom Geld ohne Geist

			Wollte man einen großen Bogen über die Demokratisierung der modernen Gesellschaften und ihre derzeitige Rückabwicklung schlagen, so könnte man die Hypothese aufstellen, dass wir, nachdem die Französische Revolution 1789 aus Untertanen Bürger gemacht hat, rund 250 Jahre gebraucht haben, um heute die Bürger wieder zu entmündigen und die politischen Systeme zu refeudalisieren. Allerdings sind der neue Adel die modernen Parvenüs – wahlweise Bitcoin-Magnaten, russische, chinesische oder amerikanische Oligarchen, Internet- oder Telekom-Tycoons und Tech-Freaks, denen die analoge Welt nicht genug ist und die alles ins Internet oder auf den Mars verlagern müssen. Techno-Feudalismus heißt das Buch zum Thema von Yannis Varoufakis: Der Titel des Buches ist Programm. Ob wir dabei im historischen Prozess etwas gewonnen haben, was man als Fortschritt bezeichnen kann, mag man bezweifeln. Verband der Adel meist noch Geld mit Geist, bauten die Medicis oder die Fugger Schlösser, Hospize und förderten die schönen Künste für die bürgerliche Gesellschaft, hat man das Gefühl, der Parvenü möchte sich der Gesellschaft am liebsten entledigen. Während die internationale Oligarchie alle staatlichen Strukturen wahlweise sprengt oder korrumpiert, flüchten die Populisten in den Nationalstaat, der nur noch eine leere Hülle ist. Nationalismus ist de facto Ausdruck des Kummers über die verlorene Republik, die jedes soziale Gefüge verloren hat, wie bereits in Teil II beschrieben. 

			Denn die Republik war im Gegenteil zur liberalen Demokratie ein politisches Gemeinwesen, das die Bürger vor dem Zugriff des Kapitals schützte, das ihnen Rechtsgleichheit und Teilhabe bei der Befassung mit ihren öffentlichen Belangen gewährte und das die öffentlichen Einrichtungen (Krankenhäuser, Schulen, Universitäten) der kapitalistischen Akkumulation und der Effizienzlogik entzog: Anstalten des öffentlichen Rechts hat man das seit den Hardenbergschen Reformen 1806 genannt, bevor diese Rechtsform im Zuge der Neoliberalisierung der westeuropäischen Republiken seit Ende der 1970er Jahre beerdigt wurde. Ausgerechnet konservative Bürger, die früher im besten republikanischen Sinn ihre Stadt gestaltet haben, wollen heute Anarcho-Libertarismus machen, wo doch die Anarchie als Ordnung ohne Herrschaft vermeintlich linkem Gedankengut zuzuordnen ist, während die linke Antifa heute herrschaftsstabilisierend ist. Auch hier, wie in Teil II mit Blick auf das Denken, nur noch verkehrte Welt.

			Von lechts und rinks – oder: vom bürgerlichen Block

			Die Illusion des bürgerlichen Blocks, l’illusion du bloc bourgeois, so lautet der Buchtitel des französisch-schweizerischen Politologen Bruno Amable aus dem Jahr 2017. Die Theorie des »bürgerlichen Blocks« ist ganz einfach: Aus einem politischen System, das durch rechts und links strukturiert wurde, ist ein System geworden, das in oben und unten geteilt ist. Früher hatten die Linke wie die Rechte jeweils ein Oben und ein Unten: Auf der Linken waren oben die Intellektuellen, die Künstler oder soziale Unternehmer. Unten waren im Wesentlichen die Arbeiter. Auf der Rechten war oben die (Groß-)Industrie und unten die kleinen Geschäftsleute, Händler oder die Bauern. Cattò-Communisme nannte man das in Italien und in dem witzigen italienischen Film aus den 1960er Jahren von Don Camillo und Peppone kann man ihn bewundern: ein Priester und ein Gewerkschaftsführer stets im Streit miteinander, aber in einem geeint: gegen oben! Gegen die Obrigkeit und gegen die Bourgeoisie … Die deutsche Version ist in etwa die katholische Soziallehre von Oswald von Nell-Breuning, deren letzte politische Gestalten Norbert Blüm oder Heiner Geißler von der CDU waren. Heute ist das, was einst Ludwig Erhard sagte, bestenfalls bei Sahra Wagenknecht zu finden, aber alle reden immer noch von der sozialen Marktwirtschaft und die Merkel-CDU galt, weil sie bei den woken Themen nachgegeben hat, noch links, als sie längst neoliberalisiert war. Jetzt bildet links oben mit rechts oben zusammen den bürgerlichen Block und rechts unten bildet zusammen mit links unten die populistische Querfront. Die Gesellschaft ist im politischen Spektrum nicht mehr vertikal, sondern horizontal geteilt. Anders formuliert: Die Trennung der Klassen ist zementiert. Warren Buffet, der zum Zeitpunkt der Bankenkrise ausrief: This is a war between capital and labor and we will win it, hat Recht behalten: Das Kapital hat gewonnen. Vor allem die U-30-Jährigen sind in allen Facetten ihres Lebens derart neoliberal gebrainwashed worden, dass sie sich gar nicht mehr vorstellen können, wie die einst nivellierte Mittelstandsgesellschaft (Helmut Schelsky) einmal ausgesehen hat, so dass sie noch die akute Oligarchisierung für einen Sozialstaat halten und glauben, Leistung lohne sich. 

			Das Bündnis Sahra Wagenknecht hat heute programmatisch mehr gemein mit der AfD als mit der linken »Establishment«-SPD; der Linkspopulist Jean Luc Mélenchon mehr mit Marine Le Pen und dem Rassemblement als mit der Parti Socialiste; Cinque Stelle in Italien mehr mit der Lega als mit den italienischen Sozialdemokraten um Matteo Renzi. Die horizontale Spaltung der Gesellschaft in einen Bloc Bourgeois und Unterschicht ist Ausdruck von Oligarchisierung oder Refeudalisierung einer Gesellschaft, in der die ideologische Konfrontation ausgedient hat. Die GroKo ist das politische Symbol des bürgerlichen Blocks und es ist nicht die erste GroKo in Deutschland. Im heutigen Politikbetrieb geht es darum, den populus, das sogenannte Volk, außen vor zu halten und die Herrschaft des bürgerlichen Blocks zu zementieren. Establishment gegen Volk. Nicht nur in Deutschland. Auch in den USA ist es so und dieser Gegensatz strukturiert momentan die gesamten transatlantischen Beziehungen und mithin die Frage eines möglichen Krieges Europas mit Russland, den nur der Bloc Bourgois, der bürgerliche Block, will, weil er ihn auch nicht selbst führen muss. Dazu jetzt mehr in Teil IV.

			






			Teil IV


Adieu, Europa

			Von Mergers and Acquisitions in der Staatenwelt

			»Nie habe ich unsere alte Erde mehr geliebt, als in diesen letzten Jahren vor dem Ersten Weltkrieg, nie mehr auf Europas Einigung gehofft, als in dieser Zeit, als wir meinten, eine neue Morgenröte zu erblicken. Aber es war in Wahrheit schon der Feuerschein des nahenden Waldbrandes.«

			Stefan Zweig, Die Welt von gestern 

			In diesem letzten Teil geht es, nach der Vernunft und der Demokratie, von der wir gerade Abschied nehmen, um den Abschied von Europa, wie wir es kennen, und um die Frage, was aus Europa werden soll. Diskutiert werden in diesem Teil im Wesentlichen drei Karten, die im Internet zirkulieren und die von einer geographischen Neuordnung der Welt künden. Zeitenwenden, ich sagte es bereits, sind Momente, in denen sich Grenzen verschieben und Atlanten neu gedruckt werden. Der Krieg ist das Instrument, das tun zu können. In der neugeordneten Welt, wie sie diese drei Karten andeuten, hätte Europa keinen Platz mehr – es sei denn, es besinnt sich zurück auf sich selbst. Sonst könnte es ein anderes Szenario geben, nämlich dass die USA und die heutige EU zu einem Staat fusionieren. Eine verrückte Idee? Vielleicht, aber möglicherweise doch gar nicht so abwegig. 

			Aus USA und EU mach USAEU?

			In einem Artikel von 2005 in The National Interest (No 80, S. 65–73) mit dem Titel Mergers & Aquisitions schrieb der amerikanische Politikwissenschaftler Richard Rosencrance von der Universität Berkely, dass angesichts des aufstrebenden China, das 2003 gerade der WTO beigetreten war, die USA und Europa nur eine Chance hätten, der drohenden chinesischen Dominanz zu entgegen, nämlich gemeinsam einen transatlantischen Staat zu gründen – genau wie Unternehmen oft fusionieren, um einen zu groß gewordenen Marktführer auszuschalten. Mehr denn je ist heute der technologische, globale Bestimmer China.

			»States reaching the limits of their viability as self-sufficient actors can adopt merger strategies, too. Indeed, to preserve its global influence throughout the course of the 21st century, this is a path the United States must consider.« (S. 65)

			2010 schob Rosencrance in Foreign Affairs einen zweiten Text nach, Bigger is better, Größer ist besser,1 in dem er nichts Geringeres als eine Wirtschaftsunion (»economic union«) zwischen den USA und der EU fordert, also einen Binnenmarkt, wie die EU einer ist. Rosencrance verglich damals die USA und die EU mit Hewlett Packard und Dell Computers: Aus zwei mach eins, genauer: einen Marktführer. Im weiteren Verlauf des Artikels beschreibt er, dass es nicht notwendigerweise eine starke, suprastaatliche Struktur der fusionierten Elemente geben müsse; eine gewisse Eigenständigkeit könne gewahrt werden. Es gehe nur um eine gemeinsame Bürokratie und Entscheidungsstrukturen. Die EU habe darin ja schon Erfahrung. Das Konzept des Staaten-Mergers sei stärker als eine bloße Staaten-Allianz. Die Pax Americana sieht Rosencrance durch China in Gefahr und er hält diese auch nicht für die einzige oder richtige Antwort auf die Herausforderungen durch China. Die USA sollen sich lieber nach einem geeigneten Fusionspartner umschauen und das sei eben die EU:

			»Thus, a Pax Americana is only one response – and an entirely disproportionate one at that – to a foreshadowed inadequacy in power. Farsighted corporations would aim instead to find a merger candidate to remedy the insufficiency. So should nations.« (S. 67)

			Auf sieben Seiten diskutiert Rosencrance im Folgenden die Vor- & Nachteile einer Fusion der USA mit der EU, ist verhalten kritisch Letzterer gegenüber, sieht aber ihre wirtschaftliche Dominanz durch den Binnenmarkt sowie die Assoziierungsabkommen, und hält sie schließlich deswegen als Fusionspartner für geeignet. Der Text liest sich wie ein Strategiepapier für einen Börsengang. Rosencrance nennt es Grand Strategy. Ich hatte Richard Rosencrance ein paar Jahre zuvor, ich glaube 2001, auf einer amerikanisch-europäisch-chinesischen Konferenz der Bertelsmann-Stiftung getroffen, wo er diese Idee bereits vortrug, die ich damals für völlig absurd hielt. Ich erinnere mich noch, dass ich ihn fragte, ob diese fusionierte Staateneinheit denn den Dollar als Währung haben würde. Die EU führe doch gerade den Euro ein und eine Union brauche doch eine Währung?

			Mit Amtsantritt von Donald Trump und dem ganzen Getöse über die Spaltung zwischen den USA und Europa sowie dem Streit bzw. dem Unverständnis über die Trump’sche Zollpolitik fiel mir dieser Artikel wieder ein. Ist das der Plan, the bigger picture, der hinter alldem steht, was viele seit Januar 2025 zum Kopfschütteln oder zur schieren Verzweiflung bringt? Eine Fusion der USA mit der EU? Und wenn ja: Könnte der Plan aufgehen? Geht es gar nicht, wie gesagt wird, um die Emanzipation Europas, sondern um das genaue Gegenteil?

			Karten werden neu gezeichnet … 

			Wenige Wochen vor den US-Wahlen entdeckte ich durch Zufall im Internet eine Karte. Sie zeigt die USA mit Kanada, Grönland, Europa, Australien und Argentinien innerhalb einer roten Linie (hier in dem aus Copyright-Gründen nachgefertigten Abdruck nur in Schwarz-Weiß). Die Karte ergab auf den ersten Blick wenig Sinn: Was teilen die Länder, die sich innerhalb der Linie befinden? Zugegeben, viele davon sind NATO-Mitglieder, aber Australien zum Beispiel nur NATO-Kooperationspartner und Argentinien nicht einmal das. Israel und Ägypten sind innerhalb der Linie, aber die Türkei zum Beispiel nicht, obgleich sie meist dem Westen zugerechnet wird. 
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			Dann kam kurz nach der Amtseinführung im Januar 2025 Trumps Äußerung, dass Kanada das 51. Bundesland der USA werden solle und Grönland sich auch den USA anschließen möge. Und dass er den Panama-Kanal für Amerika »zurückholen« wolle – vor allem, weil China den Kanal kontrolliere und amerikanische Schiffe durch die Gebühren und Preisgestaltung benachteilige. Vor dem Hintergrund von Trumps Äußerungen ergab diese Karte auf einmal intuitiv Sinn. Wie ernst man seine Äußerungen daher nehmen kann oder sollte, ist eine interessante Frage. Man hätte die Äußerungen ja alle als kompletten Blödsinn abtun und überhaupt nicht reagieren können. Aber immerhin gab es sofort offizielle Zurückweisungen sowohl der Kanadier als auch der Grönländer und des panamaischen Präsidenten. Was einmal gesagt wurde, steht im Raum. Es ist ein performativer Sprechakt, der seine eigene Wirklichkeit schafft. Das eigentlich Unmögliche, Undenkbare wird einfach ausgesprochen und rückt damit in den Raum der realen Möglichkeiten vor.

			Und zwar so sehr, dass Sigmar Gabriel, um Trumps Idee zu konterkarieren, Kanada wenige Tage später im Gegenzug die Mitgliedschaft in der EU anbot, obgleich der EU eigentlich nur Staaten beitreten können, die eine Landesgrenze mit der Europäischen Union haben. Das war das Argument, mit der die EU in den 1990er Jahren ganz flugs den Mitgliedsantrag Marokkos abgewiegelt hat. Dabei ist das Mittelmeer deutlich kleiner als der Atlantik. Die Konsequenz der Trumpschen Äußerung ist mithin schon einmal, dass sich die USA und die EU um Kanada wahlweise streiten oder reißen. The law of untintended consequences …

			… und neu gemischt

			Trump scheint ein Meister dieses Vorgehens zu sein. Wie beim Poker, wo man die flunkernden Augen seiner Gegenüber im Blick behält, oder ein Billard-Spieler, der eine Kugel auf eine Gruppe Kugeln schießt und schaut, was passiert, wie sie auseinanderstieben und wo sie liegenbleiben. Gute Spieler sollte man ernst nehmen. Jedenfalls sind in der Zeitenwende Grenzen und Staaten offenbar zur Verhandlungsmasse geworden – allen voran die der Ukraine – und Karten werden neu gezeichnet. Wie in Teil II ausgeführt, sind Kriege das Instrument dafür. Zeitenwende ist Krieg und umgekehrt. So war es nach dem Ersten wie nach dem Zweiten Weltkrieg. Ich schreibe das ohne jede Wertung, nur als Beobachtung.

			Ich persönlich halte darum das oft vorgebrachte Argument, Trump sei erratisch, für falsch. Ich glaube, hinter jeder seiner Äußerungen steht eine Absicht, die völlig unterschätzt wird und in den Äußerungen über Kanada und Grönland könnte jene Idee stehen, die schon in dem Artikel von Richard Rosencrance angedacht wurde: Sollen die USA und die EU, also »der Westen«, angesichts des Emporkommens Chinas zu einer Art gemeinsamem Staat fusionieren? Ist das der Lauf der Weltgeschichte? Wer würde das wollen, wer würde es promoten? Würde es überhaupt funktionieren können? Und wenn ja: Würde es Europa guttun? 

			Jedenfalls scheinen die sino-russische Annäherung, ausgelöst durch den Krieg in der Ukraine, und die BRICS-Dynamik, ein großer Dorn im Auge von Donald Trump. In einem Video mit einem amerikanischen Journalisten schüttelt Donald Trump den Kopf und legt seine Hände vor die Augen, wie dumm sleepy Jo Biden gewesen sei, Russland in die Hände von China zu treiben: I will need to disunite them – Ich muss sie wieder entzweien.2

			In diesem Kapitel nehme ich diese These einer US-EU-Fusion als das zentrale Prisma für die Betrachtung der zeitgenössischen Ereignisse. Meine These ist, dass hinter den Kulissen sowohl innerhalb der USA als auch innerhalb Europas ein Machtkampf tobt, um diese Frage zu entscheiden: »Fusion« Europas mit den USA oder Abkoppelung der USA von Europa, gleichsam eine europäische Emanzipation, wie jetzt vielfach beschworen? Es scheint weder ausgemacht, dass Trump wirklich die Abkoppelung von Europa wünscht, noch, dass Europa sich in Richtung Emanzipation aufmacht.

			Die europäischen Eliten, schockiert, von den Rückzugsplänen der USA, möchten – Trump hin oder her – den vollständigen Riss mit den USA tunlichst verhindern. Sie hoffen wohl auf bessere Zeiten nach Trump und schicken sich an, bis dahin alles zu tun, was die USA von ihnen verlangen: die Aufstockung der europäischen Verteidigungshaushalte, die Weiterführung des Krieges gegen Russland – und perspektivisch die Zerschlagung Russlands, wie die andere Karte, die man nach den US-Wahlen im Internet finden konnte, andeutet: 
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			Die perspektivische Zerschlagung Russlands ist seit langem der feuchte Traum der USA, wie ich unter anderem in meinem Buch Die Heartland-Theorie vom Herbst 2024 ausführlich beschreibe, was im Übrigen aber die Spatzen längst von den Dächern pfeifen.3 Der 2022 von der Ukraine mit amerikanischer Rückendeckung bewusst provozierte4 und damit letztendlich amerikanische Stellvertreter-Krieg5 hätte die lang herbeigesehnte und langfristig vorbereitete Apotheose der Herzlandtheorie sein sollen: den »Westen« bzw. die NATO über die Ukraine weit nach Eurasien hinein ausdehnen und von da aus Regime-Change Operationen in Russland bzw. seine Zerschlagung orchestrieren. Diese Strategie ist als solche erst einmal misslungen. Russland hat die erste Schlacht gewonnen. Aber vielleicht noch nicht den Krieg?

			Hochmut kommt vor dem Fall

			Diese Interpretation würde erklären, warum die Europäer sich jetzt für einen Krieg gegen Russland vorbereiten, den die USA gerade beenden oder doch zumindest einfrieren wollen (weil sie anderes in der Welt zu tun haben, zum Beispiel im Iran), den sie aber vielleicht – oder offenbar? – zusammen mit den Europäern wieder aufnehmen wollen – 2029 oder 2030 –, wenn die gekaufte Zeit massiv für europäische Aufrüstung genutzt wurde, so dass die USA den Krieg dann in ein paar Jahren mit europäischer Unterstützung erfolgreicher führen können als heute. Denn heute, im Jahr 2025, ist der Krieg für die Ukraine und damit den gesamten Westen erst einmal militärisch verloren, und zwar sowas von, was natürlich nicht eingestanden werden kann. Das wäre eine Schande für den großartigen – um nicht zu sagen: großspurigen – liberalen Westen. Hochmut aber kommt vor dem Fall!

			Dies würde erklären, warum Russland sich in den Verhandlungen in Saudi-Arabien vom Frühjahr 2025 auf die Waffenstillstandsvorschläge zunächst nicht eingelassen hat, denn mit einiger Berechtigung fürchtet Russland, dass der Westen wieder vertragsbrüchig wird, wenn jetzt ein nur vorläufiges Friedensabkommen geschlossen würde.6 Ein wichtiges Signal in Richtung Respekt russischer Sicherheitsinteressen wäre die Beendigung der irrlichternden Russophobie in Europa. Und es würde erklären, warum Trump den Krieg doch nicht so schnell abräumen konnte, wie er es bei Amtsantritt verkündet hatte, unter anderem, weil die EU einiges dafür getan hat, die Friedensverhandlungen mit Maximalforderungen zu unterminieren.7 Diejenigen, die in der Biden-Administration die Ukraine unterstützt haben, ziehen jetzt ihre Strippen in der EU. In Folge der europäischen Torpedierungsversuche und nur vorläufigen Bereitschaft, den Krieg zu beenden oder einzufrieren, also ohne russische Sicherheitsinteressen zu respektieren, bombardierte Russland im April 2025 die Ukraine brutal, was von westlichen Medien als Argument für die eigene Notwendigkeit der »Kriegstüchtigkeit« genutzt wurde. Nur vor diesem Hintergrund kann Friedrich Merz seit Ostern 2025 über die Notwendigkeit von deutschen Taurus-Raketen sprechen. Die Verschleppung eines Friedensschlusses geht erneut auf das westliche bzw. diesmal europäische Konto, so wie das bereits im April 2022, kurz nach Kriegsbeginn, der Fall war, als nach Aussagen des Schweizer Chef-Unterhändlers Jean-Daniel Ruch ein Friedensabkommen bei Verhandlungen in der Türkei in greifbarer Nähe war,8 die dann aber von den USA torpediert wurden. Legendär der Ausspruch des ehemaligen britischen Premierministers Boris Johnson, der mit wehenden Fahnen zu den Verhandlungen eilte, um dort auszurufen: The West ist not yet ready for peace! – Der Westen (sic!) ist noch nicht bereit für Frieden! Russland dürfte es angesichts solcher Hinhaltetaktiken Europas im Frühjahr 2025 und erkennbarer Absichten, das Kriegsgeschehen 2029/ 2030 wieder aufzunehmen, militärisch darum gehen, noch möglichst viele Landgewinne in der Ukraine zu erzielen, bevor im Zuge einer vorübergehenden Waffenruhe wahrscheinlich eine vorläufige Demarkationslinie festgelegt wird, die dann von europäischen Truppen »geschützt« werden soll. Anders formuliert: Für den europäischen Hochmut sterben im Frühjahr 2025 jeden Tag rund 2000 ukrainische und russische Soldaten! 

			Danach – 2029/ 2030 – soll es dann also wieder losgehen mit der Aufteilung der Welt zwischen dem »Westen«, der »fusionierten USA/ EU« innerhalb der Linie der ersten Karte, und China? Und Russland ist dabei nur Verfügungsmasse? Wenn die USA wider Erwarten aus den Friedensverhandlungen aussteigen sollten, dürfte Europa bedröppelt und ohne Plan dastehen. Kaum eine Stimme in Europa erhebt sich, um die Ukraine aus ihrer de facto selbst(mit)verschuldeten, monströsen Instrumentalisierung für geostrategische Interessen der USA herauszulösen und mit ihr einen Weg der Befriedung durch den Aufbau einer gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur mit und nicht gegen Russland zu gehen, so wie sie bereits 1991, nach Mauerfall und Zusammenbruch der Sowjetunion, in der Charta von Paris geplant war. Das allein wäre der Weg in eine politische und geostrategische Emanzipation Europas! 

			Europa ist dabei, die Zeitenwende zu verpassen und den Gang der neuen Zeit nicht zu verstehen. Sein Klammern am einstigen Westen, den es de facto kulturell, politisch und geostrategisch nicht mehr gibt,9 das Festhalten Europas an einer transatlantischen Kooperation im Sinne amerikanischer Interessen, die nicht nur nicht seine eigenen, sondern mit Amtsantritt von Donald Trump nicht einmal mehr die der USA sind, ist nur noch mit einem realitätsverblendeten Sog der Selbstzerstörung eines Europas zu erklären, das sich in seiner kulturellen und politischen Essenz und Eigenständigkeit längst aufgegeben hat. Umso intellektuell erbärmlicher die Kommentare in den Leitmedien, die in der Aufrüstung Europa – und nur in ihr (sic!) – den entscheidenden Schritt in die europäische Souveränität sehen. Geist-loser kann es nicht sein …

			Catch me if you can

			Die USA hingegen – flexibel, souverän und nicht blind gegenüber den Entwicklungen – haben unter Donald Trump geopolitisch und geoökonomisch die Zeichen der Zeit erkannt und genau das gemacht, was Richard Rosencrance schon vor 20 Jahren anmerkte: Sie haben die Pax Americana beendet und sich blitzschnell auf eine multipolare Welt umgestellt, von der seit dem Gipfel der BRICS-Staaten in Kasan im Oktober 2024 verstärkt die Rede ist. Für Trump zahlt sich aus, dass er Putin ernst nimmt, denn jener ist jetzt Trumps Eintrittskarte in die multipolare Welt. Fernab Europas ideologisierter Wahrnehmung richtete sich der Blick von rund Zweidrittel der Staaten weltweit während des Ukraine-Konflikts auf Russland und über die europäische Positionierung in diesem Krieg – nämlich unerschütterlich an der Seite der Ukraine, koste es, was es wolle –, schüttelte man von Südafrika bis Indien nur den Kopf. Für die USA ist Russland der bessere Partner als Europa, denn die Russen wissen, was sie wollen, sind eigenständig, haben Ressourcen und eine weltumspannende Diplomatie, besser ausgebildet als die amerikanische. In einer multipolaren Welt kann Trump von Putin lernen. Putin wiederum hat lange darauf gewartet, von den USA als ebenbürtig anerkannt zu werden. Das passiert jetzt und es tut beiden gut. Die amerikanisch-russischen Wirtschaftsbeziehungen laufen wieder an, während Europa Grenzzäune zu Russland bauen und Krieg spielen will.

			Es geht den USA um China, das ist das große Thema. Schon gesagt wurde, dass die sino-russische Annäherung Trump ein Dorn im Auge ist. Feindschaft mit beiden BRICS-Staaten können sich die USA nicht leisten, der Iran ist ja auch noch da. Derzeit oszilliert, ob das sino-amerikanische Verhältnis auf Konkurrenz oder doch auf Partnerschaft hinauslaufen wird. Taiwan ist natürlich ein Zankapfel, aber man wird sich kaum vorstellen können, dass die USA dort militärische Ambitionen haben, nachdem sie den militärischen Konflikt in der Ukraine einfrieren wollen. Sie wissen auch, dass China sowie Russland die besseren Waffensysteme haben und beide Länder zudem deutlich mehr Ressourcen, um im Konfliktfall schneller neue Waffensysteme zu produzieren als die USA, nämlich keine! Emmanuel Todd rechnet in seinem Buch Der Westens im Niedergang vor (S. 47), dass in den USA etwa 3 Ingenieure auf 300 Ingenieure in Russland kommen: Neue Generationen von Waffengattungen kann man damit nicht im Handumdrehen bauen. 

			Vor diesem Hintergrund, Hand aufs Herz, ist vieles, was Donald Trump gerade tut, einfach nur vernünftig, und zwar unabhängig davon, ob man ihn mag oder nicht.10 

			Trumps Idee, mit Blick auf Russland und China ein bisschen wie mit Friedrich Schiller zu sagen, Ich sei, gewährt mir die Bitte, in eurem Bunde der Dritte, ist keine dumme. Es ist die Idee eines Hochstaplers, der weiß, dass er verloren hat – sogar massiv verloren, denn das amerikanische Desaster in der Ukraine ist letztlich das jetzt sichtbare Ende der Pax Americana –, der aber trotzdem noch ein bisschen auf dem Siegertreppchen der Weltgeschichte stehen möchte. Trump macht das in etwa so wie jener Hochstapler, gespielt von Leonardo di Capri, in dem Steven Spielberg Film Catch me if you can, der ja auch auf einer wahren Begebenheit beruht. Trump ist ein Catcher. Der französische Kulturphilosoph Roland Barthes hat in seinen bei Suhrkamp veröffentlichten Gesellschaftsstudien Mythen des Alltags in einem brillanten Essay über die Welt des Catchens (S. 15–28) den Unterschied zwischen Boxen und Catchen skizziert, der, auf den Punkt gebracht, folgender ist: Den Catcher stört nicht, wie der Kampf aussieht. Der Catcher ist auf sich selbst und nicht auf den Zuschauer fixiert, wo der Boxer selbstverliebt einen ästhetischen Kampf nach allen Regeln der Kunst führen möchte. Es gehört Chuzpe zum Catchen, aber die hat Trump anscheinend.

			»Dark MAGA Assemble«

			Amerikanische Welthegemonie war also gestern. Zu teuer, zu anstrengend. In einem aufwendig produzierten Video »Dark Maga Assemble«,11 das Elon Musk etwa drei Wochen vor der US-Wahl herausgebracht hat – ein energetisierender Clip, unterlegt mit dem Song It’s the final countdown der Band Europe (sic!), der emotional alles bedient, was die Trump Wähler von ihrem neuen Präsidenten erwarten – kommt die Textzeile vor: We will bring back our people, we will bring back our jobs, we will bring back our wealth. Nur zur Erinnerung: Es war einmal Vorrecht linker Denker und Politiker, gegen Freihandelsabkommen und für Kapitalausfuhrbeschränkungen zu sein, also gegen eine absurde Globalisierung, ohne dass der durch Freihandel erzielte Gewinn irgendwie bei den arbeitenden Bevölkerungen, also den blue collar workern derjenigen Staaten, die an den Freihandelsabkommen teilnehmen, ankäme, in den USA nicht und in anderen Staaten auch nicht. Insofern ist jener Satz aus dem Video erst einmal nicht populistisch, sondern im Kern links. MAGA, Make America Great Again, das heißt: kein Geld mehr für andere. Keine Zeit und Energie für Weltpolizei. Keine Lust mehr auf globalen Overstretch. Das amerikanische Militär ist dafür eh zu heruntergewirtschaftet, die Waffensysteme zu schwerfällig und wartungsaufwendig, zwei Kriege in der Ukraine und in Israel sind zu teuer für die bereits existierende US-Verschuldung in Höhe von Zillionen Dollar. Ist Rückzug aus der Welt und Konzentration auf sich selbst prinzipiell eine dumme Strategie? Die USA haben verstanden, dass die Welt multipolar wird. Statt dies zu bekämpfen oder das Gesicht zu verziehen, beeilen sie sich lieber, diese multipolare Welt zu gestalten und sich in ihr einen führenden Platz zu sichern. Im Skat würde man sagen: neues Deck! Wenn eine Strategie nicht mehr funktioniert, wird sie geändert. An der Börse sagt man: Don’t throw bad money after good money. Die Entscheidungs- und Entschlussfreudigkeit, einen eingeschlagenen Kurs zu revidieren, kann man kritisieren – oder auch bewundern! Zaudern kennt man in den USA nicht. Es gibt keine Reue, kein Bedauern und auch kein Mitleid mit denen, die dabei auf der Strecke bleiben, in diesem Fall die Europäer. 

			Die entscheidende Frage scheint lediglich zu sein, ob die USA mit ihrer teilweise maroden, deindustrialisierten Wirtschaft und ihrer Überschuldung den Rückzug aus der Welt allein hinbekommen. Vieles spricht dagegen. Daher die Aktualität der Rosencrance’schen Grand Strategy. Die USA als Primus inter Pares in der multipolaren Welt ginge – wenn überhaupt – nur mit Europa als »Fusionspartner«. Zusammen hätten die USA und die EU etwa 900 Millionen Einwohner, immer noch weniger als Indien oder China, und wären die (noch) führenden Volkswirtschaften der westlichen Welt. Beide zusammen, USA und EU, hätten den GAFA-Komplex (Google, Amazon, Facebook, Apple), den Dollar und den Euro als Leitwährungen, die NATO und die vielen schönen Dinge, die Europa zu bieten hat: gute Firmen, gute Unis, gute Produkte, BMW, Miele und Louis Vuitton. Maschinenbau oder Prozesstechnik zum Beispiel fänden in den USA nicht statt, wie der BDI kürzlich verkündete. Auch Deutschland oder Europa setzen also darauf, dass die USA sich nicht alleine in MAGA-Träume verabschieden. Die USA brauchen europäische Firmen für das, was ihnen fehlt, ein merger im Sinne Rosencrance’ wäre die Lösung. MAGA allein funktioniert nicht, aber MA&EGA könnte es sehr wohl. Viele Schnipsel passen ins Bild: dass Donald Trump massiv, unter anderem mit dem Inflation Reduction Act, um die Ansiedlung europäischer Firmen wirbt, zum Beispiel mit niedrigeren Energiepreisen und weniger Regulierung; dass ein weiterer, während des Wahlkampfes lapidar hingeworfener Satz von Trump lautete, German companies should become Amercian companies, dass SAP jetzt am New York Stock Exchange gelistet ist und die Frankfurter Börse verlassen hat oder dass Donald Trump oder auch Elon Musk im April 2025 in den Aufschrei gegen die Zollpolitik hinein eine transatlantische Freihandelszone forderten. Sogar die Kuschelei von Alice Weidel mit Elon Musk würde ins Bild passen, denn wenn der AfD-Dexit tatsächlich 2029 vom Programm zur Realität würde, dann möge bitte niemand glauben, hier würde die alte D-Mark wieder eingeführt: Deutschland wäre wahrscheinlich im Handumdrehen dollarisiert, genauso schnell wie die EU derzeit NATOisiert wird.

			Das in Europa schon vor einem Jahrzehnt hartnäckig bekämpfte CETA-Freihandelsabkommen umfasst bisher nur Kanada und die EU, nicht die USA und die EU. Innerhalb der Linie der ersten Karte würden NAFTA (das Freihandelsabkommen zwischen Kanada, den USA und Mexiko) sowie CETA und schließlich der Binnenmarkt der EU fusioniert. Ein riesiger Markt, der mit China tatsächlich konkurrieren könnte. Vor diesem Hintergrund könnten die Zollandrohungen von Donald Trump nur ein Trick sein, um den Europäern am Ende zu sagen: Wenn ihr keine Zölle wollt, then we need to fusion. Zero tariffs wären dann schon eine Freihandelszone. Und vom Freihandel zur Fusion oder einem USAEU-Staat wäre es dann nur noch ein weiterer Schritt? Legt man dieses Prisma an, ergibt Trumps Zoll-Politik durchaus Sinn. 

			Zumal es nur vordergründig um Zölle geht, sondern eigentlich um eine Neuordnung des Finanzsystems, in dem die USA durch die Einführung der Kryptowährung Stablecoins als neuer Währungseinheit innerhalb der Federal Reserve ihre dominante Rolle zu wahren trachten. Die Einführung einer Kryptowährung als Referenzwert der FED und ihre PEG an den Dollar, also eine Dollarbindung von Krypto, ist die eigentliche Revolution, die derzeit finanzpolitisch in den USA passiert. Yanis Varoufakis hat diese finanzpolitische Zeitenwende der USA in einem Interview mit der BBC, aber auch in vielen anderen YouTube-Beiträgen12 deswegen mit der Einführung des Bretton Woods-Systems von 1944 oder auch der Entscheidung von Richard Nixon von 1972, die Goldbindung des Dollars aufzuheben, verglichen. Why Trumps tariff chaos actually makes sense (larger picture) ist auch ein Video auf YouTube,13 das ein anderes Bild vermittelt. Der Zusammenhang von Zöllen, die vielleicht nur ein Ablenkungsmanöver vom Eigentlichen sind, und den Veränderungen im amerikanischen Finanzsystem wird bei der herkömmlichen Berichterstattung in Europa über den Trump’schen Zollwahnsinn weitgehend außer Acht gelassen. Indes, jemanden für wahnsinnig oder für erratisch zu erklären, zeugt nur von gedanklicher Faulheit, das Gegenüber zu verstehen und begreifen zu wollen, welche Absichten oder Pläne er vielleicht haben könnte. 

			Über State Crafting & Stablecoins

			Unter dem Begriff State Crafting14 wird derzeit in den USA nicht nur die militärische Hegemonie der USA zurückgedreht, sondern auch die globale Dollar-Hegemonie, denn beides gehört zusammen. Ziel ist, die Abhängigkeit der USA vom globalen Finanzmarkt zu reduzieren. Jenseits von Zöllen ist das eigentliche Problem der USA ihre kolossale Überschuldung, die Trump zu reduzieren sich offenbar entschlossen hat. Der amerikanische Schuldendienst ist höher als der Verteidigungshaushalt. Die Einführung einer neuen Währung oder Recheneinheit in der FED, Stablecoins, ist das Instrument dafür. Trump hat die letzte Überdehnung eines nicht mehr tragfähigen Systems erkannt und will abrupt umsteuern, was in einem Land wie der Bundesrepublik, das jahrelang stolz und fixiert auf seine Schuldenbremse war, eigentlich positiv kommentiert werden müsste, außer dass die Schuldenbremse gerade über Bord geworfen wurde und man jetzt selber plötzlich auf Schulden-machen steht. Wenn man nicht ideologisch gegen Trump vereinnahmt wäre, müsste man aufseufzen und rufen: »Endlich einmal amerikanische Schuldenreduzierung!« 

			Durch ihre militärischen Sicherheitsgarantien konnten die USA letztlich immer Dollar-Export betreiben und dafür sorgen, dass alle Staaten ihre Handelsüberschüsse oder Währungsreserven in Dollar hielten. Da die Inflation global gestreut war, fiel sie in den USA nicht auf. Durch den Dollar-Export konnten die USA ihre exzessiven Konsumbedürfnisse befriedigen. Das hatte zwar enorme Kosten für die USA – Leistungsbilanzdefizit und ein in astronomischer Höhe verschuldete Staatshaushalt –, funktionierte aber so lange, wie der Rest der Welt bereit war, US-Staatsanleihen zu kaufen. Damit ist jetzt aber Schluss. Die BRICS-Staaten planen eine eigene BRICS-Währung und ein Handelssystem, das aus einer Nord-Süd-Achse (der Süden liefert dem Norden Rohstoffe für die Produktfertigung und der Norden liefert fertige Produkte an den Süden zurück) eine Süd-Süd-Achse macht: Der Westen wäre dann draußen. Keine Rohstoffe mehr, keine Produktfertigung mehr. 

			Während die Europäer das Akronym BRICS in den Nachrichten kaum im Mund führen, plant ein neuer Mar-a-Lago-Accord darum die Umstellung der sogenannten amerikanischen SWAP-Linien,15 so dass diese SWAP-Linien künftig konditionalisiert werden können: Nur wer bereit ist, die USA bei der langfristigen Refinanzierung ihrer Schulden zu unterstützen, zum Beispiel über ebenfalls in hoher Zahl geplante »Century Bonds«, hundertjährige US-Staatsanleihen, bekommt uneingeschränkten Zugang zu diesen SWAP-Fazilitäten. Während Europa sein Geld derzeit für eine Chimäre von Krieg zum Fenster rausschmeißt, schichten die USA bereits strategisch ihre Schulden um und refinanzieren ihre Defizite. Während Europa es während der Bankenkrise 2011/ 2012 verpasst hat, Eurobonds herauszugeben und einen liquiden europäischen Finanzmarkt zu schaffen,16 sichern sich die USA mit ihren Century Bonds und den neuen SWAP-Linien ein Instrument, um ökonomisch in der multipolaren Welt mitzuspielen. Denn noch haben die BRICS-Staaten ihre gemeinsame Währung nicht. Ihre Geldanlagen sind in Dollar und diese zu tauschen, zurückzugeben oder aufzugeben, ist nicht so einfach. 

			Perfekt! Kaum raus aus der Pax Americana, schlüpfen die USA in die Position eines Primus inter Pares auf globaler Ebene und versuchen, mit finanzpolitischen Strategien die Pläne der BRICS-Staaten aufzumischen. Europa schaut zu und versucht nicht einmal es zu verstehen. Die Politik des State Craftings, bei der die gesamte Wirtschaftspolitik nationalen Interessen untergeordnet wird, also in der Essenz nicht mehr liberal ist, zusammen mit dem Inflation Reduction Act und den rund 300 Milliarden, die zur Wiederbelebung des amerikanischen Manufacturings gegen die amerikanische Deindustrialisierung bewilligt wurden, könnte insgesamt dazu führen, dass in Amerika wieder eine klassische Wirtschaftsordnungspolitik, eigentlich eine in Deutschland einst heißgeliebte ordoliberale Wirtschaftspolitik, die Oberhand gewinnt, die auf Schuldenreduzierung zielt und gleichzeitig die Blue Collar Worker, mehrheitlich Trump-Wähler, mit Jobs und höheren Löhnen bedient. Scott Bessent, der neue US-Finanzminister, ist Anhänger der State-Crafting-Fraktion. Um seine Nominierung gab es offenbar ein großes internes Gerangel. Bessent ist so ziemlich das Gegenteil der libertären Tech-Blase, der Elon Musk zugerechnet wird ebenso wie Peter Thiel. Bessents Interessen sind eine klassische Haushaltspolitik und Schuldenreduktion, die Validierung amerikanischer Anleihen (»Century Bonds«) sowie die Ankurbelung der industriellen Basis (Manufacturing) der USA und damit industrielle Autonomie und Jobs für ebenjene Blue Collar Worker, die Trump gewählt haben: We will bring back our jobs, we will bring back our wealth, hieß es in dem zitierten MAGA-Video. Eigentlich eine Art Ent-Globalisierungsstrategie, wie sie auch in alt-linken Kreisen diskutiert wurde und wird.

			Das müsste als wirtschaftspolitischer U-Turn einem neu gewählten Präsidenten nicht nur erlaubt sein. Eigentlich müsste man es Trump anrechnen, dass er zumindest versucht, eine Wirtschaftspolitik für das untere Drittel der amerikanischen Gesellschaft zu machen, die seit den 1980er Jahren auf einem Durchschnittslohn von rund 50 000 $ pro Jahr stagniert. Natürlich hat Trump in den USA an dieser Stelle mächtige Gegner: Weder die Tech-Blase noch die Wallstreet oder Finanzgiganten wie BlackRock wollen State Crafting oder eine ordoliberale Wirtschaftspolitik zugunsten von Blue Collar Workern. Was erratisch aussieht, ist also eigentlich – ich habe es in Teil III beschrieben – der Kampf darum, wie liberal eine Demokratie sein muss. 

			Geld bedeutet Krieg und Krieg bedeutet Geld

			Die Titanen, die derzeit hinter den Kulissen miteinander ringen, sind also nicht Trump gegen Europa oder die EU, sondern Populisten gegen Liberale. Trump kämpft nur vordergründig mit Zöllen gegen die halbe Welt, inklusive der EU. Trumps eigentliches Ziel ist es offenbar, wichtige Player für seine Refinanzierungsstrategie der US-Schulden im Zuge des oben beschriebenen State Crafting zu gewinnen oder zu zwingen. Damit sitzen Trumps eigentliche Gegner nicht in China oder der EU. Weder Larry Fink von BlackRock noch Vanguard oder der kalifornische GAFA-Komplex haben Interesse an einer ökonomischen Schließung der USA, um etwas für den Staatshaushalt oder Blue Collar Worker zu tun. Trump kämpft also vor allem gegen die andere Hälfte Amerikas: gegen die FED, das Silicon Valley und gegen seine eigenen libertären Unterstützer und Krypto-Fans, weswegen er den Deal mit den Stablecoins als neuer Währungseinheit innerhalb der FED machen musste. Trump kämpft ferner gegen das liberale Establishment, zum Beispiel gegen die Harvard University, der er die staatlichen Zuschüsse entzogen hat. Er kämpft gegen das, was man heute gemeinhin »Tiefenstaat« nennt, also gegen das Pentagon, die CIA, die anderen Nachrichtendienste und gegen einen Teil der Staatsbeamten, vor allem Richter, gegen nachgeordnete Behörden, zum Beispiel USAID, die amerikanische Entwicklungshilfegesellschaft usw. Vom liberalen Establishment, das sich nicht nur moralisch für überlegen hält, sondern natürlich vor allem keine Besitzstände räumen möchte – institutioneller Zugriff ist schließlich Herrschaft über die Deutungshoheit eines Landes –, wird das auch als Kampf wahrgenommen.17 

			Die USA sind ebenfalls in der Stasis, in der gesellschaftlichen Stockung, dort sind die gesellschaftlichen Spaltungslinien ähnlich zu Europa, wenn nicht schlimmer. Immerhin scheint die amerikanische Demokratie resilienter als die europäische. Niemand ist bisher in den USA auf die Idee gekommen, die Republikanische Partei zu verbieten. Der überragende Erfolg des gerade angelaufenen Broadway-Theaterstücks Good Night and Good Luck, bei dem es in der Hauptrolle, gespielt von George Clooney, um einen mutigen Journalisten aus der McCarthy-Ära geht, der damals dafür plädierte, die absurde Angst vor den Kommunisten zu lassen, zeigt vielleicht, das die USA immerhin schon so weit sind, den aktuellen Hass des liberalen Establishment auf Donald Trump künstlerisch zu thematisieren und dadurch zu sublimieren: Liberale mögen eben keine Kommunisten und keine Populisten. Sie mögen im Grunde niemanden, der ein politisches Gespür für Gemeinschaft hat …

			Quo vadis Europa?

			Und welche Rolle spielt Europa in alldem? Wieder einmal die Frage: Europa, du Schöne, wohin gehst du? Für Europa stellt sich heute akut die Frage, ob es innerhalb der Linie der ersten Karte bleiben möchte. Oder ob es unabhängige politische, ökonomische und geostrategische Strategien entwickeln und zu sich finden möchte. Und ob es Letzteres überhaupt noch kann.
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			Was hieße zu sich finden? Die älteste Karte Europas von 1534 zeigt Europa als Königin, als schöne, erhabene Frau, deren Leib sich über den gesamten Kontinent erstreckt. Sie neigt ihren Kopf leicht in den Atlantik, steht aber mit beiden Füßen fest auf eurasischer Erde. Moskau ist noch innerhalb ihres Gewandes, Istanbul, das einstige Konstantinopel, übrigens auch. Die Europa streckt ihren rechten Arm quer über das Mittelmeer in Richtung mediterrane Anrainerstaaten, also hinüber zum heutigen Algerien, Marokko und Tunesien. 

			Das Mittelmeer als Mare Nostrum ist die Europa seit der Antike strukturierende Verbindung von Orient und Okzident. Ohne Orient wäre Europa nicht, was es ist, es hätte kein Alter Ego, keinen Spiegel. Nichts auf dieser Karte deutet darauf hin, dass die Europa mitten durch ihren Leib eine Linie gezogen bekommen und am Rumpf geteilt werden möchte. Nichts deutet darauf hin, dass Europa eine Demarkationslinie gegenüber Russland ziehen möchte, auf dessen Erde die Füße der Europa stehen. Nichts deutet darauf hin, dass die Europa ihren Mittelpunkt jenseits des Atlantiks verlagern möchte. 

			2034 feiert diese Karte, die die erste Karte Europas ist, in der der Kontinent sich eine organische Gestalt, ein Selbstbild gegeben hat, ihr 500-jähriges Jubiläum. Die Frage ist, wie man in knapp zehn Jahren dieses Jubiläum der Europa begehen möchte? Möchten wir die Europa bis dahin in ihre organische Struktur, zu ihrem Selbstbild zurückführen? Europa zu sich finden lassen? Welche politischen Änderungen würde das bedeuten? 

			Die Rückkehr der Geschichte 

			Es hätte so schön sein können: 1989 tanzten wir alle beschwipst auf der Mauer und feierten das Ende der Geschichte. Ausgebreitet wie eine breite Pracht-Avenue lag eine Aussöhnung und Partnerschaft mit Russland im Rahmen einer europäischen Sicherheitsarchitektur zu Füßen der Königin Europas. Gorbatschow hatte die Mauer geöffnet, Russland streckte dem liberalen Westen die Hand aus, fast um den Preis der eigenen kulturellen und politischen Selbstverleugnung, wie Hauke Ritz in seinem Buch Der Niedergang des Westens und die Neuerfindung Europas beschreibt. Statt dem Ende der Geschichte gibt es jetzt die Rückkehr der Geschichte, und zwar mit Wucht. Die Einheit des europäischen Kontinents ist krachend gescheitert, die Versöhnung mit Russland nach dem Mauerfall auch. Doch der Westen, vor allem der europäische Teil des Westens, hat am vermeintlichen Ende der Geschichte nicht gewonnen. Er hat ein partnerschaftliches Verhältnis mit Russland verweigert, wollte Dominanz, vor allem durch das Ausgreifen der NATO gen Osten, hat aber jetzt in der Ukraine die erste wirkliche militärische Konfrontation verloren. Hochmut kommt vor dem Fall! Die europäische Geschichte kehrt deswegen mit Siebenmeilenstiefeln zurück, als wären Napoleon und Hitler nie gewesen. Man hat das Gefühl, dass Europa aus seiner Wiederholungsschleife nicht herauskommt.

			Der transatlantische Bürgerkrieg

			Es geht nicht in erster Linie um eine Abkehr der USA von Europa, die Europa jetzt militärisch kompensieren muss. Sondern es tobt eine Art transatlantischer Bürgerkrieg. Ein Bürgerkrieg inmitten des einstigen Westens, in dem ein Teil der europäischen Eliten von Trump entsetzt ist, während ein anderer Teil, nämlich die populistischen Parteien aus ganz Europa, ihm unverhohlen zujubeln und sich einen Trump in Europa wünschen. Es ist Krieg im transatlantischen Haus, aber die Demarkationslinie verläuft nicht zwischen den USA und Europa. Für die transatlantischen Beziehungen gilt, was in Teil III für die Demokratie entwickelt wurde: Der Streit im Haus (Oikos) überträgt sich auf die Agora. Es geht um die liberale Demokratie und um den liberalen Westen, die beide nicht mehr das einzige Modell für die Welt sind. Nach innen ist der Populismus der Feind auf beiden Seiten des Atlantiks. Nach außen sind die BRICS-Staaten der Feind oder zumindest der Herausforderer des Westens. Innen- wie außenpolitisch hat das liberale, westliche System, lange Jahrzehnte unangefochten in der unipolaren Welt, jetzt also herausfordernde Systemgegner.

			Es ist unübersichtlich im Westen: Souveränisten gegen Globalisten. Europäische Trumpisten gegen europäische Atlantiker. Amerikanische MAGA-Adepten gegen globalisierte amerikanische Eliten: Halb Europa und die halben USA stehen gegen die jeweils andere Hälfte im eigenen Land, und das spiegelverkehrt auf beiden Seiten des Atlantiks: Das sind die Fronten im transatlantischen Bürgerkrieg!

			Die Pensée Unique am Ende der Geschichte

			Der transatlantische Bürgerkrieg wiederum ist die Konsequenz des vermeintlichen Endes der Geschichte und des Siegeszuges des freien Westens, im Zuge dessen der Westen 1989 den Osten vom Sozialismus befreite, in Wirklichkeit aber ganze Gesellschaften neoliberal umkrempelte und nicht zimperlich mit ihnen umgegangen ist: Shock Therapie, liberaler Umbau der Wirtschaft, Sozialabbau, Säuberung von Justiz-, Partei und Staatsapparaten. Versüßt, zugegeben, durch die Perspektive einer EU-Mitgliedschaft, also mit viel Geld. Profitiert haben, in Polen wie anderswo im europäischen Osten, die Jungen, die Mobilen, die Flexiblen und die Ausgebildeten. Alle anderen – alt, unqualifiziert oder immobil – waren die Verlierer und das waren viele. Dagegen hat sich in ganz Europa, Ost wie West, eine damals noch echte, nicht woke Linke gewehrt, Naomi Kleins Shock Therapy war ihre Bibel. In der ehemaligen DDR hätten die Repräsentanten des Neuen Forum, Bärbel Bohley zum Beispiel, gerne statt einer Wiedervereinigung zwei deutsche Staaten gesehen. Bananen oder Freiheit, zotete man. Später, als die blühenden Landschaften nicht kamen, wählten die enttäuschten DDR-Bürger zunächst PDS und gingen in die innere Kündigung mit Blick auf die liberale, eigentlich aber asoziale Vergewaltigung durch den rechtlichen und wirtschaftlichen Anschluss an die Bundesrepublik. Die Chance auf eine neue, gesamtdeutsche Verfassung nach Art. 146 Grundgesetz wurde vertan. Zu heikel, befand man. Im deutschen Osten hallt der verpasste Moment heute noch nach, im Westen ist er längst vergessen. 

			Aber auch in Frankreich und überhaupt im lateinischen Süden Europas, also in Spanien, Italien oder Portugal, war man 1989, dem vermeintlichen Ende der Geschichte, gegen la pensée unique, gegen das Einheitsdenken, wie es in den 1990er Jahren hieß. Der französische Politikwissenschaftler Bruno Amable beschreibt in seinem Buch Von Mitterrand bis Macron detailliert, wie zum Beispiel Frankreich – und letztlich der gesamte europäische Süden – durch den Maastrichter Vertrag von 1992 über die Gründung der EU und des Euros in seinen sozioökonomischen Strukturen komplett umgekrempelt und letztlich germanisiert wurde, da der Euro als Währung eine Art erweiterte D-Mark nach deutschem Vorbild war. 

			Der Kampf der internationalen Linken in den 1990er Jahren gegen la Pensée Unique, gegen das Einheitsdenken des liberalen Westens, nahm auf internationaler Ebene Fahrt auf mit jenem Weltbestseller Empire. Die neue Weltordnung von Michael Hardt und Alexander Negri von 2003 und dann ihrem zweiten Buch Multitude. Krieg und Demokratie im Empire von 2005. Mit Empire, so steht es heute noch auf Amazon, gaben Hardt & Negri »der Hoffnung auf die politische Gestaltbarkeit einer neuen, gerechteren Weltordnung ein anspruchsvolles theoretisches Fundament«. Das Buch wurde von Slavoj Žižek als Versuch eines »kommunistische[n] Manifest[s] des 21. Jahrhunderts« bezeichnet. Der Social Summit in Porto Alegre 2004 war wohl der Höhepunkt der linken Gegenbewegung zur westlichen-liberalen Pensée Unique. Viele Grüne waren damals noch dabei, als der Dreiklang von Frieden, Gerechtigkeit und Ökologie eine Resonanz in (alt-)grünen Kreisen hatte, bevor die Ökologie sukzessive in eindimensionale Klimahysterie umgewandelt und aus ursprünglich grüner Friedenspolitik in der zweiten Dekade des 21. Jahrhunderts in grünen Kreisen die Verteidigung der liberalen wesentlichen Werte mit Hilfe der NATO wurde, wobei die Grünen auch noch alles andere als sozial sind.18 

			Noch im Zuge der amerikanischen Real Estate- und Bankenkrise ab 2007, die ab ca. 2010 über trash assets in den Händen vor allem deutscher Landesbanken nach Europa schwappte und zur Eurokrise umgedeutet wurde, war linker Protest gegen la pensée unique überall sichtbar in Europa. Nicht nur hätte der Deutsche Bundestag nach den Wahlen von 2013 eine strukturelle linke Mehrheit der Sitze gehabt, wenn die SPD mit der um Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht neugegründeten Linken und den Grünen in eine Regierung gegangen wäre, was die Wähler wohl goutiert hätten, die Parteien aber nicht wollten. Der gesamte europäische Süden stellte sich in den Jahren der Bankenkrise mit Francois Hollande in Frankreich, Alexi Tsipras in Griechenland, Ana Calau für Podemos in Spanien oder auch Matteo Renzo in Italien gegen die im Wesentlichen von Deutschland durchgesetzte Austeritätspolitik, die deutsche Hegemonie in Europa sowie das einseitig liberale Denken der Pensée Unique, bevor sie alle nacheinander in die Knie gezwungen wurden: Francois Hollande wurde zu Merkels Pudel, wie man in Frankreich schrieb, und bekam 2012 die europäische Schuldenbremse wie einen Knüppel zwischen die Beine geworfen. Alexis Tsipras musste 2015 das Memorandum of Understanding, einen Unterwerfungstext der EU im Rahmen der Staatsschuldenkrise, schlucken, obgleich die Griechen zuvor in einem Referendum mit Nein, Oxi, gestimmt hatten. Angela Merkel prägte den Begriff der marktkonformen Demokratie, während der französische Ex-Diplomat Stéphane Hessel sein Wutbuch Empört Euch schrieb und damit die (süd-)europäische Jugend in den Protest und auf die Straße brachte. Der linke Straßenkampf gegen die Pensée Unique und die Austeritätspolitik kulminierte im Juni 2012 vor den Toren der EZB, die das 10-jährige Jubiläum des Euros feiern wollte, wurde aber in Wasserwerfen ertränkt. Sogar Frank Schirrmacher, legendärer Herausgeber der FAZ und nicht verdächtig, irgendwie links zu sein, publizierte 2012 einen Text Was, wenn die Linke recht hat?, der zuvor auf Englisch im Guardian erschienen war. Schirrmachers Text reflektiert, dass, wenn die soziale Stimmung in Europa kippen würde, man mit Populismus in Europa rechnen müsse. Walter Benjamin hatte bereits in den 1940er Jahren formuliert, dass vor jeder faschistischen Periode eine gescheiterte soziale Revolution stünde: Wenn die Linke das Volk verrät, geht es eben zu den Populisten. Genauso ist es gekommen, und zwar in ganz Europa. Die europäische Bankenkrise als Anfang vom Ende EU-Europas zu begreifen, wäre ein wichtiger Punkt für die Aufarbeitung des Auseinanderfallens Europas bzw. der EU in der letzten Dekade. Die Flüchtlinge, die ab 2015 ins Land strömten, waren für die meisten Menschen sichtbarer, aber die Bankenkrise war der eigentliche origin of sins, die Erbsünde! Die Migration war im Folgenden sehr praktisch, um politisch vom Versagen der Euro-Governance und der Banken abzulenken und alles auf die Populisten zu schieben.19 Auf rechts statt auf oben!

			Die Straße kippt immer nach rechts …

			Wo die europäische Linke über mehr als zwei Jahrzehnte nach 1989 nicht erfolgreich war, die Pensée Unique zu bekämpfen, und sich schließlich, erschöpft, nach der Bankenkrise in zwei Teile zerlegte, in einen woken und in einen linkspopulistischen Teil (wie etwa Jean Luc Mélenchon in Frankreich), übernahmen die Populisten nach der Bankenkrise in ganz Europa das Ruder im Kampf gegen das westlich-liberale Einheitsdenken, um das der transatlantische Bürgerkrieg heute noch tobt. 

			Ich erinnere mich an eine wissenschaftliche Konferenz im Wissenschaftszentrum (WZB) Berlin 2015, auf der ich mit (meist progressiven) Europawissenschaftlern saß, die alle die Governance-Strukturen des Euro oder die Technokratie der EU genauso kritisierten wie die europäischen Populisten, die nach der Bankenkrise in ganz Europa buchstäblich wie Pilze im Wald nach feuchtem Regen aus dem Boden sprießten: die AfD in Deutschland ab 2013, Marine Le Pen mit 15 Prozentpunkten Zuwachs bei den Präsidentschaftswahlen 2012, die PiS in Polen in der Regierung ab Oktober 2015, Orban in Ungarn, einst der konservative Vorzeige-Osteuropäer von Helmut Kohl, der nach seinem legendären populist turn von 2009 (»Bis gestern war Europa unsere Zukunft, ab heute sind wir die Zukunft Europas«) ab etwa 2015 immer populistischer wurde. 

			Wir diskutierten die politische Situation in Europa und ein Kollege sagte: »Die Populisten wollen genau das Gleiche wie die Linke. Leider garnieren sie ihre Diskurse mit Misogynie, Nationalismus und Xenophobie, da können wir nicht mitgehen.« Und so ist es bis heute. Rechte machen sowieso keine Revolution, das ist kulturell gleichsam das Vorrecht der Linken. Deswegen klappen konservative Revolutionen auch nie. Und wenn linke politische Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit fürs Volk, für Frieden oder gegen liberales Einheitsdenken im muffigen Gewand von Kinder, Kirche, Küche oder Heimat und Nation daherkommen, dann sind sie einerseits gesellschaftlich nicht anschlussfähig, anderseits politisch leicht als rechts, rechtsextrem und oder gar faschistisch diskreditierbar. So ist es heute in Deutschland und ganz Europa. Das ist der europäische bzw. transatlantische Bürgerkrieg! 

			Der transatlantische Bürgerkrieg ist ein Krieg, der nur auf der Oberfläche über westliche Werte in der Ukraine geführt wird. Eigentlich ist es ein Krieg der Populisten gegen den Liberalismus. Der Liberalismus – euphemistisch für »das Kapital« – wiederum braucht diesen Krieg, um durch Rüstungsmaschinerie und Kriegswirtschaft jenes Wirtschaftswachstum zu schaffen, das den sozialen Protest in den populistischen Parteien abbindet und zugleich die soziale Frustration in nationalen Kampfesgeist umlenkt. Auch der sozial schwache Mann kann im Schützengraben mit Muskelkraft punkten. Oder nur da. Der Krieg in der Ukraine ist das militärische Vehikel für eine gesellschaftspolitische Auseinandersetzung, in der ein liberales, transatlantisches Establishment, das hüben wie drüben von Populisten immer mehr herausgefordert wird, eine neoliberale und tendenziell schon oligarchische westliche Ordnung nicht aufgeben will oder kann und im Zuge der Bankenkrise verpasst hat, sozial zu sein. Ob Donald Trump oder die anderen Populisten wirklich etwas tun würden (oder können?) oder ob sie, wie in Teil III beschrieben, vorher libertär-oligarchisch unterspült werden, ist genau jetzt die Frage. Jedenfalls wurden in der Bankenkrise Banken mit Steuergeldern gerettet und die europäischen Sozialsysteme zerschlagen. Ein Great Gatsby der besonderen Art! This is a war between capital and labor, sagte US-Finanz-Tycoon Warren Buffet damals, and we will win it. Europe turn left, entgegnete die europäische Linke mit letzter Kraft, bevor sie buchstäblich ihren Geist aushauchte. Sogar Papst Benedikt hat damals 2014 das Fehlen eines sozialen Europas in einer Rede vor dem Europäischen Parlament moniert.

			Die liberale, westliche bzw. transatlantische Ordnung ist aber militärisch sowie mit Blick auf das globale Finanzsystem seit langem im overstretch und verliert zusehends bei Wahlen in ganz Europa den demokratischen Rückhalt in der Bevölkerung. Deswegen die programmatisch immer absurderen Regierungskoalitionen in allen europäischen Staaten, allen voran in Österreich oder Deutschland, die nur das Ziel haben, die populistischen Parteien außen vor zu halten. Deswegen auch, hüben wie drüben, immer drakonischere, repressivere oder gar autoritäre Maßnahmen zur Einschränkung der Meinungsfreiheit. Es ist das letzte Abwehrgefecht einer liberalen Elite, die sich, außer repressiv zu werden und buchstäblich selbst zur Gewalt zu greifen, nicht mehr zu helfen weiß. Denn es gibt nur zwei Möglichkeiten, ein politisches System zu stabilisieren: mit Zuspruch oder mit Gewalt. Demokratischer Zuspruch aber, der mass support, ist weggebrochen. Um Letzteres, also die Gewalt zu legitimieren, brauchen die alten transatlantischen Eliten den Krieg gegen Russland, weil man mittels eines Kriegs auch die Zügel gegenüber der Bevölkerung im eigenen Land anziehen kann. Sie brauchen eine staatlich subventionierte, florierende Rüstungsindustrie und das Wachstum, das diese hoffentlich generiert. Sie brauchen die Kriegswirtschaft und schließlich den Krieg selbst als Vorwand, um immer autoritärer mit Blick auf die Gesellschaft werden zu können. Eine Militarisierung ist per se mit demokratischen Gesellschaften nicht vereinbar. 

			Liberalismus im Panzerschrank

			Durch die Wahl von Donald Trump hat der transatlantische Bürgerkrieg gleichsam einen Schub bekommen, weil die Populisten in den USA jetzt regieren und die Fronten im transatlantischen Bürgerkrieg damit überkreuz stehen. Zumindest für den Moment ist Europa, ist die EU der Fackelträger des liberalen Westens geworden, wie bei einer Staffelübergabe. Außer Viktor Orban in Ungarn, Robert Fico in der Slowakei und Georgia Meloni in Italien (die im Übrigen gerade dabei ist, aus der EU-Kriegsallianz gegen Russland auszubrechen) regiert keine populistische Partei in Europa und es wird mithilfe des in Teil III erwähnten rechtspositivistischen Floretts auch alles dafür getan, dass dies nicht passiert: Die Protagonisten der Populisten werden im transatlantischen Bürgerkrieg von der liberalen Seite auch schon mal gerne ins Gefängnis gesperrt und suspendiert, wenn sie Wahlen gewinnen könnten. Die liberale Seite hingegen reagiert empfindlich, wenn das mit ihren eigenen Kandidaten geschieht, etwa in der Türkei, als Recep Tayyip Erdogan zu Beginn des Jahres 2025 seinen progressiven Herausforderer Ekrem Imamoglu inhaftieren ließ. Marine Le Pen aber darf bei den Präsidentschaftswahlen 2027 nicht antreten, die FPÖ durfte trotz des Wahlsiegs von Herbert Kickl in Österreich nicht regieren, die AfD könnte verboten werden, die Erasmus-Stiftung erhält keine parteieigene Stiftungsförderung, die rumänische Präsidentschaftswahl, die zugunsten eines konservativen Präsidenten ausgegangen wäre, wurde torpediert: Liberale sind keine guten Verlierer!

			Georgia Meloni in Italien wiederum wurde zwar an die Regierung gelassen, aber nur, um eine Koalition des weitaus mächtigeren (und inzwischen verstorbenen) Silvio Berlusconi mit Matteo Salvioni von der Lega zu verhindern, die beide zusammen Italien wahrscheinlich erfolgreich orbanisiert hätten. Dazu wurde Meloni am Wahlabend nicht nur ausgerechnet ihr NATO-Botschafter in Brüssel als italienischer Verteidigungsminister vor die Nase gesetzt. Auch wurde ihre Fratelli d’Italia über Raffaele Fitto als Vize-Kommissionspräsident der EU gleichsam persönlich von Ursula von der Leyen unter die Fittiche genommen, damit Georgia Meloni, wenn sie schon in Italien populistisch regiert, nicht ausscheren kann: What you can’t beat, you need to embrace …

			Politischer Stellungskrieg

			Wenn populistische Parteien heute das politische Ruder herumreißen und zum Beispiel Richter- und hohe Beamte nach Wahlen auswechseln möchten, genau wie es die Liberalen nach 1989 im Zuge der Shock-Therapy gemacht haben, dann ist das heute illiberal oder wird nach Art. 7 Rechtsstaatlichkeitsverfahren von der EU kontrolliert und moniert. Ein ganzes liberal-demokratisches politisches System ist verriegelt wie ein Panzerschrank. Nur am Rande sei notiert, dass Premierminister Donald Tusk in Polen vor seiner Abwahl 2015 vier (!) Verfassungsrichter gleichsam als Vorratsbeschluss hat wählen lassen. In seine Amtszeit fiel aber nur die Neubenennung von zwei Richtern. Als die im Oktober 2015 dann erstmalig gewählte PiS Partei kurz nach der Wahl zwei Richter kassierte – was in der Bundesrepublik genauso passiert wäre oder hätte passieren müssen –, gab es einen Aufschrei über die illiberale PiS-Partei, die jetzt das polnische Verfassungsgericht kapern würde! Nur Konrad Schuller, Korrespondent der FAZ, hat damals zaghaft einen Finger gehoben.

			Kurz: Der liberale Westen in Europa hat seine politischen Ordnungsvorstellungen und seine normativen Annahmen de facto juristisch zementiert, auf nationaler Ebene und auf EU-Ebene. Das entwickelt Philip Manow ausführlich im letzten Kapitel seines schon erwähnten Buches Die Bestimmung der liberalen Demokratie und ihrer Freunde. Die Freunde der liberalen Demokratie sind im transatlantischen Bürgerkrieg ganz und gar nicht liberal, wenn es darum geht, andere politische Gruppierungen die Dinge verändern zu lassen, wenn sie gewählt werden. Dass schon die seit Jahrzehnten konsequente Verschraubung des Begriffs Demokratie mit dem Adjektiv liberal letztlich unzulässig ist, habe ich in Teil III gezeigt. 

			Für Donald Trump war es in den USA einfacher durchzukommen als für die Populisten in Europa. Einerseits ist die Demokratie in den USA offenbar resilienter. Niemand ist auf die Idee gekommen, die Republikanische Partei vor den Wahlen in den USA zu verbieten. Zweitens haben die USA keine supranationale Einheit über sich, die einen populistischen Umschwung von oben verhindern oder zumindest einhegen hätte können, so wie das inzwischen die EU in Europa macht, wenn national doch mal etwas schiefgeht, siehe Italien oder Rumänien. Aber auch in den USA wird der populistische Politikwechsel vielfach mit dem Florett des Rechtspositivismus vor Gerichten ausgefochten, wie man bei den Themen Migration, Abtreibung oder auch den Entlassungen der Mitarbeiter von USAID sehen kann.

			Ein Schwenk von liberalem zu populistischem Regieren scheint im transatlantischen Bürgerkrieg jedenfalls kaum möglich und wenn er doch gelingt, wird er ausgebremst: Nach ungefähr sechs Wochen, in denen ein gut vorbereiteter Donald Trump mit seinem Team buchstäblich die Axt an das liberal-woke Dickicht, Geflecht und personale Netzwerk in den USA angelegt hatte, hatte sich das alte liberale US-Establishment wieder sortiert: Die Gerichte stoppten den populistischen Vormarsch, die Trump-Gegner waren auf der Straße, der Ukraine-Krieg dauert an. Wie mit einem Kreidestrich auf der Straße wurde Donald Trump und seiner Administration der Riegel vorgeschoben: bis hierhin und nicht weiter … bis zum nächsten Vorstoß der Populisten! Es ist de facto ein politischer Stellungskrieg.

			Die Stasis als gesellschaftliche Stockung zerreißt die USA ebenso wie alle Staaten der EU. Der transatlantische Bürgerkrieg ist eine Welt ohne Exil, ohne Fluchtraum, der Krieg ist im eigenen Haus. Das, was als westlich-liberale Ordnung politisch juristisch zementiert wurde, fällt gerade selbst einer autoritären Schließung anheim. Was die liberalen Eliten 1989 erst mit den ex-sozialistischen Staaten in Osteuropa, dann über neoliberale Techniken und Instrumente der EU auch mit den westeuropäischen Staaten gemacht haben, verwehren sie jetzt den Populisten, nämlich einen mehr oder weniger radikalen Politikwechsel. Beide Lager berufen sich im transatlantischen Bürgerkrieg darauf, die Freiheit zu verteidigen. Die Auseinandersetzung um die Freiheit aber führt zur Stasis und diese wiederum zur Abschaffung der Freiheit. 

			The Politics of Blind Spots

			Hannah Arendt konnte noch vor den Nazis nach Paris fliehen, Thomas Mann in die USA. Faschistischen Ländern standen liberale gegenüber. Die Landesgrenze war zugleich die Grenze der politischen Ordnung. Im transatlantischen Bürgerkrieg sind diese Grenzen verwischt und es gibt kein Entkommen aus dem eigenen Land, weil es im anderen Land nicht besser ist, nur umgekehrt. 

			Anschaulich machen kann man das an zahlreichen Akademikern, die jetzt als Liberale in den USA geschasst werden und über Ausreise nach Europa nachdenken, während in Europa die intellektuellen Trumpisten geschasst werden und eine globale Ivy-League-Elite jeden misstrauisch beäugelt, der etwas gegen die USA, die NATO oder den amerikanischen Tiefenstaat sagt. Der transatlantische Bürgerkrieg ist auch ein Krieg innerhalb der Wissenschaften über Deutungshoheiten, ein Krieg darüber, wes Geistes Kind man ist … 

			Mit Wissenschaftsfreiheit hat das eher weniger zu tun, viel aber mit Blind Spots, nämlich der Weigerung, die eigenen Annahmen in Frage zu stellen. Psychologen sprechen auch gerne von der Konstanzfalle,20 die erklärt, warum viele Menschen aus ihren Denkschemata nie ausbrechen können, obwohl sie sehen müssten, dass sie falsch liegen und an einmal getroffenen Entscheidungen selbst dann festhalten, wenn die Faktenlage sie längst widerlegt hat. Vor allem Akademiker. Die Konstanzfalle ist der Moment, in dem die Wahrheit vor einem liegt, man aber aus Selbstschutz, nicht aus Ignoranz (!) wegschaut. Denn ein Ausstieg, in diesem Fall aus der liberalen Illusion würde bedeuten, sich einzugestehen: Ich habe mich getäuscht. Ich habe geglaubt oder das Falsche verteidigt: in diesem Fall, eine inzwischen pervertierte, neoliberalisierte, und tendenziell gewaltbereite Politik (Freihandelsabkommen bis zum Anschlag – Handelskrieg ist auch Krieg! – und richtige Kriege), die für das Gros der Bürger einfach nicht mehr funktioniert. Also wird rationalisiert, werden Begründungen und Rechtfertigungen gezimmert, was das Zeug hält und man verteidigt das System, in dem man lebt, selbst wenn es längst schadet, selbst wenn, wie jetzt, gleichsam als neoliberale Apotheose, ein Krieg geplant wird. Als letzter Buhmann muss dann immer der Sozialismus herhalten, auch wenn die ganze Welt davon inzwischen Lichtjahre entfernt ist.

			Es greifen psychologische Schutzmechanismen. Die kognitive Dissonanz verhindert, dass Widersprüche als solche zugelassen werden. Stattdessen wird umgedeutet, relativiert oder verdrängt, zumal die Wahrnehmung des Einzelnen durchzogen ist von Filtern, deren wichtigste sozialer und emotionaler Natur sind: Wir glauben, was unsere Gruppe glaubt. Wer aus der Herde ausschert, verliert Zugehörigkeit. Und Zugehörigkeit ist ein Grundbedürfnis. Deshalb wird lieber still geschwiegen, als öffentlich zu erkennen gegeben: Ich sehe das anders. Selektive Wahrnehmung ist besonders in Kriegszeiten ausgeprägt. Wahrheit wird zur Zumutung. Was nicht ins Weltbild passt, wird aussortiert, dafür sorgt zuverlässig die Presse. Die größte Illusion dabei: Man fühlt sich frei. Man geht zur Arbeit, postet seine Meinung, wählt alle vier Jahre und merkt nicht, dass der Spielraum längst enger geworden ist. Der Mensch in der Konstanzfalle sieht sich nicht als Gefangener. Er sieht sich als loyal. 

			Am 20. März 2025 erschien auf Vox Ukraine (sic!) ein offener Brief gegen den bekannten amerikanischen Politologen und Wirtschaftswissenschaftler Jeffrey Sachs21, der als Amerikaner und ehemaliger Präsident der Weltbank seit Jahren die amerikanischen Stellvertreterkriege weltweit thematisiert. Gezeichnet ist dieser Brief, der Jeffrey Sachs in allen Punkten seiner Äußerungen widerlegen will, von über einhundert Akademikern weltweit, und zwar von den besten Universitäten der Welt, der Crème de la Creme der globalen akademischen Elite. Was für ein Aufgebot, um nur eine Stimme zu übertönen bzw. als falsch zu bezichtigen! Wer gibt sich so eine Mühe, so ein Aufgebot zu versammeln? Eine Mehrheit ist noch keine Wahrheit, wie wir seit Galileo und seinem Und sie dreht sich doch! wissen. Das ganze westliche Glaubenssystem eines liberal-atlantischen Westens ringt also darum, nicht niedergerissen zu werden. 

			Umgekehrt kündigte der bekannte Osteuropa-Forscher Timothy Snyder, auch in Europa Publikumsdarling und Standard-Experte zur Ukraine, ein wirklich sehr intelligenter Mann, jüngst auf X an, die USA zu verlassen, weil sich dort ein faschistisches Regime ankündige. Aufrufe, man müsse jetzt amerikanischen Wissenschaftlern in Europa gleichsam ein akademisches Exil gewähren, häufen sich. Europa als Hort der akademischen Freiheit, zu einer Zeit, in der das Virus der Cancel Culture vor allem die deutsche Hochschullandschaft befallen hat, wie Heike Egner und Anke Uhlenwinkel in ihrer gut dokumentierten Studie Wer stört, muss weg belegen. In Frankreich wiederum sollte jüngst in der beliebten, populärwissenschaftlichen Taschenbuchreihe folio ein kritisches Buch über Wokismus erscheinen, das am Tag vor seiner Veröffentlichung mit der Begründung eingestampft wurde, es sei trumpistisch: die liberale Art, mit unbequemen Büchern umzugehen. Verdrehte Welt oder phänotypischer Ausdruck des transatlantischen Bürgerkrieges innerhalb der akademischen Elite! Jedenfalls ist auch oder vor allem die liberale Academia weit davon entfernt, noch den epistemischen Grundlagen der Hermeneutik zu huldigen, wonach eine Diskussion nur dann Bestand haben kann und sinnvoll ist, wenn man grundsätzlich davon ausgeht, dass die jeweils andere Seite Recht haben könnte.

			Alter Wein in neuen Schläuchen?

			Doch soll man jetzt im transatlantischen Bürgerkrieg gleichsam auf die Populisten setzen, die dem Liberalismus in all seinen gesellschaftlichen, ökonomischen oder außenpolitischen Facetten den Kampf angesagt haben, und darauf setzen, dass es, sollten die Populisten demnächst regieren, dann eine gute und gerechte politische Ordnung für alle, also für das Volk, im Sinne der res publica gibt? Nein! Denn de facto – dieses Argument kann in diesem Kapitel nur kurz gestreift werden, es wäre ein eigenes Forschungsprojekt wert – werden die populistischen Parteien, wie bereits angedeutet, längst in ganz Europa mindestens transatlantisch-liberal unterwandert, noch bevor sie an die Macht kommen. Mit ihnen passiert, kurz gesagt, genau das, was mit den Grünen passiert ist, die in rund dreißig Jahren von einer pazifistischen, wahrhaft ökologischen Partei mit Ikonen wie Antje Vollmer oder Petra Kelly zu einer olivgrünen Maskerade ihrer selbst geworden sind und die durch Klimahysterie und Kriegsgetöse ihrer gesamten programmatischen Grundfesten entkernt erscheinen, ohne dass heutige Parteianhänger es überhaupt zu bemerken scheinen. Wieder finden wir das Muster der Entkernung und der Oberfläche aus Teil II. Nirgendwo ist mehr drin, was draufsteht, und das gilt inzwischen auch für die populistischen Parteien. Nur ging bei den Populisten der Prozess der programmatischen Entkernung schneller.

			Alice Weidels Kniefall vor der libertären Elon Musk-Oligarchie22 habe ich schon in Teil III gestreift. Ein Blick auf Europa zeigt, dass sie nicht alleine ist.. Es wäre ja schön, wenn die sogenannten populistischen Parteien – das Rassemblement National mit Marine Le Pen, Geert Wilders in den Niederlanden, die AfD, die FPÖ, Georgia Melono in Italien oder die PiS – wirkliche politische Alternativen wären, zur technokratischen EU, zum Krieg in der Ukraine oder in Gaza und zum sonstigen liberalen Wahnsinn dieser Welt, in der sich alle von der Oberfläche blenden lassen und westliche Werte verteidigt werden müssen. Sind sie aber nicht. 

			Wo Alternative draufsteht, ist keine längst Alternative mehr drin. Im Kern, und sehr unterkomplex dahingetuscht, wurden durch die Bank in ganz Europa die populistischen Parteien, die in ihrer Gründungsphase programmatisch antiamerikanisch, anti-NATO sowie antikapitalistisch waren (alles im Übrigen einst linke Themen!) und die mit Russland geflirtet haben, zu transatlantischen Establishment-Partien: Sie sind heute alle nicht mehr anti-EU/ NATO, nicht mehr sozial oder republikanisch, sondern neoliberal, tendenziell libertär-oligarchisch und ausnahmslos pro Groß-Israel, und zwar mit Verve. Wer die schleichenden Veränderungen in den Parteiprogrammen des Rassemblement, der FPÖ oder der AfD über die letzten Jahre studiert, kann sich nur noch wundern. In der Konsequenz würde sich, wenn die populistischen Parteien demnächst in Europa vermehrt gewählt werden sollten, wohl im Kern gar nichts ändern, jedenfalls nicht bei den wichtigen Themen: EU-Unterstützung, NATO, Krieg in der Ukraine, Gaza, Beziehungen zu Russland, ungebremster Kapitalismus oder gar Oligarchisierung der europäischen Gesellschaften. Vor allem bei Aufrüstung und Militarisierung würde sich gar nichts ändern. Also bei allen Hardcore-Themen, die im Übrigen früher von der klassischen Linken besetzt wurden, von der woken Linken aber nicht beachtet werden.

			Entweder die populistischen Parteien wurden und werden, wie die Grünen, systematisch von liberal-transatlantischen Eliten unterspült, oder die Witterung von Macht löst innerparteiliche Selbstreinigungsprozesse aus, die dazu führen, dass diese Parteien von selbst alles eliminieren, was dem politischen Aufstieg hinderlich ist. Mit Blick auf verwestlichte, europäische Öffentlichkeiten, die jahrelang auf die Heiligen Kühe von EU, Atlantizismus, NATO, Liberalismus und Pro-Groß-Israel-Duktus eingenordet wurden, ist es nicht einfach, diese zu schlachten, weil sie den herkömmlichen Kanon oder den Gartenzaun der westlich-liberalen Demokratien und ihrer Diskurse darstellen, an dem keine Partei vorbeikommt, die in Europa an die Macht will. Krise ist die Neuverhandlung von Vor-Urteilen, schreibt Hannah Arendt in Das Urteilen. Die populistischen Parteien haben in der Anfangsphase die kanonisierten, liberalen Vor-Urteile der europäischen Gesellschaften im Hannah Arendt’schen Sinn herausgefordert, nur, um sie jetzt doch weitgehend zu übernehmen, jedenfalls da, wo es ernst ist.

			Von politischer Hardware und Software

			Nur bei den weichen gesellschaftlichen Themen, der politischen Software sozusagen, fungieren die populistischen Parteien in Europa als dankbare Dampfablasser für erhitze Gesellschaften: Gender, frühkindliche Sexualisierung, Frauenfrage, Migration, Familie, Klima. Bei diesen emotionalen Themen dürfen sie sich austoben, vorzugsweise im Internet, teilweise berechtigte Argumente vorbringen, teilweise Ressentiment und Chauvinismus schüren und sich vor allem mit ihrem emotionalen Gegenüber, den woken Linken, trefflich streiten. So treffen eine programmatisch entkernte Rechte und eine ebensolche Linke aufeinander, während im Maschinenraum des Liberalismus hinter einer verspiegelten Oberfläche alles beim Alten bleibt. 

			Die AfD, der in den letzten Jahren als Oppositionspartei einige gute Drucksachen im Deutschen Bundestag zu Corona oder dem Krieg in der Ukraine gelungen sind und deren parlamentarische Oppositionsarbeit (ganz im Gegensatz zu der der CDU) hier keinesfalls geringgeschätzt werden soll, kann man von dieser programmatischen Entkernung leider nicht ausnehmen. Marine Le Pen oder ihr designierter Zögling für das Präsidentenamt 2027, Jordan Bardella, unterstützen inzwischen seit Jahren die technokratisch-liberalen Strukturen der EU und den Euro – die sie zuvor, bis zur Präsidentschaftswahl 2012, bis aufs Messer als antirepublikanisch bekämpft haben. Anti-EU-Parolen waren eigentlich die Trittleiter für den Aufstieg des einstigen Front, heute Rassemblement Nationale. Marine Le Pen hat noch im Wahlkampf 2012 eine Ode auf die Französische Republik gehalten, die vor der EU zu schützen ihre Partei angetreten sei. République oder liberale EU! Seit ihrem programmatischen U-Turn bei den Präsidentschaftswahlen 2017 sagt Marine Le Pen indes nichts mehr gegen die EU, gegen die NATO oder gegen das aktuelle Kriegsgetöse der EU, weder mit Blick auf die Ukraine und schon gar nicht mit Blick auf das Gemetzel in Gaza. Marine Le Pen ist Stammgast sowohl in New York als auch in Israel und wurde vom Magazin Time gleich zweimal, 2011 und 2015, zu den 100 einflussreichsten Personen der Welt gewählt. Selten war im immer noch gaullistischen Frankreich eine Partei so pro-amerikanisch wie das Rassemblement heute. 

			Ähnlich, wenn auch weniger sichtbar, die FPÖ, die sich zwar an der österreichischen Neutralität und gegen einen NATO-Beitritt noch ein bisschen verkämpft und nach wie vor EU-kritisch ist. Aber auch unter einem Bundeskanzler Herbert Kickl wäre letztlich keine wirkliche Politikwende erfolgt. Einzig Viktor Orban schlägt sich wacker mit seiner souveränistischen EU und NATO-Kritik und seinem Friedenskurs mit Blick auf Russland, ist aber mit Blick auf die Unterstützung von Netanjahus Israel ebenfalls inakzeptabel. Ungarn ist soeben aus dem Internationalen Strafgerichtshof ausgetreten, der noch nicht vollständig verwestlicht ist, dafür sorgen Venezuela oder die BRICS-Staaten. Auch auf internationaler Ebene also ein Kampf ums Recht: Putin wird als Kriegsverbrecher angeklagt; gegen Netanjahu liegt ein internationaler Haftbefehl vor, um dessen Anerkennung sich die Bundesrepublik Deutschland gleichwohl windet wie ein Wurm. Israels Politik ist für alle populistischen Parteien in Europa, besonders in Deutschland, der politische Blind Spot per se. Aus lauter Angst, des Antisemitismus bezichtigt zu werden, ist jede Kritik an der derzeitigen (selbst-)zerstörerischen Politik Israels tabu: Die intellektuell unlautere Zusammenziehung von Antizionismus und Antisemitismus fordert ihren politischen Tribut.

			Man könnte (und müsste!) allein über diese programmatischen Umwandlungen oder Unterwanderung der populistischen Parteien eigens ein Buch schreiben. Hier kann nur angerissen werden, was das heißt: Im Wesentlichen ist Europa für eine wirkliche politische Umsteuerung – postatlantisch, Aussöhnung mit Russland, Neudenken Europas, Ende der EU-Technokratie, soziale Wirtschaftsordnung etc. –, also für das, was allen Bürgern in ganz Europa guttäte, bar jeder politischen Alternative, und das ist eine Tragödie! Was twitterten die Italiener Anfang April 2025 bei ihren Friedensprotesten: »Dreißig Jahre lang hat uns die EU gezwungen, Arbeitsplätze abzubauen und den Gesundheits- und Bildungssektor sowie die Infrastruktur, die Industriepolitik und den Sozialstaat zu beschneiden. Heute sagen sie, wir können Geld ausgeben, so viel wir wollen, um in einem Krieg zu sterben, der uns nichts angeht!« Keine Partei, auch keine populistische Partei, hat eine Programmatik, die die europäischen Bürger aus diesem Dilemma herausholte und hier gegensteuerte. Kurz: Es gibt keine Hoffnung oder Chance auf einen wirklich paradigmatischen Kurswechsel in Europa – nicht einmal eine Diskussion darüber. 

			Szenenwechsel

			Da sage noch einer, die Geschichte wiederhole sich nicht. Mir scheint, als wäre gerade alles wieder da, was vor rund einhundert Jahren auch schon da war: öffentliche Schlagabtausche über Faschismus und Totalitarismus, politischer Aufruhr, Bankenkrise, soziale Spannungen, politische Ausgrenzung von Andersdenkenden, Massenpropaganda und Hysterie. Seit rund fünf Jahren hat man das Gefühl, irgendwie in den 1920er oder 1930er Jahren aufzuwachen, als sei man in eine Zeitmaschine geraten. Ich kann die U-30-Jährigen verstehen, die wahlweise angewidert oder achselzuckend an alldem vorbeischrammen und zu sagen scheinen: Fangt ihr schon wieder damit an? Das hatten wir doch alles gerade in der Schule. 

			Man könnte die These aufstellen, dass Europa aus einem hundertjährigen Bürgerkrieg nicht herauskommt, als den der Maler Franz Marc 1916 schon den Ersten Weltkrieg bezeichnet hat. Nämlich aus dem Kampf um ein Gesellschaftssystem, der sich damals als Kampf von Nationen entlud und der heute im Krieg in der Ukraine weitergeführt wird, der aber nur auf der Oberfläche der Krieg eines liberalen Westens gegen Russland ist, eigentlich aber, wie ausgeführt, ein Krieg um gesellschaftliche Ordnungsmodelle: damals zwischen Sozialismus und Liberalismus, heute zwischen Populismus und Liberalismus. Die großen Denker des 19. Jahrhunderts, wie etwa Walter Benjamin oder Herbert Marcuse, wussten noch, dass der Liberalismus, wenn er nicht sozial ist, immer protofaschistische Tendenzen entwickelt: Wer über den Nationalsozialismus reden will, darf über den Kapitalismus nicht schweigen. 

			Irgendwie scheint die Sequenz der Ereignisse, wie sie sich heute abbilden lassen, mit denen der 1920er und 1930er Jahre vergleichbar, nur mit umgekehrten politischen Vorzeichen und nicht auf ein Land begrenzt. Damals wie heute erst eine Bankenkrise (1929 und 2007), dann einige Jahre später eine Machtergreifung und mediale Gleichschaltung, Faschismus in Italien und Nationalsozialismus in Deutschland. Heute brachte Corona, nicht vergleichbar natürlich und sublimierter, dennoch eine bis dato ungesehene und überaus massive Einengung der Diskurskorridore in Medien und Wissenschaft. Kritische Stimmen wurden damals wie heute ausgegrenzt, damals die der Sozialisten und Kommunisten, heute allgemein kritische oder rechte Stimmen gegen die liberale Elite.

			Seinerzeit ebnete die Ausgrenzung anderer Meinung und die Zensur den Weg in Diktatur und Krieg. Daher müssten heute die Alarmglocken klingen, wenn die Meinungskorridore so stark eingeschränkt werden. Damals hat »das Kapital« den Nationalsozialismus »entsozialisiert« und für den Krieg instrumentalisiert, wie Eric Vouillard (und nicht nur er) in der Tagesordnung beschreibt. Heute instrumentalisiert eine liberal-libertäre Oligarchie den rechten Populismus für den Krieg. Nichts Neues unter der Sonne, außer dass Europa aus diesem bekannten Skript vielleicht einmal aussteigen sollte?

			Europa aus der Idee des Widerstands

			Schauen wir uns die Entwicklung der EU im letzten Jahrhundert in groben Zügen noch einmal an, um zu verstehen, warum die europäische Idee nach 75 Jahren EU-Integration wieder einmal gescheitert ist, etwa so, wie auch aus dem revolutionären Moment von 1848 kein geeinigtes Europa hervorgegangen ist, denn das war – es ist vergessen – auch im 19. Jahrhundert schon das Ziel. »Es lebe die Freiheit, die Gleichheit, die Bruderliebe! Es lebe die Demokratie! Es lebe die europäische Republik!«, rief der radikal-demokratische Georg Hergwegh, Präsident der Deutschen Demokratischen Legion, die später den Aufstand in Baden unterstütze, am 6. März 1848 auf einer Rede in Paris seinen französischen Gesinnungsgenossen zu.23 Zu diesem Zeitpunkt gab es tatsächlich eine winzige Europäische Republik, Neutral-Moresnet oder auch Republik Amikejo genannt, was auf Esperanto Ort der Freunde heißt, und zwar im damaligen Dreiländereck zwischen dem Deutschen Reich, den Niederlanden und Belgien. 1815 hatten sich Frankreich und Preußen nicht über einen etwa 3,4 Quadratkilometer großen Landstrich mit einer Kupfermine einigen können. Das kleine, gleichsam »herrenlose« Gebiet erklärte sich zur freien Europäischen Republik, druckte eigene Briefmarken und förderte Esperanto. Es existierte bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 1914. In Städtchen Kelmis im heutigen Belgien gibt es darüber ein süßes Museum und manchmal wünsche ich mir, dass diese kleine europäische Modell-Republik zum template für das neue Europa im 21. Jahrhundert werden könnte.24

			Wie kam es also zu dem erneuten Scheitern der europäischen Einigung im letzten Jahrhundert? Nur durch eine Analyse der Fehler in den letzten Jahrzehnten können wir uns zu jenem Kulminationspunkt vorarbeiten, an dem Europa jetzt steht, jener Weggabelung, die die Zeitenwende für Europa bedeutet.

			Die Idee Europa, verschüttet gegangen in zwei Weltkriegen, beginnt in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, so Frank Niess in seinem Buch Europa aus der Idee des Widerstands, nämlich genau da: im Widerstand gegen Faschismus und Liberalismus. Die Idee eines Friedens unter den europäischen Völkern, darunter übrigens auch das russische Volk, wird erstmals prominent von Antifaschisten um den Italiener Altiero Spinelli formuliert im Manifest von Ventotene, geschrieben 1941 im Gefängnis. Das Manifest greift jenen Aufschrei auf, den der französische Intellektuelle Julien Benda in seiner Rede an die europäische Nation, geschrieben 1932 im Angesicht von Faschismus und Nationalsozialismus, schon zum Ausdruck gebracht hatte, nämlich dass Europa jetzt wieder Gefahr laufe, durch den Mahlstein eines lächerlichen Nationalismus zu laufen: »Appelez de toutes vos forces le ridicule sur la passion nationaliste.« (S. 73, franz. Ausgabe) In Resonanz mit diesem Text skizziert Spinelli, nachdem dieser Mahlstein in Europa wieder einmal zugeschlagen hat, ein antiimperialistisches, friedliches und soziales – um nicht zu sagen: sozialistisches – Bürgereuropa ohne nationale Grenzen, denkt einen demokratischen europäischen Raum, den es für alle Bürger auf dem europäischen Kontinent zu gestalten gälte. Spinelli, einer der legendären Vordenker des europäischen Föderalismus, wird später, in den 1970er Jahren, italienischer Abgeordneter des Europäischen Parlaments, wo er hartnäckig weiter an seinen Ideen arbeitet, als sie schon längst belächelt werden. Wie ein roter Faden zieht sich seither durch die Geschichte der heutigen EU, dass das, was die europäischen Bürger damals wollten, niemals realisiert wurde, nämliche eine Art europäische Bürgerschaft, die auf der Annahme grundsätzlicher politischer und sozialer Gleichheit jenseits von nationaler Zuordnung in einem demokratischen System ihre politischen Geschicke in die Hand nehmen kann. 

			Im Hertensteiner Programm vom September 1946, einem europäischen Bürgerkonvent, wurden wiederum zwölf Thesen für eine europäische Föderation formuliert, die im Rahmen von Art. 52 der UN-Charta als eine eigene, selbständige Körperschaft eines künftigen »Weltbundes der Völker« gedacht war, an die die beteiligten Staaten ihre Souveränitätsrechte abtreten sollten, um eine gemeinsame demokratische, friedliche und soziale Entwicklung aller europäischen Bürger zu befördern. Nationalismus und Liberalismus werden als Gegner einer guten Ordnung in Europa ausgemacht. Eine Erklärung europäischer Bürgerrechte wurde schon damals formuliert, ebenso wie der Verzicht auf Machtansprüche als auch die Zurückweisung, als Europäer Werkzeug fremder Mächte zu sein. 

			Tatsächlich kann man heute über diese fast utopischen Ideen nur müde lächeln. Dennoch zeigen diese Texte, was eigentlich das europäische Bürgerbegehren nach dem Zweiten Weltkrieg war. Und wie weit sich die heutige EU davon entfernt hat, auch wenn auf der Wegstrecke der letzten 75 Jahre EU-Integration immer wieder das Bemühen aufflackerte, in den komplizierten und demokratisch nicht intuitiven Strukturen und Verfahren sui generis der EU nicht sämtliche demokratischen Normen wie etwa Gewaltenteilung, Legitimität oder Rechenschaftspflicht zu begraben, beispielsweise durch die Schaffung eines direkt gewählten Europäischen Parlamentes 1979. Dass sich die EU längst in einem zwar legalen, aber nicht legitimen und undurchsichtigen, technokratischen Institutionen-Gestrüpp aus EU-Rat, Kommission und Parlament befindet, ist in der europäischen Politikwissenschaft und auch sonstigen Literatur inzwischen eigentlich unbestritten, soll und kann an dieser Stelle aber nicht ausgeführt werden. Die Millionen oder Milliarden an europäischer Forschungsförderung, etwa zur Erforschung des Regierens im europäischen Mehrebenensystem, bezeugen, was ich in Teil II versucht habe anzureißen, nämlich dass viel Geld noch keine gute Forschung oder Wissenschaft macht, sondern eher Legitimationswissenschaft befördert. 

			Europa als Brückenkopf

			Diese europäische Saat der Nachkriegsjahre ging bis heute nicht auf. Die Idee eines demokratischen, sozialen Europas der Bürger kam bis heute nicht zum Tragen. Denn die europäische Geschichte nimmt ab den 1950er Jahren einen anderen Lauf, als die europäischen Bürger und die Verfasser der Schriften von Ventotene oder Hertenstein es sich erträumten. Der Eiserne Vorhang teilt Europa 1947 in zwei Teile, für den Aufbau eines wirklich demokratischen, föderalen Bürgereuropas bleibt keine Zeit. Jonas Tögel beschreibt in seinem Buch Kriegsspiele detailliert (S. 21), wie Westeuropa, kaum war der Zweite Weltkrieg zu Ende, zum Kampfplatz gegen die Sowjetunion aufgebaut wurde. Mit Hitler, das Zitat wird Churchill zugeschrieben, sei das »falsche Schwein« geschlachtet worden. Stalin und der Kommunismus seien die eigentliche Bedrohung. Das erhärtet die oben formulierte die These eines andauernden europäischen Bürgerkrieges um gesellschaftliche Ordnungssysteme, der nur auf der Oberfläche in Staatenkriegen ausgefochten wird. Liberalismus gegen respektive Sozialismus (damals) oder Liberalismus vs. Populismus (heute) wäre dann das Paradigma. 

			Ein geeintes (West-)Europa sollte laut Tögel unter amerikanischer Führung ein Brückenkopf der USA werden, um die Sowjetunion dauerhaft einzuhegen und im besten Fall irgendwann zu zerschlagen. Dafür brauchte man keine europäischen Bürger, die von Frieden und sozialer Gerechtigkeit träumten, sondern Nationalstaaten, die mittels einer Montanunion (EGKS) ihre Kohle und Stahlproduktion fusionierten25 und ihre Wirtschaftskraft mit amerikanischer Unterstützung (Marshall Plan) als Bollwerk gegen den realexistierenden Sozialismus sowjetischer Prägung wieder aufbauten. Dieser historisch inzwischen gut dokumentierte rote Faden zieht sich Jahrzehnt um Jahrzehnt durch die Geschichte der Europäischen Integration von 1950 bis heute, weswegen man bis 1989 auch nie wirklich die politische und schon gar nicht die sicherheitspolitische, sondern immer nur die wirtschaftliche Einheit Europas brauchte. 

			1989 wäre für Europa ein guter Moment gewesen, um aus diesem Film von Europa als Brückenkopf auszusteigen, ein wirklich politisch geeintes und demokratisches Europa zu bauen und eine Friedensordnung mit Russland anzustreben. Einige, sicherlich Helmut Kohl oder Jacques Delors, haben sich Anfang der 1990er Jahre auch Mühe gegeben, genau das zu tun. In unserem Buch, Endspiel Europa, auf das ich hier nur verweisen kann, beschreiben Hauke Ritz und ich ausführlich, wie Europa zumindest in den 1990er Jahren noch um einen eigenständigen Weg gekämpft hat, bevor dieser dann um die Jahrhundertwende, etwa zwischen 2000 und 2005, scheiterte: Der Euro liberalisierte die EU, die Sozialunion fand nicht statt, die EU-Verfassung scheiterte, die EU-Osterweiterung zerfranste die EU-Institutionen bis zur Unkenntlichkeit und die neuen, osteuropäischen EU-Mitglieder, vor allem Polen, sorgten für eine antirussische Stimmung in Europa, während die Deutschen Putin 2001 gerade mit Standing Ovations im Bundestag gefeiert hatten. Die liberal-atlantische Interpretation Europas hatte erneut gewonnen!

			Statt einer souveränen politischen und sozialen Union Europa, einer Abkehr von der Pensée Unique und einer Handreichung mit Russland wähnte die EU sich als Teil des unipolaren Moments und setzte ihre Ausdehnung bis zum heutigen Krieg in der Ukraine fort, der die Apotheose dieser Entwicklung darstellt: Europa aufbauen, um am Ende mit ihm in den Krieg gegen Russland zu ziehen. Zeitenwende heißt nichts anderes, als dass dieser Erzählfaden gerade gerissen ist. Donald Trump hat ihn durchgebissen. Die EU weiß darum nicht mehr, was sie tun soll, außer kopflos weiterzumachen wie bisher und so zu tun, als sei der Faden noch nicht gerissen. Es ist wie auf einem Fahrrad, bei dem die Kette gerissen ist, im Leerlauf zu treten. 

			Die verkannten Bürger 

			2019 legte der Berliner Historiker Hartmut Kaelble einen kleinen Band vor, Die verkannten Bürger. Eine andere Geschichte der europäischen Integration, in dem er die Geschichte der EU seit 1950 nachzeichnet, um genau diesen Punkt zu machen: In der EU kommen die europäischen Bürger, ihre Wünsche, ihre Ziele, ihre Mitbestimmung nicht vor. Jahrzehnt um Jahrzehnt analysiert Kaelble unter anderem Eurobarometer-Umfragen, die belegen, dass die Zustimmung der Bürger zur EU längst entwichen ist wie Luft aus einem Luftballon.26 Die EU ist eine technokratische Chimäre geworden, die für die meisten europäischen Bürger höchstens noch eine repressive Realität hat, allen voran für die Bauern.

			Dies genau fällt der EU seit geraumer Zeit vor die Füße. Populismus und Ressentiment gegen die technokratische EU sind konsequenterweise wie Bäume in den Himmel gewachsen. Dass die heutige EU sich darum jetzt ausgerechnet durch einen Krieg einen könnte, steht nicht zu erwarten. Der Jubelschrei des Münchener Soziologen Armin Nassehi in der Zeit bei Kriegsausbruch im März 2022 Hurrah, wir haben einen Feind,27 ist nicht nur moralisch verwerflich, sondern einfach nur dumm. Die europäische Integration durch ein Kriegsgeschehen über »eine politische Schwelle der Integration« – so Jürgen Habermas im DLF am 22. März 2025 – zu hieven und dadurch kollektive Handlungsfähigkeit und geopolitische Selbstständigkeit zu erlangen, eine Schwelle, die in den letzten siebzig Jahren eifrig und bewusst vermieden wurde, weil es natürlich die Souveränität aller EU-Länder berühren würde, hieße, das Pferd von hinten aufzuzäumen. Das ist die größte Fehleinschätzung derjenigen, die als Reaktion auf die Zeitenwende jetzt einseitig auf machtvolles Aufrüsten, Militarisierung und Verteidigung der EU setzen. Und das sind eigentlich alle, von FAZ-Redakteur Mark Siemons über Herfried Münkler in seinem neuen Buch »Macht im Umbruch« bis hin zur estnischen EU-Außenbeauftragten Katja Kallas in ihrem »Weißbuch zur Zukunft der europäischen Verteidigung«: Die Herausforderung für Europa annehmen, das heißt für viele einzig und allein die Militarisierung der EU. Es fühlt sich an, als ob eine Institution, der über Jahrzehnte jeglicher Kontakt zur europäischen Bevölkerung verloren gegangen ist, jetzt in den Krieg ziehen will, weil sie denkt, dass die EU dadurch wieder attraktiv wird. Das Gegenteil dürfte der Fall sein. Die EU ist gleichsam ein politischer Hohlraum, der über einen Krieg nur in sich zusammensacken kann. Das wiederum zeichnet sich seit längerem ab.

			Der Bruch der eigenen Erzählung

			Die meisten Personen versuchen, biographisch die Illusion einer kohärenten Lebenserzählung aufrechtzuerhalten, damit das eigene Leben sinnvoll erscheint. L’illusion biographique, nennt das der französische Soziologe Pierre Bourdieu. Das gilt auch für Staaten oder Institutionen. Jetzt kommt Europa, die EU, mit der veränderten politischen Wirklichkeit nicht klar. Die EU steht quer zu ihrer eigenen Erzählung, zu ihrer eigenen Geschichte. Sie steht buchstäblich auf Kriegsfuß mit jenem Erzählstrang, nämlich dass die EU ein Friedensprojekt sein sollte und auf der Erzählung von nie wieder Krieg begründet wurde. 

			Auf einmal kontrastieren zwei Erzählungen von Europa, eine, die die EU von sich selbst hatte, die Erzählung eines Bürgereuropas, eines Friedensprojektes und einer politischen Emanzipation. Und eine, die die USA von Europa hatten, die eines Brückenkopfes für geostrategische Interessen des atlantischen Partners. Europa realisiert, dass seine eigene Erzählung nur die rosarote Tünche für die amerikanische Erzählung gewesen ist. Anders formuliert: Europa entdeckt seine Missbrauchsbeziehung zu den USA und kommt damit in dem Moment nicht klar, in dem die USA mit Donald Trump die Erzählung ändern: Der europäische Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der Mohr kann gehen. Der Mohr will aber nicht gehen, denn er weiß nicht, was er sonst tun soll, als innerhalb der Linie der ersten Karte zu bleiben. Missbrauchte Frauen tendieren dazu, zu den Männern, die sie schlagen, zurückzukehren und alles zu tun, um ihnen weiterhin zu gefallen. Ganz Europa im Stockholm-Syndrom: Völlig entfremdet von sich selbst und seinen einstigen Zielen und Interessen bedient Europa weiter die Erzählung von Russland als imperialem Feind, in dem Moment, wo die USA den Friedensschluss mit Russland suchen, nicht, weil sie so kulant sind, sondern weil sie anderes zu tun haben, einen schnellen Deal mit der Ukraine machen und ansonsten ihren Platz in einer multipolaren Welt finden wollen. Ohne, wie Europa, der alten Welt des Westens hinterherzutrauern. 

			Europäisches Lebensglück in der Verteidigung?

			Tatsächlich hat gerade die europäische Verteidigungsunion, die heute zum wichtigsten Wesenskern der EU werden soll, seit Beginn der europäischen Integration im letzten Jahrhundert am allerwenigsten funktioniert. Schon 1954 scheiterte die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) unter Pierre Mendes-France in Frankreich. Als Konsequenz trat die Bundesrepublik 1955 der NATO bei, obgleich 2/3 der Deutschen gegen die Wiederbewaffnung waren. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits alle Denkansätze, Deutschland könne nach dem Krieg neutral bleiben, wie in der Stalin-Note von 1952 angeboten, aufgrund atlantischen Drucks vom Tisch. Europa als Brückenkopf gegen die Sowjetunion sollte sich einen, aber bitte nicht militärisch. 1963 sollte mit dem Elysée-Vertrag eigentlich eine deutsch-französischen Verteidigungskooperation begründet werden. Diese wurde aber am Tag der Ratifizierung durch eine über Nacht im Bundestag flugs eingefügte Präambel zugunsten der NATO in den Augen von de Gaulle entwertet: Verträge werden entjungfert wie junge Mädchen, soll er damals gesagt haben: Die NATO-Präambel war der amerikanische Phallus, der sich ein weiteres Mal in ein europäisches Verteidigungsvorhaben pflanzte. De Gaulle war schon damals derjenige, der eine Äquidistanz zwischen den USA und der Sowjetunion forderte. 1967 flog er nach Moskau und sagte, mit Pathos und Grandeur, als er aus dem Flugzeug stieg: Das große französische Volk grüßt das große russische Volk. Wenn jemand, damals schon, auf europäische Eigenständigkeit bedacht war und darauf, dass die Briten aus Europa herausblieben, dann sicherlich de Gaulle, während die Bundesrepublik immer weiter atlantisiert wurde: Atlantiker gegen Gaullisten, hieß es in den 1960er Jahren. 

			Die damals noch kleine EU – nur sechs Staaten waren in der damaligen EWG – verlegte sich, weil sie mit der Verteidigungsgemeinschaft nicht weiterkam, aufs Wirtschaftliche. Mit den Römischen Verträgen von 1957 war der Grundstein gelegt worden für das, was in den 1980er Jahren schließlich zum Binnenmarkt wurde. Die europäische Verteidigung wurde zunehmend in die USA ausgelagert. Die EU machte sich nach dem Binnenmarkt an den Euro, der 1992 beschlossen wurde. Die GASP, die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU, entstand zwar bereits in den 1970er Jahren und wurde in den 1990er Jahren in eine Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) überführt. Es hatte jedoch alles nie Hand und Fuß. Eine Europäische Armee stand schon in den 1990er Jahren in den Parteiprogrammen, aber blieb immer Augenwischerei. Europa versagte in den Jugoslawien-Kriegen der 1990er Jahre als eigenständiger Akteur. Deutschland ließ sich stattdessen von den USA erstmalig out of area in einen Krieg ziehen. Die gesamte europäische Verteidigungspolitik stand immer unter amerikanischer Kuratel. Daran änderte auch die 2003 verabschiedete Europäische Verfassung nichts, obgleich sie – geplant war ein Europäischer Außenminister und Joschka Fischer wäre das gerne geworden – dann 2004 immerhin die Position des Hohen Beauftragten für Sicherheits- und Verteidigungspolitik schuf. Der erste Hohe Beauftragte, der Spanier Xavier Solana, verfasste 2004 die erste Europäische Sicherheitsstrategie und gründete zeitgleich die European Defence Agency, eine Agentur zur gemeinsamen Rüstungsbeschaffung. Nick Whitney, der erste Direktor, witzelte immer darüber, dass Europa noch nicht einmal bei der Beschaffung von Gewehrpatronen zusammenarbeite. Kurz: Wenn ein Bereich in den Strukturen der EU – im Vergleich zum Beispiel zur Handelspolitik – nicht gut funktionierte, dann war es sicher derjenige der Verteidigung. Die europäische Verteidigung war, jedenfalls bis gestern, ein ambitionierter Papiertiger, der sich in der Vergangenheit immer dann verflüchtigte, wenn Europa wirklich gemeinsam militärisch etwas hätte tun können oder sollen: in Mali zum Beispiel oder in Libyen. Meistens waren die Franzosen dann alleine, höchstens noch zusammen mit den Briten. Andere Länder waren selten dabei. Das heißt nicht, dass europäische Militär-Missionen nicht punktuell funktioniert hätten. Aber von wirklich integrierten Verteidigungsstrukturen kann keine Rede sein und diese schafft man eben nicht nur mit Geld. Vor diesem Hintergrund steht zu befürchten, dass mit der europäischen Mobilmachung derzeit ein Popanz aufgebaut wird.

			Die Europäische Verteidigungspolitik mutet an wie eine Attrappe, die jetzt wirklich in den Krieg soll und alleine daran scheitern dürfte. Denn die eigentlichen Fragen sind nicht geklärt, und zwar jene der europäischen Souveränität, die unmittelbar mit Krieg zusammenhängen: Wer zieht demnächst gegen Russland in den Krieg? Wer entscheidet das? Das Europaparlament? Wer ratifiziert die Entscheidung? Nationale Parlamente? Was ist mit den neutralen Staaten, zum Beispiel Österreich? Wer rekrutiert Soldaten? Gibt es einheitliche Kommandostrukturen? Wer befiehlt multinationale Truppen? Wer entscheidet darüber, ob ein Pole, ein Portugiese oder ein Slowene an die Front muss? Und schließlich: Wer bezahlt für den gemeinsamen europäischen Krieg wie lange wie viel? Und wer entscheidet darüber, wann der Krieg wieder aufhört? Und was, wenn ein oder mehrere EU-Länder nicht mitmachen wollen, Ungarn oder die Slowakei zum Beispiel, und seit neuestem auch Italien? Können sie gezwungen werden? Dass die EU an diesen Fragen zerbrechen könnte, ist ein realistisches Szenario. 

			Dies umso mehr, als das fröhliche Brüsseler Trallala Wir ziehen gegen Russland in den Krieg bestenfalls baltisches Gedankengut ist, für den der Brüsseler Machtapparat derzeit missbraucht wird. Deutsche oder insgesamt westeuropäische Medien scheint dabei auch nicht zu interessieren, was eigentlich der osteuropäische Teil von diesem Brüsseler Gebaren denkt: Längst denken Länder wie Rumänien, das nicht zu einem NATO-Aufmarschgebiet mutieren möchte, Ungarn oder die Slowakei, also die »Európai Közép«, die Länder der europäischen Mitte, über Projekte wie eine Karpaten-Union jenseits der EU nach.28 Die Nichtbeachtung anderer europäischer Öffentlichkeiten ist auch ein Zeichen der intellektuellen Verarmung der deutschen Zeitungslandschaft. 

			Die EU als Staat?

			Jedenfalls sind jenseits des Getöses über die notwendige europäische Militarisierung, wie unisono jetzt vorgetragen, und einer langfristigen, steten Aufrüstung, die die EU spätestens 2029 dazu befähigen soll, einer russischen Bedrohung standzuhalten, diese entscheidenden Fragen im Weißbuch der EU nicht geklärt. Die tabuisierte Frage, die dahintersteht, ist, ob die EU ein Staat werden soll oder kann. 

			Als ich am 1. April 1992 in das Büro des damaligen europapolitischen Sprechers der CDU/ CSU Bundestagsfraktion, Karl Lamers, kam und er mich als seine neue Mitarbeiterin begrüßte, sagte er mir einen Satz, der mir bis heute im Gedächtnis ist: Heute, Frau Guérot, wird der Euro verabschiedet. Und wissen Sie, was das heißt? 

			Nein, antwortete ich. 

			Nun, es heißt, so fuhr Lamers fort, dass die europäischen Staaten die Frage über Krieg und Frieden fortan gemeinsam entscheiden müssen. 

			Warum?, entgegnete ich. 

			Weil Kriege viel Geld kosten, war die Antwort. 

			Die Antwort ist aktueller denn je. Geld und Strategie oder Geld und Krieg gehören zusammen, sie sind die zwei Enden von Souveränität. Der Euro ist bereits eine gemeinsame Währung, aber lange noch nicht für alle EU-Staaten. Und eine wirklich gemeinsame, supranationale Verteidigungsstruktur gibt es nicht. Europa ist strukturell nicht kriegsfähig, zumindest so lange nicht, wie es die Frage der Souveränität, die de facto die Frage einer Staatsgründung ist, nicht beantworten will oder kann.

			Schon jetzt haben Frankreich oder auch Griechenland geltend gemacht, dass sie ihren Anteil für die von Ursula von der Leyen geplanten europäischen Militärausgaben in Höhe von weiteren 500 Milliarden nicht werden aufbringen können. Die Frage der Kriegsausgaben – oder Kriegsschulden – ist die Frage, der sich eine geplante EU-Verteidigungsgemeinschaft nicht wird entziehen können, wenn alle EU-Länder bei dem geplanten Krieg zur Verteidigung vor einem vermeintlich imperialen Russland mitmachen sollen. Zumal es außer Militarisierung kein klares Konzept gibt, wie der ukrainische »Siegfrieden« und die »Sicherheit vor Russland« denn organisiert werden sollen. Oder auch nur ein Konzept zum Umgang mit den russischen »Minderheiten« im Baltikum, jeweils fast die Hälfte der Bevölkerung der baltischen Staaten, denen schon in den letzten Jahren der Gebrauch der russischen Sprache (ähnlich zur Ukraine) untersagt wurde. Sollen sie demnächst, wie in Gaza, hinter eine Mauer?

			In den USA war es die Vergemeinschaftung der Kriegsschulden nach dem Bürgerkrieg 1866, als aus den »The United States are« ein »The United States is« geworden ist, als sich also souveräne amerikanische Einzelstaaten zu den heutigen USA zusammenschlossen: Die Vergemeinschaftung von Schulden, also das, was während der Bankenkrise vor einer Dekade in Europa unbedingt verhindert werden sollte – keine Eurobonds! –, war der amerikanische Moment der Staatengründung. Ähnlich war der Schweizer Rütli ein Schwur der drei Urkantone Uri, Schwyz und Unterwalden auf Einheit und gemeinsames Geld, der schließlich die heutige Schweizer Eidgenossenschaft hervorgebracht hat, wie Friedrich Schiller es im Wilhelm Tell beschreibt. Ist das jetzt die Absicht? Eine schon in der Auflösung befindliche EU durch einen Krieg und eine Schuldenvergemeinschaftung zu einem Staat zu machen? Und wenn ja: Könnten wir es diskutieren? Würde die augenblickliche europäische Kriegstreiberei unter diesem Vorzeichen beleuchtet, es wäre sicher eine andere Debatte! Ich persönlich wünschte mir, wir würden sie führen.

			Von hier könnte auch eine Linie zur oben beschriebenen Politik des State Craftings von Donald Trump gezogen werden, die, wie ausgeführt, zentral die Refinanzierung der amerikanischen Schulden zum Ziel hat. Deutschland hat die einzigen Triple AAA Staatsanleihen in Europa – und sich bisher immer geweigert, Eurobonds zu machen. Die massive Ausgabe deutscher Staatsanleihen, wie jetzt geplant, wäre ein gewichtiger Faktor, der die Refinanzierungsstrategie der USA torpedieren könnte, weil die deutschen Anleihen solider sind als US-Anleihen. Wenn, wie hier spekuliert, die EU hinterrücks eine Vergemeinschaftung von Kriegsschulden, zum Beispiel durch Eurobonds, anstreben sollte, wäre das wahrscheinlich ein sicherer Weg, die Trump’schen Pläne zu Fall zu bringen. Mit Friedrich Merz als Bundeskanzler – Atlantiker, BlackRock-Mitarbeiter und Teil der liberalen atlantischen Elite – dürfte es spannend werden, diese Entwicklung zu beobachten, zumal EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen seine Parteigenossin ist. Vielleicht ist das der Hintergrund für die ganze Kriegstreiberei und den Marsch in die Kriegswirtschaft? Nicht der Krieg selbst, nicht die Absicht, ihn wirklich zu führen, sondern ihn zu benutzen, um eine europäische Counter-Strategie gegen die Trump’schen Pläne von MAGA, State Crafting und Refinanzierung zu haben? Sollten EU-Beamte so weitsichtig sein? 

			Dann würde die Debatte zumindest interessant. Niemand auf dem europäischen Kontinent würde sich unter heutigen Vorzeichen wünschen, dass aus der EU ein Staat wird. Mehrheiten der Bürger sind dafür nicht vorhanden. Die populistischen Parteien stellen knapp ein Drittel der Abgeordneten im Europäischen Parlament und sind dort eigentlich Anti-Systemparteien. Die meisten lehnen die EU in ihren Strukturen de facto ab, sind aber gleichzeitig in ihnen verfangen. Dass die EU sich zu staatlichen Strukturen verfestigt, kann nicht das Ziel der europäischen Populisten sein, zumal die meisten auf der Seite von Donald Trump stehen. Die europäische Vergemeinschaftung von Kriegsschulden zum Zwecke der gemeinsamen Verteidigung dürfte, so gesehen, zum größten politischen Showdown werden, den die EU seit langem gesehen hat. Kurz: Die EU kann ihren Aufrüstungskurs nur um den Preis der Zerstörung ihrer eigenen Strukturen und einer autoritären Schließung weitertreiben, also um den Preis eines unverblümten Hineinregierens in souveräne Staaten hinein. So gesehen ist es ein Wettlauf mit der Zeit: 2029 sind die nächsten Europawahlen, die die populistischen Parteien noch einmal stärker machen dürften, während die »Preparedness Europe« ebenfalls 2029/ 2030 abgeschlossen sein soll. Die Chance, dass dieser Prozess die EU auf die nächsten vier Jahre zerreißt, ist groß. Was aber machen wir dann?

			Ein anderes Europa

			Sicherlich wird kaum jemand der EU hinterhertrauern. Aber ein Europa in Scherben und ohne politische Struktur kann für den Kontinent auch nicht gut sein. Bevor die EU jetzt also möglicherweise geschreddert wird, könnten wir bitte alle noch einmal innehalten? Grenzenloses Reisen, Erasmus-Programme, die erste Liebe in Paris oder Mailand. Ferienhäuser an der Côte d’Azur und Bella Italia, Bekanntschaften über Flensburg und Passau hinaus, italienische Pasta und belgisches Bier im Einkaufswagen. Neugierde und Städtereisen von Wien über Prag, Budapest, Barcelona und Amsterdam bis London. Der Muff des deutschen Michels durch die EU etwas gelüftet. Öffnung. Weite. Europa. Etwas Dolce Vita in der bierernsten Bundesrepublik.

			Es ist vorbei. Das Europa, das wir kennen, stirbt. Die europäische Integration namens EU, jahrzehntelang politisch gehegt von Adenauer bis Helmut Kohl, von Willy Brandt bis Helmut Schmidt, ist bis auf Weiteres kaputt. Die Frage ist, was kommen soll und anscheinend hat niemand eine plausible Idee. 

			Selig diejenigen, die gegen Kriegsende geboren wurden: Sie hatten die wohl einzig friedfertigen achtzig Jahre am Stück auf dem europäischen Kontinent. Sie konnten in Ruhe ihre Leben leben, ihre Kinder erziehen, ihre Häuser bauen, die sie unzerstört an ihre Erben weitergeben konnten. Sie konnten ihr Leben auf ihr Privatleben ausrichten, das durch das Wirtschaftswunder in den 1960er Jahren, les trentes glorieuses, für die Nachkriegsgeneration immer reicher und praller wurde, Zweit- und Dritt-Auto oder mehrere Häuser waren keine Seltenheit. Die europäische Einigung hat dies möglich gemacht! Offene Grenzen, Austausch, der Binnenmarkt, dann der Euro, vor allem aber der Friede! Ein Friede, der nicht mit immer mehr Waffen und Verteidigungsausgaben gesichert wurde, sondern zum Beispiel durch die deutsch-französischen Beziehungen und umsichtige deutsche Staatschefs, die wussten, dass Deutschland – in der Mitte Europas – immer alle anderen Länder und Nachbarn in Europa mitdenken muss. Deutschland immer im Tandem mit Frankreich und als Anwalt der kleinen Länder. Das war das Mantra von Helmut Kohl, der sich nie über Slowenien oder Luxemburg hinweggesetzt und der nicht über Orban gelästert hätte, Orban, sein Busenfreund, Ungarn, das europäische Musterland, das im August 1989 den Eisernen Vorgang bei einem »Frühstück im Grünen« durchtrennt hat. Bei allem, was die Geistlosigkeit der Zeit auszeichnet, ist das Vergessen der eigenen Geschichte das Allerschlimmste, jetzt wo die Zeiten gewendet werden in den Krieg hinein.

			Wer will den Krieg?

			Die eigentliche Frage ist, warum Europa nicht in der Lage ist, das Naheliegende zu denken: Frieden mit Russland, Aufhebung der Sanktionen, Wiederaufbau der Pipeline North Stream. Diplomatie, eine konföderierte Struktur für Europa mit Russland in einer europäischen Sicherheitsarchitektur mit der OSZE als zentralem institutionellen Anker, wirtschaftliche Kooperation mit Russland statt Kriegswirtschaft, ein europäisch-russisches Jugendwerk,  damit die nächste Generation Europäer die Russen kennenlernt, so wie das deutsch-französische Jugendwerk, das die deutsch-französische Erbfeindschaft überwunden hat. Russisch müsste an europäische Schulen in der gleichen Dichte wie Englisch unterrichtet werden, und am besten Chinesisch oder Persisch dazu, wenn Europa sich auf eine multipolare Welt vorbereiten will. Ferner ein Europa, das die Hochschulkooperation und die Städtepartnerschaften mit Russland intensiviert. Europa als westliches Ende der Seidenstraße, eine politische Einheit in einer multipolaren Welt, ein postatlantisches Europa, das in alle Richtungen der Welt seine Arme ausstreckt und neutral ist. Europa zusammen mit Russland als Zweite Welt, wie der britisch-pakistanische Autor Parag Khanna schon vor Jahren in seinem gleichnamigen Buch schrieb. Die Zweite Welt, Eurasien, ist tipping point, king maker, pivotal, also ausschlagend dafür, wohin die Neuordnung der Welt geht. Deswegen sind Europa und seine Entscheidung so wichtig, deswegen schaut ein Teil der Welt derzeit mit bangen Augen auf Europa.

			Ein Europa, das aus der Linie der ersten Karte hinausstrebt, die Linie in den Atlantik verlagert und Fusionsabsichten zu USAEU eine Absage erteilt. Ein Europa, das sich bemüht, wirtschaftlich, politisch und geostrategisch Souveränität zu erlangen. Kaum jemand redet darüber. Die Zeitenwende ist im europäischen Diskus fixiert auf die USA und Militarisierung. Der Diskurs bleibt irgendwo zwischen Abgrenzung und Abhängigkeit von den USA stecken. Niemand redet darüber, wie wir zu jener Karte von Europa von 1534 zurückfinden, also zu uns selbst.

			Dabei dürfte ein Großteil der europäischen Staaten für so ein Nachdenken zu gewinnen sein, wenn nur Frankreich und Deutschland hier an einem Strang zögen. Noch 2017, bei seinem Amtsantritt, hatte Emmanuel Macron das angeboten. Die NATO sei hirntot, äußerte er und forderte in sechs prominenten Reden von der Sorbonne bis zur Akropolis ein souveränes Europa. Aber Deutschland hat die damals ausgestreckte französische Hand für ein souveränes Europa nicht ergriffen, zu teuer, und winkte ab. Auch ein verpasster Moment. Könnte er wiederbelebt werden? Polen, der aktuelle Chou Chou oder Liebling der USA, würde bei diesem Nachdenken wohl ausscheren, vielleicht noch die Tschechen. Die Südschiene Europas von Griechenland über Italien und Spanien bis Portugal aber will einen Krieg mit Russland definitiv nicht. Die Schweden und Finnen, die eh schon bereuen, der NATO beigetreten zu sein, könnten wieder aufatmen. Rumänien hat keine Lust, NATO-Aufmarschgebiet zu werden. Auch Bulgarien hüstelt. Ungarn und die Slowakei sind eh draußen bei einem Krieg mit Russland. Malta, Dänemark oder Luxemburg und die Niederlande sind eher still. Man hat nicht den Eindruck, dass sie sich einen Krieg herbeiwünschen. Wer eigentlich, außer den Balten, speziell die Esten, will diesen Krieg? Wie sind die Mehrheitsverhältnisse in der EU? Warum kann die latente Mehrheit der EU-Staaten gegen den Krieg institutionell nicht gehoben werden?

			Vom Spielen und vom Krieg

			Jenseits von Mehrheitsverhältnissen scheint die EU nicht einmal in der Lage, ihre hochgradig ideologisierten Kriegsinteressen mit Blick auf ihre Kapazitäten wirklich vernünftig analysieren zu können. Das ist ein Zeichen von ausgeprägter kognitiver Dissonanz. Dass sich so viele EU-Staaten über so lange Zeit in einer hypnotischen Angststörung gegen Russland halten können und dafür Milliarden und Abermilliarden mobilisieren, hat schon etwas Befremdliches. In dem Moment, wo die eigentlichen Ursprünge, Motive, Akteure und Interessen des Konfliktes längst benannt und erkannt sind, verselbständigt sich ein militärisch-industrieller Komplex und will um den Preis eines Krieges auf seine Kosten kommen. Alle Elemente der Selbstkorrektion sind ausgeschaltet, wie elektrische Sicherungen, die herausgesprungen sind. Nur ein Kontinent, der von sich, seiner Geschichte, seiner Philosophie und – schlimmer – seinen eigenen Fähigkeiten und Interessen völlig entkoppelt ist, kann so handeln und mit Krieg spielen, wo die Option auf Frieden so greifbar vor der Tür liegt: »Die Russen kommen«: Wie primitiv soll es eigentlich noch werden? Es klingt schaler als abgestandene Coca-Cola.

			Europa scheint in einer Übersprunghandlung verfangen zu sein, die nur noch psychoanalytisch zu erklären ist. Europa sollte auf die Couch, nicht in den Krieg! Die europäische Neurose ist echt, aber von der politischen Realität entkoppelt, und zwar doppelt: Die Gefahr ist nicht da und Europa kann nicht Krieg. Es fühlt sich irgendwie so an, als wollten Halbstarke im Sandkasten ihre Warhammer Armeen austesten, Orks inklusive. Vielleicht ist das die Folge der vielen digitalen Kriegsspiele, die männliche Jugendliche im Überfluss auf der Konsole spielen, von Drohnen und ähnlichem Gerät, so dass der Eindruck entsteht, Krieg sei nur noch ein Mausklick, habe mit Kampf im Schützengraben nichts mehr zu tun. Ein Start-up-Unternehmen entwickelt jetzt digitalisierte Kakerlaken, die einen winzigen Rucksack tragen und im Kriegsgebiet tote und verletzte Soldaten aufspüren sollen. Krieg ja, aber keiner soll richtig hinmüssen? Die Kakerlaken werden vorgeschickt! Financiers gibt es offenbar genug. Man kann sich nur noch an den Kopf fassen angesichts der Faszination Krieg. Les hommes devienent foux à nouveau, il va falloir faire la guerre – Die Männer werden verrückt, wir müssen wieder Krieg machen, sang eine belgische Singer-Songwriterin vor Jahren schon.

			Wie mit einem Schaumschläger werden derzeit Konzepte entworfen, um Europa sicher vor einem Atomkrieg zu machen, werden unterirdische Hospitäler geplant, zum Beispiel in Köln oder Ramstein. Französische und britische Atomraketen sollen Europa schützen, beide kommen zusammen etwa auf ein Sechstel der russischen Atomraketen. In einigen Städten gibt es Pläne, aus Parkhäusern Bunker zu machen. Lidl wirbt bereits mit atomarer Sicherheitsausrüstung für den atomaren Ernstfall. Sirenen werden auf Mobiltelefonen getestet, die Bundesbahn quillt am Wochenende über von Soldaten, sehr viele Frauen, wie schon im zweiten Kapitel erwähnt. An Bushaltestellen wirbt die Bundeswehr, Soldaten besuchen Schulen, über die Wehrpflicht von Frauen wird diskutiert. 

			In der Realität hat Europa kaum Soldaten. Trotz massiver Werbung gelingt die Mobilisierung nicht. Die migrantischen Jugendlichen in Deutschland oder auch Frankreich dürften für den Wehrdienst kaum zu gewinnen sein, die queere Jugend auch nicht, und die AfD-Anhänger, die den Krieg in großer Zahl nicht wollen, ebenfalls nicht. Andere Männer aber gibt es kaum in Deutschland, wie anderswo in Europa. Dass die europäischen populistischen Parteien unter ihren Anhängern die Kriegstrommel rühren, steht nicht zu erwarten. Die Kinder des liberalen europäischen Establishments studieren in London oder den USA. Mit wem soll der Krieg geführt werden? Ganz abgesehen von den schon erwähnten fehlenden Strukturen einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft hat kein EU-Land eine kriegstüchtige, kriegsfähige oder kriegswillige Gesellschaft. Und da die Propaganda über den Krieg in der Ukraine mit jedem Tag, an dem ich an diesen Text schreibe, immer mehr entlarvt wird, dürfte sich daran auch nichts ändern. Zeitungstitel wie Der letzte Sommer vor dem Krieg erscheinen wie Ausrufe von Aliens, die an sonnigen Tagen im Kinderlärm auf dem Spielplatz und beim Eisessen untergehen. Krieg? 

			Eine in alle Richtungen gespaltene Gesellschaft zu einem nationalen, militärischen Schulterschluss zu bewegen, scheint nicht nur in Deutschland oder in Frankreich, sondern in ganz Europa ein Ding der Unmöglichkeit. Eine Mobilisierung à la Erster Weltkrieg für Einheit, Friede und Vaterland mutet aus der Zeit gefallen an: In Paris trauen sich Polizisten nicht einmal in die Vororte, wie will man dort Soldaten rekrutieren? Wo soll zwischen queer und migrantisch das nationale Ethos herkommen, wie sollen beide Gruppen gemeinsam im Schützengraben liegen und das auch noch in siebzehn europäischen Sprachen durcheinander? Hat jemand mal darüber nachgedacht, was es für Europa hieße, den Krieg nach Russland zu tragen? 

			Mit Blick auf die europäische Rüstungsindustrie sieht es nicht besser aus. In ganz Europa gibt es keine Stahlkocher und Hochöfen mehr, die spezielle Rüstungsgüter herstellen können. Die französischen Eisenhütten sind abgebaut, ebenso wie die in Belgien oder im Ruhrgebiet. Als die Franzosen ihren letzten Flugzeugträger Charles de Gaulle bauten, gab es in ganz Frankreich keine einzige Hütte, die die überdimensional große Schiffsschraube hätte anfertigen können. Sie wurde dann in Italien produziert, ist aber bei der ersten Ausfahrt gebrochen, und der Flugzeugträger müsste an Land zurückgerudert werden. Es gibt französische Ingenieure, die beim Diner erzählen, dass Frankreich keine Mathematik mehr hätte, die eine Grundlage für hochwertige Rüstungsproduktion sein könne. Und keine Ingenieure, die hochmodernes, militärisches Gerät bauen können. Die französische Schwerindustrie, die früher immerhin noch die Concorde, den TGV oder auch Atomkraftwerke bauen konnte, liegt seit den 1980er Jahren danieder. In Deutschland mag es etwas besser aussehen, Rheinmetall wird deswegen ja gerade gepäppelt. Aber als man im französischen Flamanville den ersten kleinen Atomreaktor bauen wollte, scheiterte es an speziellem Zement, und der Bau wurde ebenso verzögert wie der Bahnhof in Stuttgart oder der Flughafen in Berlin. Mit welchen Jugendlichen, mit welchen Soldaten, mit welcher Gesellschaft, mit welchen Ingenieuren, mit welcher Industrie und mit welchen Ressourcen also träumt sich Europa derzeit in den Krieg? Besser wäre zu sagen, wir haben es verlernt. Wir haben siebzig Jahre lang erzählt, Europa, das ist nie wieder Krieg. Dann machen wir eben auch keinen mehr. Gut so!

			Der europäische Wiederholungszwang

			Die Ignoranz der europäischen Selbstschädigung durch diesen Krieg deutet fast auf einen Zwang zur Wiederholung hin: Psychologen vermuten transgenerationelle Traumata. Fast jeder auf dem europäischen Kontinent hat eine Kriegserzählung in der eigenen Familie. Bei vielen sogenannten Kriegskindern und Kriegsenkeln treten heute wieder die Schicksale der Großeltern und Eltern hervor. In einem großartigen Epos von 2016, Nous, l’Europe, un Banquet des Peuples, für das der Franzose Laurent Gaudet einen französischen Literaturpreis bekommen hat, steht der Vers, Ce que nous partageons en Europe, c’est ce que nous étions tous bourreaux et victimes – Was uns in Europa eint, ist, dass wir alle zugleich Schlächter und Opfer waren. Darum hat niemand in Europa, auch nicht die Balten oder Esten, das Recht, das Trauma seines Landes – in diesem Fall die Behandlung der Esten durch Stalin-Russland – für die gesamte EU zu verabsolutieren. Die europäische Aufgabe wäre es, aus diesem Zwang oder Fluch der Wiederholung auszubrechen. Die derzeitige Mobilmachung gegen Russland ist in Europa wahrscheinlich nicht politisch, sondern nur tiefenpsychologisch oder geistig-spirituell nachzuvollziehen. Aus dem Epos von Laurent Gaudet hat der französische Theaterregisseur Roland Gaudet ein wunderbares Theaterstück gemacht,29 mit einem europäischen Ensemble, rund 40 Schauspieler aus allen europäischen Ländern. Das Stück, das die europäischen Kriege und Europas Geschichte seit 1848 reflektiert, würde sich wunderbar zur europäischen Trauma-Therapie eignen: Es in jede europäische Stadt zu bringen, mit einem Kulturbudget, das im Gegensatz zu den derzeitigen Rüstungsausgaben geradezu lächerlich anmuten würde, wäre eine konkrete Idee, diesen psychischen oder traumatischen Konflikt anders aufzulösen als mit Waffen! Das Stück ist ein perfekter Anlass, um als Zuschauer und europäischer Bürger ins Gespräch zu kommen: Was wollen wir politisch gemeinsam auf diesem Kontinent? Was wollen wir nach der EU machen, die wir zusammen mit dem Krieg ziehen lassen, in den sie uns führen will? Die europäische Utopie muss jetzt entworfen werden, nicht die Dystopie eines Krieges. Die Italiener, ich schrieb es schon, hatten das hier erwähnte Manifest von Ventotene in der Hand, als sie im März 2025 gegen den Krieg auf der Straße waren: Die Gründungstexte der europäischen Bürger nach dem Zweiten Weltkrieg sind aktueller denn je, außer dass wir keines Krieges bedürfen, um sie noch einmal zu lesen und ein neues, anderes Europa jenseits der EU zu erdenken und zu bauen.

			Europa als große Schweiz

			Würde Europa dies hinbekommen und über seinen Schatten springen, hätte es seine Lektion des letzten Jahrhunderts gelernt und wäre reich beschenkt: Europa ist nie wieder Krieg hätte weiterhin Bestand, auch wenn es eine große Delle bekommen hat. Die Missbrauchsbeziehung mit den USA wird beendet, ebenso wie der Fluch der Wiederholung. Europa findet zu sich und seiner organischen Struktur entsprechend der alten Karte zurück. Die Amerikaner verlassen dankenswerterweise von alleine den Kontinent. Interessant, dass gerade vermehrt Bücher mit dem Titel Ami go home auf den Büchermarkt kommen, das letzte im Frühjahr 2025 von Stefan Baron. Der Titel ist nicht neu, Oskar Lafontaine hat auch schon eins geschrieben. Gerade in Spanien oder in Frankreich gibt es immer noch eine residuale, kulturelle, aber auch politische Ablehnung der USA, die eigentlich intellektuell erfrischend ist, zumindest ganz unaggressiv. Bücher, die nur sagen, wir in Europa sind halt irgendwie anders … Vielleicht könnte dieses europäische Gefühl der Nukleus für ein Neudenken Europas und seine Emanzipation werden?

			Dieses Neudenken müsste drei Elemente haben: 

			Als Erstes die Neutralität Europas. Europa verlässt die Umzingelung der ersten Karte und die NATO. Die Welt wird neu geordnet und Europa sucht sich eine eigenständige Rolle in der multipolaren Welt, die darin besteht, postkoloniale, postimperiale und neutrale Konzepte der politischen Gestaltung in Europa zu erdenken. Die ersten Bürgerinitiativen für ein neutrales Deutschland und perspektivisch ein neutrales Europa sind gerade gegründet worden.30 Ein neutrales Europa öffnet sich der Welt, anstatt sich gegenüber dem Osten durch Stacheldraht und gegenüber dem Süden durch FRONTEX abzusichern: Hinter Mauern und Stacheldraht lebt es sich nicht gut!

			Zweitens, Europa wird als große Schweiz gedacht: föderal, subsidiär, regional, kulturell facettenreich, sozial und friedlich. Die Ukraine ist doch der beste Beweis dafür, dass Europa regional und föderal gedacht werden muss, in der Ukraine wie überall in Europa, weil das einfach die europäische Struktur ist. Die Ukraine besteht im Wesentlich aus drei Teilen: der Westukraine, die früher zu Habsburg gehörte, der Krim und den russischsprachigen Gebieten. Die drei Teile in eine national geeinte Ukraine pressen zu wollen, war die Ursünde. Es erinnert an Westeuropa im letzten Jahrhundert, als man sich dort über wahlweise das Elsass oder Schlesien gestritten hat, bevor eine föderale Struktur Europas den Konflikt zwischen den Nationalstaaten aufgelöst hat. Mir leuchtet nicht ein, warum dieses europäische Erfolgsrezept nicht auch im Osten zur Anwendung kommen kann.

			Und schließlich nutzt Europa die Vielfältigkeit seiner Herkünfte, Sprachen und Kulturen – jenes E Pluribus Unum –, um der Übersetzer in der multipolaren Welt zu sein, so wie Umberto Eco einst sagte: Europa ist Übersetzung! Europa ist ferner Diplomatie, Toleranz, Verständigung, Aussöhnung. Vielleicht sogar, im christlichen Sinn, Selbstlosigkeit. Die Narretei, aus Europa eine Art militärisches Bollwerk gegen praktisch den gesamten Rest der Welt zu machen und sich dabei auch noch einzubilden, Freiheit oder Werte zu verteidigen, wird eingestellt. Am besten würde sich Europa bei all jenen in der Welt, die das erbärmliche Spektakel der letzten Jahre mitverfolgt haben, von Südafrika über Indien bis Mexiko, entschuldigen. 

			Ferner sollten wir in Europa, vor allem in Zeiten einer autoritären Schließung der EU, damit aufhören, andere Staaten grundsätzlich als Diktatur oder Regime zu bezeichnen und nur uns selber als Demokratien, wobei wir inzwischen bestenfalls Demokraturen sind. Demokratien, allen voran die USA, haben seit Ende des Zweiten Weltkriegs die meisten Kriege in der Welt geführt, weil sie die Ressourcen anderer Länder brauchten, um die meist übersteigerten Bedürfnisse ihrer upper class Konsumgesellschaft zu befriedigen, während die amerikanischen Einkommen des unteren Fünftels seit rund vierzig Jahren stagnieren. Die Chinesen haben in den letzten dreißig Jahren rund 800 Millionen ihrer Bevölkerung out of poverty, aus der Armut, gehoben, während die Armut in den USA stetig und dramatisch ansteigt. Ist es da angemessen, China als Diktatur zu bezeichnen?

			Nirgends zeigt sich besser als in den USA selbst, wie sehr die liberale Demokratie gescheitert ist, wenn das Wohlergehen des Volkes die Richtschnur für politisches Handeln wäre. Unsere Konzepte von Freiheit und liberaler Demokratie bedürfen der dringenden Generalüberholung, wozu uns übrigens auch die albanische Autorin Lea Ypi mit ihrem Bestseller-Buch Frei einlädt, in dem sie ihre glückliche Kindheit im sozialistischen Albanien Enver Hoxhas beschreibt, bevor nach 1989/1991, als sie gerade 14 Jahre alt war, dann der liberale Westen mit seinen kapitalistischen Horden aus NGOs, Immobilienhaien und Kapitalbesitzern wie ein Heuschreckenschwarm in Albanien einfiel, Hafenarbeiter zuhauf entließ, Dörfer zerstörte, soziale Strukturen sprengte und die übliche kapitalistische Plastik-Einöde aus 1,- Euro Shops, billigen Wettkneipen oder Prostitution schuf, während die liberale upper class Albaniens sich nach Italien oder London verlegte. Glücklicher, so Lea Ypi, waren die Menschen, die zurückblieben, danach eher nicht, und wer es nicht schaffte, war selber schuld.

			Die Neubestimmung der transatlantischen Beziehungen

			Dringend zu überdenken bzw. in der historischen Forschung neu aufzuarbeiten ist das deutsche bzw. das europäische Verhältnis zu den USA seit 1945. Die schöne Erzählung eines langen Weges in den Westen von Hermann August Winkler entpuppt sich als Schönschreibung. Die meisten Staaten in Europa – am ehesten noch Deutschland – haben diesen Weg nicht freiwillig genommen. Eher wurden sie immer genau dann atlantisch eingehegt, wenn sie einen anderen Weg gehen wollten, siehe die schon beschriebene Szene über den Elysée-Vertag von 1963. Das gilt für Deutschland mit Blick auf die Stalin-Note von 1952 und das Angebot einer Neutralität oder die Diskussion um die deutsche Wiederbewaffnung und den NATO-Beitritt 1955. In Frankreich gilt es von Pierre Mendès-France, der 1954 eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft anstrebte, über General Charles de Gaulle bis hin zu François Mitterrand.

			Mitterand, französischer Sozialist, der 1983 mit den Stimmen der französischen Kommunisten an die Macht gekommen ist, war de facto in den 1970er Jahren all das, was die sogenannten Populisten zu Beginn waren: antikapitalistisch, anti-NATO und anti-imperiales Amerika, bevor er sich in den 1980er Jahren neben Margret Thatcher, Ronald Reagan und Helmut Kohl entscheiden musste zwischen Sozialismus und liberalem EU-Europa. Er wählte Letzteres und versetzte damit dem französischen Sozialismus den Todesstoß. Die liberale EU hat den Sozialismus und damit den Traum einer gerechten und friedfertigen Gesellschaft auf dem Gewissen, in Frankreich ebenso wie in Spanien oder Italien, der in den letzten dreißig Jahren in ganz Europa in den europäischen Populismus gekippt ist. Der europäische Populismus wiederum wird heute, quasi als letztes Aufgebot des Liberalismus, geködert und es wird versucht, ihn für den Krieg zu instrumentalisieren.

			Ich behaupte, lange wird der liberale Zweifrontenkrieg gegen Sozialismus und Populismus nicht mehr gut gehen, jedenfalls nicht in Europa. Einen nächsten Krieg mit einhergehender Pauperisierung weiter Teile der Bevölkerung dürfte der Liberalismus nicht überstehen. Allein deswegen sollte er einen Krieg im besten Eigeninteresse tunlichst vermeiden. Das witzigste Buch über die liberale Gesellschaft, demaskierend bis zum Anschlag, stammt übrigens, wie sollte es anders sein, aus französischer Feder: Das Reich des kleineren Übels, von Jean-Claude Michéa. Alle liberalen Legitimierungsdiskurse – soziale Marktwirtschaft, Leistung lohnt sich, schaffe, schaffe, Häusle baue, Aufstieg durch Bildung – sind inzwischen als falsch enttarnt. Man kann das mit Tonnen von Zahlen unterfüttern und jeder, der einmal auf dem Arbeitsamt (»Job-Center«) war, weiß es aus Erfahrung. Niemand steigt mehr auf in diesem Land durch Arbeit oder Bildung und so langsam spricht es sich herum. Das Code-Wort dafür, dass jeder es schaffen kann und das System oder die Verhältnisse nie schuld sind, heißt Resilienz. Die Verlagerung der Probleme eines defizitären Staates auf die Individuen ist perfekt gelungen. Der bürgerliche Block, le bloc bourgeois, von dem in Teil III die Rede war, ist fest eingemauert in seinen Gated Communities der reichen Stadtviertel von Hamburg oder München und in seinen gezüchteten Diskursen über gender & diversity, genauso wie sich das liberale politische System hinter der Brandmauer verschanzt hat und Russland hinter Stacheldraht soll. Alles, was die eigene Komfortzone stören könnte, muss hinter Mauern versteckt werden. Liberale brauchen viele Mauern!

			Man möchte heute mehr denn je Gilles Deleuze und Félix Guattari zitieren, den Anti-Ödipus (S. 39) von 1977 – Guattari hat übrigens Mitterand beraten: »Das Erstaunliche liegt nicht darin, dass Leute stehlen, andere streiken, vielmehr darin, dass die Hungernden nicht immer stehlen und die Ausgebeuteten nicht immer streiken.« Wenn Follow the Science nicht nur für Virologen, sondern zum Beispiel auch für Soziologen gälte, gäbe es viele Zahlen und Studien, die Armut und Aggression einer Gesellschaft korrelieren: Je ungleicher die Gesellschaft, desto größer die Gewalt. Vieles an Alarmanlagen, Konfliktprävention, Sabotage im öffentlichen Raum könnten wir uns ersparen durch Jugendheime (gibt es nicht mehr), öffentliche Bäder (marode), Kulturangebote (werden gerade überall gekürzt!), Theater (werden zusammengespart) und überhaupt eine sozial gerechtere Gesellschaft. Der größte Erfolg des Liberalismus ist, dass wir aufgehört haben, das überhaupt noch zu thematisieren und wenn wir es tun, ist es Sozialneid statt Chancengerechtigkeit, wie in den 1970er Jahren. Außer vielleicht in ein paar Filmen, die in den Kulturkinos laufen, wie Joker von 2019,31 in dem in einer legendären Szene in einem Flugzeug auf einmal alle Passagiere eine Zeitung hochhalten mit der Titelüberschrift: Kill the Rich. 

			In Schule der Rebellen. Wie ein verwegener Kreis Anthropologen Race, Sex and Gender erfand kann man wiederum, amüsant geschrieben, nachlesen, wie die gesellschaftlichen Differenz-Diskurse auf Gender und Diversity verlagert wurden: Benachteiligt waren fortan nur noch Frauen, Homosexuelle, Transgender oder Farbige. Class gab es auf einmal nicht mehr. Aha! Es wäre schön, wir fänden zu einer Gesellschaft zurück, in der Menschen einzig und allein danach beurteilt werden, ob sie anständig, fleißig und ehrlich sind, und nicht nach Herkunft und Identität.

			Allein darüber könnte man Bibliotheken füllen. Hier soll nur der Punkt gemacht werden, der für diesen Essay von Interesse ist: Für Europa und seine Gesellschaften dürfte die Verdrängung der sozialen Frage nicht auf Dauer funktionieren, ganz einfach, weil Europa eine andere soziale und wirtschaftliche Tradition hat als die USA, nämlich eine von Klöstern und Bettelorden ebenso wie eine von Revolte, Revolution, Anarchismus und Arbeiterbewegung. Europa ist nicht Hollywood, Starbucks und Rockefeller, sondern Claude Chabrol, Segafredo und Franz von Assisi. Genau darum ist das Nachdenken darüber, ob wir aus der USAEU-Linie rauswollen, so wichtig! Denn die Europa ist erschöpft von der kulturellen, politischen und ökonomischen Gängelung durch die USA. Die Ukraine was just too much …

			Europa in der multipolaren Welt

			Das transatlantische Verhältnis kann mit Blick auf Europa am Ende eines historischen Zyklus, den wir jetzt einmal von 1945 bis 2025 ansetzen, und der sich mit dieser Zeitenwende schließt, am besten als Schutzmachtverhältnis bezeichnet werden, versüßt mit dem Marshall-Plan, Pril, Levis & Coca Cola. Es war keine partnerschaftliche Allianz, sondern amerikanische Führung mit eiserner Hand, die allerdings selten so krude aufflackerte wie bei Angela Merkels »Abhören unter Freunden, das geht gar nicht« von 2015. Praktisch alle Geschichts- und Schulbücher in Europa müssten in dieser Hinsicht neugeschrieben werden, damit Europa seine Missbrauchs-Beziehung mit den USA verarbeiten und sich seines Stockholm-Syndroms entledigen kann, um in der zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts in die multipolare Welt aufzubrechen. 

			Wenn ein anderes Europa werden soll, bedarf es einer rigorosen Aufarbeitung und Publikmachung der amerikanischen Interferenzen in die europäische Politikgestaltung, von den 1950er Jahren über die friedliche Revolution 1989, die Bankenkrise 2007, den Maidan 2014 bis hin zum heutigen Krieg in der Ukraine. Und ebenso eine Neubewertung der dominanten deutschen Rolle in Europa, vor allem in der Bankenkrise, die der Anfang vom Ende der EU war. Alle Verträge des heutigen EU-Europas gehören auf den Tisch und überprüft. Darum geht es sowieso beim aktuellen Kriegsgeschehen: der Zwei-plus-vier-Vertrag regelt, dass die Bundesrepublik Deutschland Russland nicht militärisch angreifen darf, was durch die Taurus-Entscheidung berührt wird. Über die Neubewertung der Wiedervereinigung und den verpassten Moment für die Anwendung von Art. 146 Grundgesetz habe ich schon geschrieben. Viele ehemalige DDR-Bürger fühlen sich zudem um ihre Geschichte betrogen: In aktuellen Schulbüchern taucht die 40-jährige DDR-Geschichte kaum auf. Dass der europäische Osten über eine »Karpaten-Union« nachdenkt, wurde ebenfalls bereits erwähnt. In Österreich wiederum gibt es einige Zirkel, in denen man über die (Wieder-)Vereinigung von Österreich und Ungarn nachdenkt, wie es unter den Habsburgern schon einmal war. In Frankreich diskutiert man seit Jahren über eine VI. Republik. Die Schotten und die Katalanen wollen raus aus dem Vereinigten Königreich respektive Spanien, die belgischen Flamen denken über einen Zusammenschluss mit den Niederlanden nach, Tirol oder Korsika wollen autonom werden: in ganz Europa, so hat man den Eindruck, sind unsichtbare historische Strömungen am Werk – Ferdinand Braudel nennt das l’histoire du longue durée –, die die Strukturen des heutigen EU-Europa inklusive seiner Grenzen unterspülen und damit potentiell seine Fundamente zum Einsturz bringen. Der Krieg in der Ukraine ist dafür nur der Auslöser. Nichts braucht EU-Europa darum dringender als eine Diskussion über seine politische Verfasstheit, anders formuliert: die Wiederaufnahme seiner Verfassungsdebatte von 2003: Die EU ist gescheitert, es lebe Europa!

			 Eine Generation dürfte das dauern, aber bis ca. 2049, genau einhundert Jahre nach der letzten Neuordnung der Welt, könnten wir es geschafft haben, wenn wir uns jetzt eingestehen, dass Europa sich auf dem Weg in den Westen und mit dem institutionellen Aufbau der EU verlaufen hat. Dass der Deutschlandfunk seine neue Podcast-Serie zur Zeitenwende ausgerechnet Der neue Westen nennt, zeigt indes, dass er noch nicht aus dem Wiederholungszwang herausgetreten ist. 

			Ich bin überzeugt, dass weder Russland noch China noch Indien die Absicht haben, Europa militärisch anzugreifen, ganz abgesehen davon, dass alle diese Staaten Europa in vielerlei Hinsicht in ihren gesellschaftlichen und ökonomischen Dynamiken voraus sind: Bangalore ist attraktiver als Berlin. In Wuhan fahren fahrerlose Taxis. Mit Blick auf KI und Robotics ist Europa im Vergleich zu beiden Ländern hinterwäldlerisch. Europa verkennt die Überalterung seiner Demographie und seiner politischen Systeme. Aber es hat eine reiche Kultur zu bieten und viele Erfahrungen mit Blick auf ein Gleichgewicht der Staatenwelt, das es über Jahrhunderte, teilweise leidvoll, erprobt hat. Ich bin davon überzeugt, dass Russland, China und Indien oder auch Persien (Iran) ein großes Interesse daran hätten, die sozialen, kulturellen, geistigen, künstlerischen und wirtschaftlichen Ressourcen Europas für die Ausgestaltung eines künftigen Weltsystems jenseits der Vereinten Nationen zu nutzen, die ebenfalls schon seit langem an ihre institutionellen Grenzen gekommen sind. 

			Auch der UN-Sicherheitsrat repräsentiert, wie der Westen, das 20., nicht das 21. Jahrhundert. Die wichtigste Frage bei seiner Neugestaltung ist, jenseits des Geschacheres um Ländergrenzen, ein transkontinentaler, philosophischer Dialog über die Rettung der Menschheit vor einem absurden Transhumanismus und die institutionelle Verortung eines globalen Systems, das zumindest von der Anlage her die Fähigkeit haben müsste, jene Frage neu zur Beratung auf den internationalen Tisch zu legen, die Hannah Arendt in ihrem Buch Die Freiheit, frei zu sein als normative Verpflichtung für das 21. Jahrhundert formuliert hat: nämlich eine Welt zu schaffen, in der alle Menschen perspektivisch frei von Not und frei von Zwang sind (S. 26). Sie sind es natürlich nicht. Sie dazu zu machen, ist steter Auftrag jeder Politik, schreibt Arendt. Wir sind trotz all unseres angehäuften Wissens immer noch weit davon entfernt, diesem Satz in globaler Dimension eine politische Realität zu geben! Es ist ein europäischer Satz. Europa hätte die Aufgabe, diesen Satz durch das 21. Jahrhundert zu tragen, denn es ist die Oligarchisierung der Welt, ausgehend von den USA, die diesen Satz gerade schleift. Man könnte auch formulieren: es geht darum, die Republik zu retten! 

			Dass die Länder innerhalb des Kringels der ersten Karte die sogenannte »Regelbasierte Ordnung« (»rule based order«), die eigentlich eine Abkehr vom Völkerrecht und der UN-Charta, eine Art »Recht des Stärkeren« ist – gemeint ist natürlich der Westen – gegen den Rest der Welt inklusive aller BRICS-Staaten durchsetzen wollen, ist eine geradezu abenteuerliche Idee. Zu denken wäre im Gegenteil eine Welt ohne globalen Hegemon und ohne amerikanische Welt-Polizei, wozu Donald Trump dankenswerterweise bereit scheint, außer vielleicht noch die US-Kontrolle im Nahen Osten und ein besonderes Auge auf den Iran.

			Die letzte, kapitalistische Globalisierung ist gescheitert: Nirgends kann man das besser ablesen als an dem Feuerwerk von Zöllen, das Donald Trump entzündet hat, mit dem er rund vierzig Jahre Freihandel, GATT- und WTO-Vereinbarungen gleichsam abgefackelt hat. Auch hier gilt mit Blick auf die Liberalen: Freihandel ist gut, aber die Verteilung der Gewinne muss stimmen. 

			Trotzdem ist die Welt, unter anderem auch durch Corona, vernetzter als zuvor. Corona hat nicht nur das Emporkommen der BRICS-Staaten befördert, weil sich vor allem Chinesen und Russen, aber auch Südafrikaner nicht von den inzwischen umfangreich dokumentierten Machenschaften eines Anthony Fauci, dem amerikanischen Drosten, und seiner Gain of Function-Forschung in chinesischen Laboren mit dem Pentagon im Rücken herumkommandieren lassen wollten.32 Es war auch die weltweit erste gemeinsame Erfahrung für 8 Milliarden Menschen und als solche ist sie von unschätzbarem Wert und zu nutzen: als Auftrag zur Rettung des Humanismus gegen einen enthumanisierenden Transhumanismus; als Verweigerung der Mensch-Maschine und einer global gesteuerten Tech-Kontrolle durch KI, Barcodes und digitale Überwachungsmethoden im Metaverse, die wir im analogen Universum nicht zulassen würden. Nirgends zeigt sich der in Teil II diskutierte Topos von Oberfläche vs. Inhalt im Übrigen so sehr wie im kosmetischen Nebengleis des Transhumanismus, also in den Debatten und Produkten von Longegvity oder Anti-aging, weil offenbar auch vergessen ist, dass es in der philosophischen Tradition Europas immer um ein erfülltes, nicht unbedingt um ein langes Leben geht: Form follows function! 

			Nur damit noch einmal klar wird, worin der eigentliche Epochenbruch in Europa, nicht die Zeitenwende der letzten Jahre gelegen hat: Er lag in der Abschaffung des Osterfestes und damit der Erlösung im Jahre 2020 wegen Corona, mit Absegnung der Kirchen (!), also in der Abschaffung einer Heilserwartung. Ein eschatologischer Frevel der besonderen Art! Konnten Jesus und, nach ihm, Maria noch in den Himmel auffahren, meist in den Darstellungen auf einer Wolke, soll jetzt der Transhumanismus die human elevation, wie es heißt, übernehmen: Ich bin gespannt! Doch damit nicht genug. Weihnachten 2024 hingen in Warschau am offiziellen Christbaum der Stadt keine Christsterne, die den Weg nach Bethlehem weisen, sondern NATO-Sterne, womit aus dem Weg zur Krippe der religiöse Weg in den Krieg wurde. Ausgerechnet im katholischen Polen! Wenn Europa irgendeinen Weg aus seiner kulturellen Selbstaufgabe und selbstzerstörerischen Politik herausfinden will, sollte es als Erstes über die Bedeutung seines Weihnachts- und seines Osterfestes noch einmal nachdenken, bevor FAZ-Autoren eine Europäische Renaissance planen: Kultur kommt von Kult!

			Wenn Europa seine Kultur inklusive seiner Sozial- und Wirtschaftsstruktur wiederfinden könnte, könnte es von da aus seine Ortsbestimmung in der multipolaren Welt vornehmen. Einbringen könnte Europa in die Neuordnung der Welt das Prinzip der Diplomatie, entsprungen aus dem Westfälischen Frieden von 1648, und ein Gespür für ein Gleichgewicht der Mächte in der internationalen Staatenwelt. Ferner geht es um die Schaffung einer (welt-)bürgerlichen Gegenbewegung zu den oligarchischen Strukturen der Globalisten, um eine umgekehrte Globalisierung oder eine Globalisierung von unten also, in der die Weltbürger perspektivisch vernetzt werden wie ein horizontaler Webteppich. Die Linke hat das früher einmal die Internationale genannt, während die Populisten derzeit ihr Heil in der Abschottung suchen, es dort aber nicht finden dürften. Es geht immer noch um die Suche einer proportionalen, globalen Repräsentationsform der Weltbürger in einer neuen, multilateralen und multipolaren Ordnung, die nach wie vor aufbauen muss auf dem ersten Satz der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, nämlich dass alle Menschen geboren frei und gleich an Würde und Rechten sind. Kants Schrift Zum Ewigen Frieden ist, 250 Jahre nach ihrer Abfassung, so aktuell wie selten zuvor. 

			Statt Ende der Geschichte die Rückkehr der Geschichte

			Wir werden die Spinnräder und Webstühle herausnehmen müssen, um das geistige Gewebe Europas neu zu weben. Wir haben viel zu tun. Wir müssen eine ganze europäische Zivilisation wiederentdecken, wiederbegründen und freischaufeln aus den ideologisierten, verminten Diskursen und dem vermeintlich wissenschaftlichen Diskursmüll, den wir die letzten Jahrzehnte angehäuft haben, so dass es zum Himmel stinkt. Wir sollten unsere Bibliotheken des letzten Jahrhunderts noch mal lesen, sofern wir sie jetzt nicht in der Cloud versenken oder gar in Schutt und Asche aufgehen lassen. Als Europa um das Jahr 1000  /  1100 nach dem großen Schisma zwischen Ost- und Westrom im Abgleich zu den großen Zivilisationen der Zeit – Chinesen, Persern, Indern – nicht so gut dastand, haben die Mönche in der europäischen Scholastik durch die Perzeption der antiken Texte etwa 300 Jahre gebraucht, bevor es dann ab 1400 in die Renaissance ging und wieder zur Blüte kam. Ein wichtiger Faktor dabei war, dass uns die Araber ihre Zahlen geschenkt haben, denn auf römischen Zahlen hätte man das später ausgefeilte europäische Bankenwesen, das während der Renaissance in Italien entstand, sicher nicht begründen können, geschweige denn, dass man heute die übergroßen Vermögen damit abbilden könnte. Eine Trillion Euro in XXMLL? 

			Zwei Dinge könnten uns bei der Selbstfindung leiten: einmal der Blick zurück in die historischen Strukturen der EU, bevor die Herausbildung von Nationalstaaten in der Frühen Neuzeit begann. In seinem Buch Europa und seine Nationen von 1990 erzählt der polnische Historiker Krzystof Pomian die Geschichte der europäischen République des Lettres. Darin findet sich der Satz (S. 32): »Seit dem zwölften Jahrhundert ist Europa eine auf Einigung hinstrebende Realität.« Pomian beschreibt das fluide Hin und Her oder auch Durcheinander von europäischen Völkern, Ethnien, Kulturen und Religionen. Er skizziert das Nebeneinander und die parallele Wirkmächtigkeit von Kathedralen, Bibliotheken und Schulen als eigentlichen europäischen Raum. Es geht um Bistümer und Pfarrgemeinden, um Städte und Migration, um die drei europäischen Ur-Begriffe, die Republik, die Città, la Cité und den Bürger; um Erbfolgen und Heiratspolitik, um Päpste und Kriege und Nationes im europäischen Gefüge, um Gelehrtenkreise, Unternehmer, Bankiers, Militärs, um Verhandlungen, um die Républiques des Lettres und die Histoire de Longue Durée,33 also um die Literaturen des europäischen Raums und um die großen Zeitlinien und Prozesse, die die europäische Topografie durchwirken und gestalten. Im Mittelalter wanderte der deutsche Reichstag und versammelte die deutschen Kurfürsten in verschiedenen europäischen Städten von Luxemburg bis Prag. Die mittelalterlichen Studenten zogen ihren Lehrern hinterher von Rotterdam über Bologna bis Moskau. In Europa wimmelt es von Kultur-, Küchen-, Sprach- und Religionsgrenzen, aber diese Grenzen trennten nicht; im Gegenteil, sie verbanden Europa durch ein horizontales Geflecht aus kulturellen Einheiten, im Osten bis nach Eurasien, wie einen bunten, schönen Teppich. 

			In seinem Essay von 1994, für mich nach wie vor der beste Text zu Europa, Falls Europa erwacht, arbeitet Peter Sloterdijk ebenfalls heraus, dass die politische Struktur oder die Verfasstheit des europäischen Kontinentes eigentlich immer die einer translatio imperii, also eine Reichsstruktur war. Wie ein Gewölbe, das den europäischen Kontinent überspannt, und unter dem sich von Köln bis Prag – dezentral und subsidiär – Kurfürsten, Grafschaften oder freie republikanische Städte wie Genua oder Venedig sortierten. Überall in Europa ein multi-ethnisches und multi-kulturelles Gewebe, vor allem in den europäischen Städten wie Wien, Prag oder Triest. Allerdings war Segregation – nicht Integration! – die europäische Form der Toleranz. Die Stadtviertel damals waren getrennt, nicht gemischt. In Prag wie anderswo gab es das böhmische, das deutsche oder das jüdische Viertel. 

			Die Macht der translatio imperii hingegen war unsichtbar in Europa und sie wanderte. Mit dem Begriff der Souveränität ist dem schwer beizukommen. Was Europa zusammengehalten hat, war nie die Nation, geschweige denn die Konkurrenz von souveränen Nationen, die heute die Träger eines institutionellen Konstrukts namens EU sind. Sondern gesellschaftliche, religiöse, regionale und soziale Verflechtungen, die stets transeuropäisch und im europäischen Geiste vereint waren, Russland mit Dostojewski oder Tolstoi inklusive. E Pluribus Unum: in Vielfalt geeint!

			Dass dieses europäische E Pluribus Unum jetzt durch die zu große, außereuropäische Migration im letzten Jahrzehnt, die wahrscheinlich nicht mehr zurückgedreht werden kann, gefährdet wird, ist eine der größten Tragödien Europa! 

			Vom Marktbürger zum europäischen Bürger?

			Die erste Frage, wenn wir demnächst die Scherben der gescheiterten EU werden aufkehren müssen, wäre also: Was könnten wir mit diesem historischen Wissen anfangen? Könnten wir es für einen Wiederaufbau, eine zweite Renaissance Europas nutzen? Der Blick zurück in die Geschichte zeigt auch, dass, wann immer es in Europa darum ging, politische Gemeinwesen zu gestalten, diese sich als Republik formierten, eine politische Organisationsform, in der das Kapital eben nicht durchregiert, wie ich in Teil III beschrieben habe. Es ist nicht trivial, dass die meisten EU-Staaten heute als Republiken verfasst sind, zu der wir im Teil III schon einiges gesagt haben: Bundesrepublik Deutschland, République Francaise, Respospolita Polska, Repubblica d’Italiana, Österreichische Republik etc. Ein französischer Sammelband, République ou l’Europe, entstanden in Vorbereitung der Europäischen Verfassung von 2003, hat damals schon geltend gemacht, dass man die EU institutionell nicht gegen das Republikprinzip ausspielen dürfe. Konsequenterweise müsse Europa eine Republik werden und das Republikprinzip anwenden, das im Wesentlichen besagt, dass die Bürger einer Republik Bürger gleichen Rechtes sein müssen. In einem neugestalteten, demokratischen, nicht technokratischen Europa müsste also für alle europäischen Bürger der allgemeine politische Gleichheitsgrundsatz gelten. Wenn schon ein europäischer Staat, dann bitte als Republik – und nicht als EU-Verteidigungsunion.

			In der EU gilt der allgemeine Gleichheitsgrundsatz natürlich nicht und deswegen kann die EU nie und nimmer demokratisch funktionieren. In der EU sind lediglich die Güter des Binnenmarktes rechtsgleich. Sie werden in der EU-Kommission normiert und liegen dann in allen europäischen Supermärkten. Auch das europäische Geld, der Euro, ist rechtsgleich und zirkuliert durch ganz Europa. In einen Binnenmarkt aber könne man sich nicht verlieben, sagte einmal Ex-Kommissionspräsident Jacques Delors. De facto sind wir als Bürger in der EU nur das, was man in der politikwissenschaftlichen Literatur »Marktbürger« nennt: Als Marktbürger sind wir im Binnenmarkt von Portugal bis Finnland gleich und haben zum Beispiel die gleichen Leuchtmittel oder Ölkännchen, über die sich alle aufregen. Aber gleiche Bürgerrechte, politische oder gar soziale Rechte haben wir noch lange nicht. 

			Sind wir europäische Bürger? Diese schlichte Frage hat deswegen der französische (marxistische) Historiker Etienne Balibar schon 2003 in einem wichtigen Buch gleichnamigen Titels gestellt, das geltend machen wollte, dass Europa sich eigentlich keine – zumindest keine demokratische – Verfassung geben kann, wenn die europäischen Bürger eben keine europäischen, sondern nur nationalstaatliche Bürger sind, die über die Strukturen der EU auch noch in Konkurrenz zueinander gestellt werden. Bürger aber konkurrieren nicht! Eine der Leitfragen für den Wiederaufbaus Europas nach dem Krieg, sollte es der Zerstörung anheimfallen, könnte also sein: Wollen wir im nächsten Europa europäische Bürger gleichen Rechtes werden? Und wenn ja, wie würden wir das machen, ohne Identität oder Herkunft zu verlieren? Ich finde diese Frage interessanter zu diskutieren als die von Preparedness bis 2030. Wir würden damit auch an die Ideen der bereits zitierten europäischen Gründungstexte, das Manifest von Ventotene oder das Hertensteiner Programm, anschließen. 

			Drei Dinge braucht Europa

			»Und eine neue Welt, und eine neue Welt, entspringt, entspringt aus Gottes Hand …«

			Haydn, Die Schöpfung

			Wollte Europa seinen Wesenskern wiederfinden, müsste es vor allem über seine Ausrichtung nachdenken: Die Europa der Karte schaut nach Südosten! Würde sie nach Washington schauen, müsste sie ihren Kopf erheblich verrenken. Wie sagt man? Im Osten geht die Sonne auf, im Süden hält sie Mittagslauf …

			Die Europa müsste über drei Dinge meditieren: 

			
					Ihr Verhältnis zu den USA und der NATO, denn die Füße der Europa auf der Karte stehen auf russischem Boden;

					Ihr Verhältnis zum Nahen Osten und dabei auch zum Staate Israel, denn die Europa als Okzident spiegelt sich im Orient wie in einem Spiegel;

					Ihr Verhältnis zum Kapitalismus in seinem momentanen Gewand, denn die Europa ist Republik, von Platon bis heute und hält in ihrer rechten Hand den Reichsapfel der res publica christiana.

			

			Es ist schwer zu übersehen, dass diese drei Dinge miteinander verwoben sind. Um es kurz zu machen: Ein Europa, das sich wiederfindet, sollte sich von allen drei Dingen – den USA, der Unterstützung groß-israelischer Politik und dem Kapitalismus – abwenden. Anders formuliert: Europa kann nicht atlantisch, zionistisch und kapitalistisch sein. Sondern es ist Teil von Eurasien, Spiegel des Orients und republikanisch. Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Europa steht als ruhmreicher Spross Davids in judäisch-christlicher Tradition: Jerusalem, Athen und Rom sind seine drei Gründungsstädte. Darum geht es nicht. 

			Die europäische Bindung zu den USA zu überdenken, wurde hier schon vielfach skizziert, es soll darum nicht mehr breit thematisiert werden. Warum nicht aus der Not eine Tugend machen und über ein postatlantisches Europa nachdenken? Ein souveränes und emanzipiertes Europa, das mit den USA in einer multipolaren Welt eine Partnerschaft auf Augenhöhe eingeht, nicht mehr und nicht weniger? Dass sich aus der kulturellen, wirtschaftlichen, militärischen und kulturellen Umklammerung durch die USA löst? The West is finished und je eher Europa das versteht, umso besser! Welche Zukunft hätte Europa innerhalb der Linie? Die Zukunft eines stets ausgewrungenen Zipfels einer westlichen Allianz? Wäre es nicht logischer, Europa würde sich wieder mit dem Osten des eurasischen Kontinents verbinden? Da, wo alle alten Zivilisationen – Russland, China, Indien oder auch Persien – sind? Bei genauem Hinsehen verbindet Europa kulturell praktisch nichts mit den USA, weder der fanatische Messianismus des Landes noch die Perversion einer evangelikanischen Kirche, die das Geld anhimmelt, und schon gar nicht die Todesstrafe. Indien, China und Russland hingegen sind, wie Europa, alte Kulturen, überdies alle wie Europa mit einem Begriff von communitas oder societas verbunden, also einem Gemeinwesen. Wenn auch alle diese Staaten derzeit ihren eigenen, teilweise negativen Dynamiken unterliegen, so kann man doch festhalten, dass a priori keines von ihnen wie die USA einen oligarchischen Sog hat, alle also von ihren sozio-ökonomischen Konzepten her anschlussfähiger an Europa wären als die USA.

			Zweitens das Verhältnis zu der derzeitigen groß-israelischen Politik überdenken, politischer Zankapfel eigentlich schon seit Gründung des Staates Israels, seit dem 7. Oktober 2023 aber besonders. Man muss diese Frage gar nicht politisieren, man könnte sie demographisch betrachten: In seiner Ausgabe #188 vom 15. Oktober 2024 stellt das ausgezeichnete französische Online-Magazin GEAP die Frage, ob der Staat Israel seinen 100 Geburtstag 2048 erleben wird: L’état de l’Israel (tel qu’on l’as connu) ne fêtra pas ses cent ans. Und beantwortet die Frage mit einem Fragezeichen. Die liberalen Israelis hätten längst das Land verlassen. Die Geburtenrate Israels beruhe auf den 6.6 durchschnittlichen Kindern der 10 Prozent orthodoxen Juden im Land, sei aber trotzdem im Sinkflug: »En réalité, ce sont les 10 % d’ultra-orthodoxes qui portent la démographie israélienne avec leurs 6,6 enfants par femme. Et malgré eux, l’évolution démographique du pays baisse, passant de 3,17 à 3,03 entre 2018 et 2022. Il est donc difficile pour le pays de se voir demain comme une puissance régionale quantitative.« 
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			Was soll also die dritte Karte, die seit einiger Zeit im Internet kursiert und von einer weiteren, geostrategischen Neuordnung der Welt, in diesem Fall unverblümt einem »Großisrael« kündet, das demnächst eine gemeinsame Grenze mit der Türkei haben soll, natürlich unter amerikanischer Protektion? Welcher politischen Phantasie entspringt diese Karte, die man gerne, wie die beiden ersten, in das Reich der Träume und Schäume verweisen würde? Syrien, Adé, aber unbedingte Solidarität zu groß-israelischen Annexionsplänen im Nahen Osten? Nur en passant sei daran erinnert, dass jene phönizische Prinzessin, die einst auf Zeus’ Rücken ritt und dem europäischen Kontinent seinen Namen gab, heute auf syrischem Boden gelebt hätte.

			Das europäische Schweigen zu Gaza – außer dem beherzten französischen Ex-Premierminister Dominique de Villepin und dem Griechen Yanis Varoufakis – ist unerträglich. Wie sagte Friedensnobelpreisträger Nelson Mandela einmal: Ohne ein freies Palästina könne die Welt nicht frei sein. 

			Ähnlich zur Übererfüllung amerikanischer Interessen in Europa in einem Moment, wo sich die USA von denselben abwenden, scheint Europa, ganz besonders Deutschland (in irischen, griechischen, spanischen oder französischen Debatten sieht es ein wenig besser aus), hier Interessen zu vertreten, die de facto nur die Interessen einer Minderheit von orthodoxen israelischen Ultras sind, von denen sich weite Teile der israelischen Bevölkerung längst abgewandt haben.34 Die Europa scheint ganz und gar fixiert darauf, die Interessen anderer – der USA, Netanjahus Israel – überzuerfüllen, anstatt sich auf das zu besinnen, was sie ist und will. Gaza Riviera ist unerträglich zynisch, doch es gab keinen europäischen Protest dagegen. Seit dem 7. Oktober 2023 musste man eine unsägliche Diskurssäuberung in Deutschland erleben und hinnehmen, die bis an die Untersagung von studentischem Protest ging. Wer möchte vor diesem Hintergrund behaupten, dass Europa für Werte einsteht? Dass Friedrich Merz bereits signalisiert hat, Netanjahu würde, käme er nach Deutschland, nicht verhaftet, ist ein Bruch mit dem Internationalen Strafgerichtshof und damit des Völkerrechts. Dass die UN-Sonderbeauftragte für Palästina, Francesca Albanese, im Februar 2025 nicht in Hörsälen der Freien Universität Berlin und der LMU in München sprechen durfte, ist ein Skandal. 

			Die Unterstützung groß-israelischer Pläne darf nicht europäische Politik werden: Schon beim Zuschauen macht Europa sich kulturell und moralisch strafbar. Für eine Renaissance Europas, für eine Idee von Europa 2049,35 wäre die Erinnerung wichtig, dass Europa sich seit jeher in einer Orient-Okzident-Spiegelung befindet. Das Mare Nostrum, das Mittelmeer, hat von Athen über Rom, Karthago, Sparta, die Ilias von Homer, Byzanz oder auch Jerusalem, alles Geburtsstädte und Geburtsstunden des antiken Europas, einen kulturellen Schirm über Orient und Okzident gespannt. Es ist kultureller Frevel, diesen gemeinsamen Schirm durch FRONTEX-Schiffe im Mittelmeer zerstört zu haben, und der Finger des Frevels zeigt auf Europa. 

			Die geduldigere, aber anstrengendere Aufgabe wäre es zu verstehen, dass der europäische Populismus und der arabische oder islamische Jihadismus miteinander korreliert sind. Letzterer bedingt Ersteren. Und beides ist letztlich amerikanischen Ursprungs. Der (Neo-)Liberalismus amerikanischer Prägung hat in den letzten vierzig Jahren die europäischen und die nahöstlichen Gesellschaften gleichermaßen zersetzt, Populismus und Islamismus bzw. Jihadismus können als Produkt dessen gelesen werden. Die democracy promotion der USA im Nahen Osten seit dem Irak-Krieg 2003 hat die arabischen Staaten und Gesellschaften zudem zerstört.36 Erst in Folge der amerikanischen democracy promotion und des buchstäblichen Wegsprengens erst des Iraks, dann Libyens, dann Syriens konnten die Flüchtlingsströme nach Europa in der letzten Dekade derart anschwellen. 

			Welchen Dialog könnten Okzident und Orient hier miteinander eingehen, um eine gemeinsame Ursachenanalyse und -behebung zu betreiben, anstatt sich abzuschotten und gegenseitig zu hassen? Welches Entwicklungspotential wäre hier zu suchen, wenn das Mare Nostrum wieder unser gemeinsamer politischer Raum würde, den Okzident und Orient zusammen gegen Interferenzen Dritter verteidigen würden? Welchen neuen, kulturellen Dialog könnten wir hier beginnen, vor allem unter europäischen und arabischen Frauen? Denn die Rolle der Frau im Populismus (»TradWifes« heißt die neue Bewegung der traditionellen Hausfrauen in den USA) sowie im Jihadismus (Schleier, Burka) scheint jeweils zentral zu sein und in beiden Fällen den schon zurückliegenden emanzipatorischen Bewegungen der Frauen sowohl in Europa wie auch in Arabien nicht zu entsprechen. Eine Europa, die sich wiederfinden will, hätte viel zu tun jenseits von Militarisierung.

			»Den Araber« gibt es nämlich ebenso wenig wie »den Russen«. Es ist tatsächlich die kulturelle Errungenschaft Europas des letzten Jahrhunderts, dass wir nicht mehr von »dem Franzosen« oder »dem Italiener« sprechen. Sondern den Franzosen oder den Italienern. Wir sollten dies im 21. Jahrhundert mit Blick auf die Russen und die Araber auch auflösen, wenn Europa, die Schöne, wieder zu sich kommen soll.

			Wer mit Blick auf den Araber schon einmal üben möchte: 2013 erhielt ein schmales Buch von Kamel Daoud in Frankreich einen Literaturpreis: Mersault, contre-enquête. Mersault ist der Protagonist in Albert Camus’ legendärem Roman Der Fremde, der am Ende – weil die Sonne ihn geblendet hat – auf einen Araber schießt. In dem ganzen Roman hat der Araber keinen Namen, er ist immer nur l’Arabe.

			In seiner contre-enquête stellt Kamel Daoud in einem fiktiven Dialog mit Camus die Frage: Warum hast du dem Araber keinen Namen gegeben? Und erzählt die fiktive Geschichte dieses Arabers: wer der Mann war, bevor er im Roman von Camus ermordet wurde, wie seine Schwestern und Mutter um ihn weinten, als sie von seinem Tod hörten … Ein wunderschöner Text!

			Und schließlich bräuchte die Europa, drittens, eine Neubestimmung von Liberalismus und liberaler Demokratie. Vielleicht können wir den Begriff der liberalen Demokratie ad acta legen? Das normative Ordnungskonzept für Gemeinwesen auf dem europäischen Kontinent ist die Republik. Dazu wurde in Teil III schon viel geschrieben. Es ist eine Struktur, die Liberté, Egalité (nicht Gleichheit, sondern Gleichwertigkeit!) und Fraternité miteinander verbindet. Eine Struktur also, die die Freiheit des Geistes mit der rechtlichen (!) Gleichheit und der brüderlichen Solidität in wirtschaftlichen und sozialen Belangen miteinander verknüpft. Das ist etwas anderes als Kapitalismus oder Neoliberalismus, ganz zu schweigen von libertärer Oligarchie. Auch darauf könnte sich die Europa für ihre Renaissance 2049 besinnen. 

			Republik bedeutet, kurz gesagt, eine Ordnung, die um öffentliche Güter herum strukturiert ist, eine Res Publica. Diese Ordnung aber gilt es, vor dem Kapital zu schützen und nicht zuzulassen, dass sie von ihm zerfressen wird. Dafür gab es, wie erwähnt, bis in die 1970er Jahre die Rechtsform der Anstalten des öffentlichen Rechts, die dafür gesorgt haben, dass zum Beispiel Universitäten oder Krankenhäuser nicht Profit- und Effizienzlogiken unterworfen waren. Die res publica darf nicht privatisiert werden. Wie in Teil III schon erwähnt: Für den Schutz des Gemeinwohls vor dem Kapital haben im 20. Jahrhundert Don Camillo und Peppone, die Katholiken und die Kommunisten, noch gemeinsam gesorgt. Cattò-Communisme hieß das damals: mit oder ohne Gott, Hauptsache soziale Gemeinschaft und gegen oben. Nicht gegen rechts. Gegen rechts ist eine liberale Inszenierung, damit niemand auf den bloc bourgois guckt! 

			Wenn Europa zu seinem Wesenskern zurückwill, dann muss es bei diesen drei Dingen anfangen, neu nachzudenken! Liberal, atlantisch und zionistisch jedenfalls wird Europa in seinem Wesenskern nicht überleben. In ihrer organischen Abbildung neigt, wie schon gesagt, die Europa den Kopf nur leicht in den Atlantik, streckt dem Orient den Arm entgegen, hält den Reichsapfel der res publica christiana in der rechten Hand und steht mit ihren Füßen auf russischem Boden. 

			Wir müssen das natürlich alles nicht machen. Die EU kann auch im Kreis der ersten Karte – genauer: im Bett der USA – bleiben, auf Russland zustürmen und versuchen, es zu zertrümmern. Die EU kann sich dann überlegen, sich etwa in Sibirien vor China zu schützen oder am Hindukusch zu verteidigen. Das hatten wir schon einmal und es war nicht sehr erfolgreich. Wir haben die Wahl. Vielleicht aber auch nicht? Weil wir gar nicht mehr aus der Linie von USAEU herauskönnen, selbst wenn wir wollten? Oder weil es den meisten Europäern egal ist? Ich persönlich glaube das nicht. Ich glaube, es gibt eine große Sehnsucht, dass Europa wieder zu sich selbst findet, und zwar überall in Europa!

			***

			Wenn Europa durch diesen Krieg gegangen sein wird, wird es hoffentlich wieder gelernt haben, für eine Weile zumindest, dass man Gesellschaften und Demokratie nicht auf Dauer mit Narzissmus, Hochmut, Lügen und Bequemlichkeit gestalten kann. Sondern mit sozialer Hingabe, Demut, Wahrheit und Mühe. Dass Bürokratie und Digitalisierung Menschlichkeit abbauen und nicht ersetzen. Dass Wissen ohne Weisheit irrelevant ist. Und dass politische Gemeinwesen und Demokratien Gemeinsinn brauchen, nicht atomisierte Individuen. Um das alles im 21. Jahrhundert in die Welt zu tragen, ist es dringend notwendig, dass die Europa wieder zu sich findet.

			






			Teil V



Eine kleine Hausordnung für die Republik

			Wie kommen wir aber von der Diskussion über die Zeitenwende zum Zeiten Wenden? Nun, wie immer, mit kleinen Schritten.

			Wenn ich nach den zwei Jahren Erlebnissen nach meinem »Rauswurf« zu diesem Zweck eine Art Hausordnung für die Bundesrepublik Deutschland zu schreiben hätte, die mir am Rad zu drehen scheint, würde ich mit ein paar ganz einfachen Sätzen anfangen:

			1.Jeder besteht darauf, Bürger dieser Republik zu sein, nicht Mensch in diesem Lande.

			2.Jeder denke bitte über die Gesetze nach, die er befolgen soll. »Keiner hat das Recht zu gehorchen« hat Hannah Arendt es formuliert. Die Banalität des Bösen ist es, sich an Gesetze zu halten, die unvernünftig oder unmoralisch sind. Jeder kann spüren, wenn sie es sind.

			3.Keiner denunziert seinen Nachbarn aufgrund irgendeiner besseren Moral. Früher nannte man es petzen … »Der größte Lump im ganzen Land, das ist und bleibt der Denunziant«, wusste schon Hoffmann von Fallersleben.

			4.Alle kümmern sich um die Agora, die öffentlichen Belange, also das inter-esse. Im Wesentlichen sind Debatten über Steuern und Krieg. Allein da hätten wir viel zu diskutieren!

			5.Jeder behält seine Neurosen im eigenen Haus, im Domus oder Oikòs, schafft Frieden vor seiner Haustür und wird wieder mündiger Bürger. Die Republik wird es danken!

			6.Jeder spricht mit jedem und schüttelt jedem die Hand. Man nennt es Etikette oder Höflichkeit. Keiner grenzt irgendjemanden aus und niemand ist #umstritten.

			7.Jeder hat Zivilcourage und stellt sich vor die Ausgeschlossenen, anstatt noch konformistisch nachzutreten, um die eigene Tadellosigkeit zu dokumentieren. 

			8.Ein Tag in der Woche ist die Republik Handy-frei. Jeder liest vielleicht sogar mal ein gutes Buch, am besten vom Westend-Verlag☺.

			9.Jeder konzediert dem anderen, dass er a priori gute Absichten hat und Recht haben könnte.

			10.Hass und Hetze werden nicht engmaschig justiziabel gemacht, sondern erwachsene, wehrhafte Bürger reden vernunftbegabt miteinander, können auch mal drei gerade sein lassen und einander verzeihen. 

			11.Wir vertrauen einander wieder und erklären Missgunst, Niedertracht und Böswilligkeit im Hausflur der Republik für sittenwidrig.

			Die Demokratie, die Agora kommt zurück, wenn wir unser Haus aufräumen und Ordnung einkehren lassen. Wenn wir das alle täten: Würden wir noch in den Krieg ziehen wollen? Ich glaube nicht. Wir würden unsere Regierung für verrückt erklären. Wir würden Friedrich Merz und Boris Pistorius aus Immanuel Kants Zum ewigen Frieden vorlesen:

			»Wenn (wie es in dieser Verfassung nicht anders sein kann) die Bestimmung der Staatsbürger dazu erfordert wird, um zu beschließen, ‚ob Krieg sein solle, oder nicht‘, so ist nichts natürlicher, als daß, da sie alle Drangsale des Krieges über sich selbst beschließen müßten (als da sind: selbst zu fechten; die Kosten des Krieges aus ihrer eigenen Habe herzugeben; die Verwüstung, die er hinter sich läßt, kümmerlich zu verbessern; zum Übermaße des Übels endlich noch eine, den Frieden selbst verbittende, nie [wegen naher, immer neuer Kriege], zu tilgende Schuldenlast selbst zu übernehmen), sie sich sehr bedenken werden, ein so schlimmes Spiel anzufangen. 

			Dahingegen in einer Verfassung, wo der Untertan nicht Staatsbürger, die also nicht republikanisch ist, es die unbedenklichste Sache von der Welt ist, weil das Oberhaupt nicht Staatsgenosse, sondern Staatseigentümer ist, an seinen Tafeln, Jagden, Lustschlössern, Hoffesten u. dgl. durch den Krieg nicht das mindeste einbüßt, diesen also wie eine Art von Lustpartie aus unbedeutenden Ursachen beschließen, und der Anständigkeit wegen dem dazu allezeit fertigen diplomatischen Korps die Rechtfertigung desselben gleichgültig überlassen kann.«

			Wenn wir als freie Bürger dieses Landes überhaupt etwas müssen, dann sicher nicht in den Krieg ziehen, sondern die apodiktisch verkündete Zeitenwende zurückweisen, uns den politischen Gestaltungsspielraum zurückerobern, die Dinge anders machen und die Zeitenwende im Sinne bürgerlicher Verantwortung wenden wie ein Omelette in der Pfanne. Und zwar in Richtung Vernunft, Demokratie und Europa! 

			Mit Blick auf die Vernunft müssen wir unsere Kategorien des Denkens wiederfinden, hochgezüchtete Diskurse austrocknen wie einen Sumpf und die Wissenschaft, vor allem die Simulationen und Modellierungen, in ihre Schranken verweisen. Dann kann aus Dystopien wieder eine gesellschaftliche Utopie werden. 

			Mit Blick auf die Demokratie müssen wir die Brandmauer abreißen, die Polarisierung und Spaltung der Gesellschaft überwinden, die Agora wiederfinden und eine soziale Bundesrepublik Deutschland wieder an Grundgesetz, Völkerrecht und Staatsräson binden. 

			Schließlich, drittens, die völlig verdrehte Europa wie einen Zauberwürfel in die ihr eigene Richtung – Russland, Orient, Republik – zurückdrehen, damit sie sich wieder in der Welt zurecht- und in ihr einen angemessenen Platz findet. Am besten rechtzeitig zum 500-jährigen Geburtstag der Europa-Karte 2034. Ich kenne Jugendliche, die diese Zauberwürfel, ritsch-ratsch, mit wenigen Bewegungen wieder richten. Wenn wir die europäische Zukunft so formulieren, können wir vielleicht auch wieder das Interesse der jungen Generation an Europa wecken? Das ist die Generationenaufgabe. Und nicht Sicherheit durch Waffen mit einer militarisierten EU, die als Friedensprojekt und auch sonst verspielt hat. Für alle, die das – wahrscheinlich heimlich – auch denken, ist dieses Buch geschrieben. Und das ist die überwältigende Mehrheit!
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			Anmerkungen

			Ein Spaziergang durch die Republik

			1 https://www.youtube.com/shorts/wYe16ERAsfk

			2 Bevor der nächste »Plagiatsvorwurf« kommt, wäre dann, bitteschön, noch zu klären, was die KI (wem gehört die eigentlich?), die ja bekanntermaßen bei uns allen abschreibt, für urheberrechtliche Konsequenzen hat? Da die (dumme) Plagiatssoftware genau das auswirft, was schon einmal genau so im Internet steht, wird zum Beispiel jeder der hier im folgenden Fließtext zitierte Buchtitel »stricto sensu« als Plagiat gezählt.

			Teil I – Zeitenwende: Was soll das sein?

			1 Dabei war ausgerechnet Faktizität und Geltung der Titel jenes Buches, auf dem der große deutsche Philosoph Jürgen Habermas in den 1970 Jahren seine Karrie­re begründet hat.

			2 Fabian Scheidler, Versucht die EU, den Frieden in der Ukraine zu verhindern? , Berliner Zeitung, 5. April 2025

			Teil II – Adieu, Vernunft

			1 Der Franzose Vincent Pavan hat sich dieser Frage angenommen, verschiedene mathematische Untersuchungen dazu unternommen und Papiere verfasst. Er kommt zu dem Schluss, dass die »mathematische Epidemiologie« nicht konsistent ist, die epidemiologischen Modelle also weder deterministisch noch vorhersehbar (»predictable«) sind. Da die Analysen Pavans der üblichen Form wissenschaftlicher Studien nicht entsprechen und daher durch die standardisierten Prüfungsraster für eine Veröffentlichung in den sogenannten Peer Reviewed Journals fallen, sind sie bisher nicht veröffentlicht, sondern nur auf seiner Internetseite einsehbar. Was passiert mit einer Wissenschaft, die die axiomatische Gegenthese nicht mehr zulässt, sondern alles immer nur in eine methodische Form gepresst sehen möchte? Zugriff auf die Papiere kann hier angefragt werden:

			https://colab.research.google.com/drive/1_bw_9vNCRdtmd2MytAuhpB9Ey aEMxBCu

			https://colab.research.google.com/drive/14jR6jEijQFiN1NyYd9IDM0ArXlO EFhQV#scrollTo=P8A2MUGsKmmO

			https://colab.research.google.com/drive/1R3KbIEzCSR0aX8foXL33s HxNPuzcz-ie

			https://colab.research.google.com/drive/1MxRRPd_KXQRdUFioCwV mbBXu1CKL5Kq2

			2 Hier der Link zu einem Posting von Henrieke Stahl, die während Corona die Gruppe www.7Argumente.de gegründet hat, eine interdisziplinäre Gruppe von rund 80 Wissenschaftlern, die sich mit der wissenschaftlichen Aufarbeitung der Corona-Maßnahmen befasst. Allein dieses Posting zitiert mehrere Studien und den andauernden (kleinkarierten) Streit darüber, was jetzt vor allem mit Blick auf die Impfstoffe wissenschaftlich beweisbar ist und was nicht. Umgekehrt wird ein Schuh daraus: Wenn mit den Impfstoffen und Maßnahmen alles so eindeutig und gut gewesen wäre, gäbe es den wissenschaftlichen Streit nicht. https://x.com/StahlHenrieke/status/1916052849185739194. Im Gegensatz zur Bundesrepublik ist die Abarbeitung in den USA durch zahlreiche Anhörungen im Congress weit fortgeschritten: https://www.whitehouse.gov/lab-leak-true-origins-of-co vid-19/

			3 https://youtu.be/VTt5JnRGTfk?si=W10MlvU8D-1NKt7N

			4 Anmerkungen zur generellen Abschaffung der politischen Parteien, S. 9

			5 Ein erlebnisreiches Lehrstück, wie die Elterngeneration gnadenlos abgeräumt wird, wenn sie die ideologisierten Überzeugungen ihrer Kinder nicht teilen mag, bietet das Musikstück von Schorsch Kamerun, das auf dem Frühjahrspielplan 2025 des Deutschen Theater in Berlin läuft: Große Gewinne, schwere Verluste. Es bietet ein recht grobschlächtiges Gelächter einer jungen Generation dar, die die »Nazis« abräumt. Darunter versteht das Stück alle diejenigen, die sich gegen Genderpolitik & Diversity wenden. Es ist eine Art Tribunal über besorgte Eltern, das Letzteren auch noch die Lebenserfahrung abspricht.

			6 https://open.spotify.com/episode/3EmxQwHUJ1lqYevGgcRTu7?si=4f72fb6 f3ee84286

			7 Zitiert nach Christian Morgenstern in Christian Morgenstern: Galgenlieder, Reclam, Leipzig 1986, S. 171

			8 Dafür ist, wie Philipp Manow in seinem Buch Die politische Ökonomie des Populismus, (S. 96 ff.) ausführt, natürlich die Dimension der Migration insofern verantwortlich, als dass sie zu massiver Migration in soziale Sicherungssystemen geführt hat, und zwar von Personen, die in diese nicht eingezahlt haben. Was soll eine Angestellte am Schalter einer Sparkasse mit einem durchschnittlichen Nettoverdienst von 2 000,- Euro sagen, die des Öfteren migrantischen Familien rückwirkend zum Beispiel 14 000,- Euro Kindergeld auf ein Sparbuch bucht, das die Familien mangels Deutschkenntnissen nicht alleine führen können?

			9 Prof. Garret Brown von der University of Leeds in Großbritannien hat dazu intensiv geforscht, die Publikationsliste befindet sich auf seiner Webseite: https://essl.leeds.ac.uk/politics/staff/64/professor-garrett-wallace-brown

			10 Zur »Global Preparedness« vgl. die Studie von Garrett Brown: https://essl.leeds.ac.uk/dir-record/research-projects/1260/re-evaluating-the-pandemic-prepared ness-and-response-agenda-reppare

			11 Vgl. die ausgezeichnete Biografie von Emmanuelle Loyer über Claude Lévy Strauss, ab S. 1013 ff.

			Teil III – Adieu, Demokratie

			1 https://youtu.be/fzjme-bnbrA?si=JBpfTbFD9Dmy4lG0 Szene bei 2:03:55

			2 https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://verfassungsblog.de/when-law-fails-war-follows/&ved=2ahUKEwjlwJ6ey_GMAx VyRfEDHaEOPX8QFnoECBYQAQ&usg=AOvVaw0270VBuJj-A-1fVSJGIQs1

			3 Siehe zum Beispiel die bundesdeutsche Bürgerversammlung »Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegenheit und staatlichen Aufgaben« vom September 2023, die sich mit Tierwohl, Nachhaltigkeit, Transparenz, Ernährungsbildung und Abfallvermeidung beschäftigt hat. Die Beschlüsse wurden dem Bundestag zur Beratung übergeben. Was daraus geworden ist, ist nicht so recht bekannt.

			4 Hier finden sich weitere Informationen: https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2024/september/buergerrat-forum-gegen-fakes-uebergibt-gutachten-an-bundesinnenministerin-faeser

			5 So gesehen in der Neuss-Grevenbroicher Zeitung, der Zeitung meiner Heimatstadt, am 5. April 2025

			Teil IV – Adieu, Europa

			1 Vol. 89, May/ June 2010, p. 42–50.

			2 »One month into Donald Trump’s second term, even those who closely followed his first time in office have struggled to keep up. Foreign policy shifts alone include tariffs, attacks on allies, and a proposed takeover in Gaza. Now, an apparent rapprochement with Russia has the potential to revolutionize US strategy. What is the US trying to achieve in its negotiations with Russia? And is this all just the new norm for a world without an anchor? GPF Chairman George Friedman recently sat down with Talking Geopolitics host Christian Smith to discuss this and much more.«

			https://youtu.be/-knLXnai3Mk?feature=shared

			https://www.youtube.com/watch?v=wQqIp5a_I8Q&list=PLKy40flwc VwxktE9zVztpveD_zn6LWpl_

			3 Vgl. dieses Video ab Minute 48. Alastair Crooke bringt es auf den Punkt. »Die Russen sehen das gesamte Bild. Lawrow: It’s all about the Heartland Theory.« https://youtu.be/OgEgHVtRbg4?si=hIrbQyUO-E6qldX-

			4 Luc Ferry, französischer Philosoph, hat das im Interview mit dem französischen Fernsehsender LCI auf den Punkt gebracht. Der O-Ton findet sich hier: https://x.com/vladi_the_gr8/status/1912571733418148314. Hendrik Rudolph aus Leipzig, der seit zwei Jahren im Internet minutiös recherchiert hat, kommt in einem ausführlichen Dossier mit zahlreichen Links zu dem Schluss, dass Volodymir Zelensky den Krieg bewusst herbeigeführt und letztlich die Amerikaner quasi dazu gedrängt hat, wohlwissend, dass Überlegungen der Einkreisung Russlands durch die NATO, der permanente Vertragsbruch der USA und des europäischen Westens, zum Beispiel der Minsker Abkommen I & II, die Idee einer Zerschlagung Russlands und des Regime-Changes in kompletter Missachtung russischer Sicherheitsinteressen schon seit Jahren in unzähligen detaillierten US-Papieren verbriefte amerikanische Strategie mit Blick auf Russland gewesen sind, worüber sich die meisten Beobachter einig sind. Mit den Maidan-Unruhen 2014 wurde begonnen, diese Strategie umzusetzen. Wahrscheinlich hat man es bereits bei der Orange Revolution von 2004 schon einmal probiert, aber die Zeit war noch nicht reif oder Julia Timoschenko, die damalige Protagonistin, war zu dumm und zu korrupt. Befragt man ChatGPT (im Zeitraum vom 6.–8. April 2025, das Dokument ist über den Westendverlag als PDF erhältlich) nach der bewussten Provozierung des Krieges durch die Ukraine, so erhärtet der Bot die Richtigkeit der Annahme einer ukrainischen Provokation und listet zahlreiche Quellen dafür auf. Hauke Ritz und ich haben einen großen Teil der amerikanischen Strategie-Papiere und Quellen aus der Zeit vor 2022 in Kapitel III unseres Buches Endspiel Europa beim Westendverlag aufgelistet, das am 24. Oktober 2022 erschienen ist. Die öffentliche Distanzierung der Universität Bonn von mir am 31. Oktober 2022 sowie meine kurze Zeit später erfolgte Kündigung durch die Universität Bonn im Februar 2023 dürften damit in Zusammenhang stehen. Das Dossier von Hendrik Rudolph wird der Westendverlag veröffentlichen, so dass sich jeder diese Dokumente ansehen kann. Es würde hier zu weit führen, die Vielzahl der Quellen im Einzelnen aufzulisten. Nur ein Element soll hier herausgegriffen werden, nämlich dass jene vermeintlich russische Bombardierung eines ukrainischen Kindergartens im Donbas am 17. Februar 2022, einer der wesentlichen Auslöser des Krieges am 24. Februar, offenbar die inszenierte »Bombardierung« einer zuvor durch ukrainische Truppen erstellten Attrappe des Kindergartens war, also eine bewusste Manipulation von Informationen und damit Irreführung des Westens, mit der man den Westen an- und aufstacheln wollte, sich in diesen Krieg einzumischen und einseitig auf die ukrainische Seite zu stellen. Die Belege für die Manipulation sind erschlagend und müssten dazu führen, die Kriegsschuldfrage neu zu bewerten und das mantraartig vorgetragene Gerede vom völkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg einzustellen. Russland hat sich – leider! – dazu verleiten lassen, über die Grenze zu gehen, womit es völkerrechtlich formal den Krieg begonnen hat: formal! Hier greifen meine Betrachtungen zu Oberfläche und Form in Teil II. Inhaltlich aber müsste diskutiert werden, ob Russland sich auf die Beistandsklausel der UN-Charta berufen könnte, wonach ein Grenzübertritt dann erlaubt ist, wenn es um den Schutz eigener, ethnischer Minderheiten in einem Nachbarland geht. Der Schweizer Militärexperte Jacques Baud vertritt diese These in seinem Buch Putin. Herr des Geschehens? von 2023 beim Westendverlag. Aus ebendiesem Grund spricht der französische An­thropologe Emmanuel Todd in seinem Buch Der Westen im Niedergang von einer defensiven Invasion. Wenn in Europa lange Jahrzehnte als intellektuelle Grundlage jeder Auseinandersetzung das Prinzip der Hermeneutik nach Georg Gadamer galt, nämlich dass eine Diskussion nur dann Sinn macht, wenn beide Parteien davon ausgehen, dass die andere Seite grundsätzlich Recht haben könnte, dann wäre es für Europa höchste Zeit, seine eklatante kognitive Dissonanz in dieser Frage zu beenden. Die Kriegsschuldfrage muss neu diskutiert werden und das Eingeständnis einer Mitverantwortung am Krieg wäre der erste Schritt zu einem Friedensschluss und zur Akzeptanz russischer Sicherheitsinteressen.

			5 Die NYT, kein verschwörungstheoretisches Blättchen, veröffentlichte am 29. März 2025 einen Artikel von Adam Entous, der wiederum auf ein 26-seitiges Dokument verweist (»The Partnership: The Secret History of the War in Ukraine« (Die Partnerschaft: Die geheime Geschichte des Krieges in der Ukraine), das die direkte und umfassende Verstrickung der USA und der NATO in den Ukraine-Krieg offenlegt und dadurch die bisherigen Narrative der Biden-Regierung und westlicher Medien als Lüge entlarvt. Anstatt dass die NYT diese Tatsache aber skandalisiert, legitimiert sie gleichsam die politische Instrumentalisierung der Ukraine durch ihre Enthüllung. Aus einer Verschwörungstheorie wird eine offizielle Heldensaga, wie Sabine Jahn am 2. April 2025 auf den Nachdenkseiten schreibt: https://www.nachdenkseiten.de/?p=131092

			6 Kurz bevor dieser Text in Druck geht, liegen jetzt offenbar amerikanische Pläne für einen Friedensschluss auf dem Tisch, die für Russland akzeptabel sind, von der Ukraine aber zurückgewiesen werden, weil sie praktisch alle derzeit von Russland besetzten Gebiete verlieren würde. Tatsächlich wäre die Ukraine mit dem versuchten Friedensschluss vom April 2022 wesentlich besser dagestanden.

			7 Fabian Scheidler: Versucht die EU, Frieden in der Ukraine zu verhindern? Berliner Zeitung, 5. April 2025

			8 Vgl. https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geopolitik/schweizer-ex-botschafter-zum-ukrainekrieg-usa-schuld-an-abbruch-der-istanbul-verhandlun gen-li.2282801&ved=2ahUKEwidn_HF0OaMAxX_R_EDHZMOJn0QFno ECCIQAQ&usg=AOvVaw0aTQ9m5RqwwbUc8-e_A2kL

			9 Wenn es den Westen jenseits einer Sicherheitsallianz der NATO je gegeben hat: Hauke Ritz erklärt in seinem ausgezeichneten Buch Der Niedergang des Westens und die Neuerfindung Europas, dass es den Westen vor allem kulturell nie gegeben hat, sondern dass Europa sich kulturell insofern in seiner Eigenständigkeit aufgegeben hat, als dass es sich als Teil des Westens unter Aufgabe seiner eigenen Kultur erzählt hat. Eine zentrale kulturelle Differenz ist zum Beispiel, dass Europa keine Todesstrafe (mehr) kennt.

			10 Ich persönlich, nur, um das an einer Stelle klarzustellen, finde Grap her by the pussy obszön und halte Gebete im Oval Office für unangemessen. Unbestritten aber ist, dass Trump für viele eine medienwirksame Kultfigur ist. In einem über dreistündigen YouTube Interview von Donald Traum mit dem berühmten amerikanischen Podcaster Jo Rogan (Experience 2219), das vor den US-Wahlen aufgezeichnet wurde, kann man, wenn man das Gespräch vorurteilsfrei und unbedarft verfolgt, einen konzentrierten, engagierten Mann erleben, dem man auf jeden Fall konzedieren muss, sein Land und seine Leute gut zu kennen – und zu mögen: Es geht um die amerikanischen Bauern, Förster, und Soldaten, und nebenbei um berühmte Boxer oder Baseballer aus alten Wettkämpfen in den 1980er Jahren. Die Detailkenntnis ist verblüffend, man hat nicht den Eindruck, dass hier jemand sein Skript auswendig gelernt hat. So viel Populismus kann man gar nicht heucheln. Eher hat man den Eindruck, dass Trump einfach Menschen mag, was man in Deutschland nicht von jedem Politiker behaupten kann.

			11 https://youtu.be/gnhY05OAcRE?si=Kpl4vYAnWeRdGRxN

			12 Zum Beispiel hier https://www.youtube.com/live/e8xSGzqdKC8?si=PCXRn_9wSYuOdai1 oder hier: https://youtu.be/8nTBWf4JgYQ?si=KdgAuGLTemD 6qPyp. Zu fragen wäre, warum Yanis Varoufakis es nicht ins deutsche Fernsehen schafft mit seinen Analysen eines »Bigger Picture«. Auch der Brite und Wirtschaftshistoriker Adam Tooze hat auf unzähligen Videos zu dem Thema Interessantes zu sagen, ebenso wie der finanzpolitische Podcast der New York Times.

			13 https://youtu.be/1ts5wJ6OfzA?si=POLH_fbwGwKiTS5Q, das Video hat 4,5 Mio. Clicks. Mindestens ein deutscher Journalist müsste doch auch darunter gewesen sein?

			14 Michael Evry, Global Strategist, Rabobank, 7. November 2024: Macrostrategy vs. Grand Macrostrategy, S. 1: »This report underlines that economic statecraft has returned to the fore again and it fundamentally differs from economic policy.«

			15 Bilaterale Vereinbarungen, über die ausländische Zentralbanken kurzfristig USD über die Federal Reserve beziehen können gegen Hinterlegung ihrer eignen Währung. Das war schon immer ein Instrument zur Stabilisierung des Geldsystems in Krisenzeiten, etwa in der Finanzkrise, weil es Ländern Dollar-Liquidität garantiert, dafür aber US-Assets systemisch unverzichtbar macht.

			16 China war damals bereit, etwa 40 Prozent seiner Währungsreserven von Dollar in Euro umzuschichten, hätte man Eurobonds gemacht, die im Wesentlichen an Deutschland gescheitert sind. Man stelle sich die Liquidität des europäischen Finanzmarktes vor, die daraus entstanden wäre!

			17 So äußert der auch in Deutschland angesehene liberale Historiker Timothy Garton Ash (den ich übrigens persönlich gut kenne!), über Ostern auf seinem Substack-Block Hoffnung darüber, dass die Gerichte und die Universitäten endlich zurückschlagen: https://timothygartonash.substack.com/p/easter-hope-us-courts-and-universities?utm_source=substack&utm_medium=email&utm_cam paign=email-restack-comment&r=1tz8xr&triedRedirect=true

			18 Auch personell kann man diese Bewegung nachzeichnen. So war der langjährige Vorstand der Böll-Stiftung, Ralf Fücks, in seinen Studienjahren ein Bremer Maoist. Während der Bankenkrise um 2012, als die europäische Linke noch gegen die Austeritätspolitik wetterte, schlug sich die Böll-Stiftung schon auf die Seite der Märkte und Banken. Gegen Ende seiner Vorstandstätigkeit galten Ralf Fücks zusammen mit seiner Frau, Marie-Louise Beck, als »Falken« sowohl mit Blick auf die bedingungslose Unterstützung Israels als auch mit einem konsequenten Anti-Russland-Kurs, der vor allem an dem russischen Bürgerrechtler Alexander Nawalny festgemacht wurde. Pro NATO, pro Märkte, pro Groß-Israel: So sehen linke Positionen klassischerweise nicht aus. Ralf Fücks kann man exemplarisch für die transatlantische Unterwanderung einer ganzen Partei nehmen, zumal er als Vorstand der Böll-Stiftung über die programmatische Ausrichtung der Grünen wachte.

			19 Wenn man jetzt noch bedenkt, dass die vermeintliche »Eurokrise«, die eigentlich eine Bankenkrise war, ursprünglich von amerikanischen Trash-Assets ausgelöst wurde, und gleichzeitig die Flüchtlinge die Folge der amerikanischen democracy promotion im Nahen Osten war, könnte man sich zu der Hypothese verleiten lassen, dass beides nicht nur by default oder the law of unintended consequences war, sondern möglicherweise nicht ganz so zufällig. Der Zusammenhang sowie die zerstörerischen Folgen für ganz Europa, seine Wirtschaft ebenso wie seine Gesellschaften kann jedenfalls kaum bestritten werden. Hätte damals ein emanzipiertes Europa Eurobonds gemacht, einen Teil der chinesischen Währungsreserven bekommen, einen liquiden Finanzmarkt geschaffen, dadurch locker die Austeritätspolitik verhindert und sich auch noch gemeinsam gegen die democracy promotion im Nahen Osten gewehrt (Guido Westerwelle hat das 2011 bei Libyen mit seiner Enthaltung im UN-Sicherheitsrat mit Blick auf die »humanitäre Mission« ja sogar versucht!), dann wäre die Geschichte Europas in der letzten Dekade wohl anders verlaufen. Auch die Ereignisse in Syrien seit 2011 bedürfen, aufgrund der eindeutigen Verquickung von democracy promotion und Flüchtlingskrise in Deutschland einer Neubewertung. Die Arbeiten des Briten Piers Robinson, Co-Director of the Organization for Propaganda Studies and Research Director at the International Center for 9/11 Studies sind dafür sehr hilfreich. In meinem in den nächsten Monaten bei Westend erscheinenden, biographischen Buch über Mein Leben mit Europa werde ich darauf eingehen, wie vor allem Deutschland in den Jahren der Bankenkrise politisch versagt und sein Versprechen, nämlich dass deutsche und europäische Einheit zwei Seiten derselben Medaille sind, nicht eingelöst hat. Nicht nur wurde die Austeritätspolitik gegen den europäischen Süden maßgeblich von Deutschland durchgesetzt. Auch baute Deutschland die Pipeline North Stream und bezog mithin preiswertes Gas aus Russland nur für seinen eigenen Wettbewerbsvorteil, ohne etwa Polen miteinzubeziehen. Und schließlich wendete sich die deutsche Wirtschaft dann von dem durch die Bankenkrise wirtschaftlich, gesellschaftlich und politisch verwüsteten Europa ab 2011 mit wehenden Fahnen der 2009 gegründeten BRICS-Formation zu, als sei nichts gewesen. 2011 betrug der deutsche Anteil am europäisch-chinesischen Handel rund 45 Prozent. Das Emporkommen des europäischen Populismus nach der Bankenkrise als Reaktion auf den ökonomischen Nationalismus Deutschlands während der Eurokrise zu bewerten, darf man als Arbeitshypothese für künftige Forschungen aufstellen.

			20 Ich verdanke diese erhellende Einsicht über die Konstanz-Falle einem Kommentar auf LinkedIn von André Schmitt am 17. April 2025, den ich hier – teilweise umformuliert und gekürzt – übernommen habe.

			21 https://voxukraine.org/en/open-letter-to-jeffrey-sachs

			22 Dem man aber, verglichen etwa mit Personen wie Hunter Biden, zugutehalten muss, dass er nicht mit silbernen Löffeln groß geworden ist, sondern offenbar aus sehr ärmlichen Verhältnissen stammt, alles für seine Firmen tut, nicht einmal eine Wohnung, geschweige denn Landsitze oder Schlösser hat, schon mal auf Sofas oder vor seinen Firmentoren übernachtet (zum Beispiel während der Lockdowns während Corona). Und schließlich, dass er wirklich gegen die Verschwendung von Steuergeldern und um Aufklärung von Korruption bemüht ist. Am 4. April 2025 wurde auf Journalisten-Watch berichtet, dass es Elon Musks Team gelungen sei, ein Terabyte gelöschter bzw. wahrscheinlich mutwillig vernichteter Finanzunterlagen der Biden-Administration wiederherzustellen: Namen, E-Mail-Verkehr, Summen der Überweisungen. Große Teile der Bürger in Europa finden dieses Aufräumen gut und wünschen es sich auch in Europa. Wer ein witziges Video über die Oligarchisierung der amerikanischen Politik sehen möchte, wird hier fündig: Lies wide shut. https://youtu.be/o5Xkf8sOR90?si=IdrjAAUpn WGlMvfK

			23 https://www.demokratie-geschichte.de/wp-content/uploads/2020/09/100K_Herwegh.pdf

			Vgl. Georg Herwegh: Werke und Briefe. Kritische und kommentierte Gesamtausgabe, Bd. 3, hg. von Ingrid Pepperle in Verbindung mit Volker Giel u. a., Bielefeld 2019, S. 345f

			24 https://www.mvm-kelmis.be/de/das-museum

			25 Vgl. Ruggero Ranieri, Inside or outside the magic circle? The Italian and British steel industry face to face with the Schuman Plan, and the European Coal, Iron and Steel Community. In: Alan Milward, Francs M. B. Lynch, Frederico Romero, Ruggero Ranieri und Vibeke Sórensen: The Frontier of National Sovereignty, History and Theory 1945–1992, London: Routledge, S. 117 ff. bzw. Alan Milward, The European Rescue of the Nation State, London: Routledge, 1992. Dazu auch Jean Monnet. »Vater eines vereinten Europas«, Teil I, ein 10-seitiger, gut recherchierter Text von Schweizer Anthroposophen, der die Verquickung Jean Monnets mit amerikanischen Diensten und Großbanken gut dokumentiert und Monnet als »Mischung zwischen Gangster und Verschwörer« darstellt. Das passt nicht so recht in die bisherige Geschichtsschreibung oder Lehrbücher an Schulen und Universitäten über die Gründungsphase der EU. Zeitenwenden sind Momente, in denen, neben Atlanten, meist auch Geschichtsbücher korrigiert werden – oder korrigiert werden sollten. Die »Friedenserzählung Europa« jedenfalls – wenn Kohle und Stahl vergemeinschaftet werden, kann kein europäisches Land mehr Stahl kochen, und Panzer bauen, also auch keinen Krieg mehr machen – stand offenbar nicht im Mittelpunkt der Bemühungen der EGKS.

			26 Kaelble möchte mit seiner zahlengeschwängerten Untersuchung eigentlich normativ das Gegenteil zeigen, muss aber einräumen, dass die Zustimmung der EU-Bürger zur EU mit jedem Jahrzehnt mehr absackt.

			27 Der Titel wurde in der Online-Version offenbar inzwischen nachträglich geändert und lautet jetzt etwas dezenter: »Die Rückkehr des Feindes« (25. Februar 2022), weil es der Redaktion inzwischen selbst aufgefallen ist.

			28 Vgl. zum Beispiel https://eem.hu/wp-content/uploads/2025/02/Hungarys-Peace-Proposal-English.pdf. Man kann das natürlich als »sektiererisch« abtun. Oder versuchen zu ergründen, was da in osteuropäischen Gesellschaften außer Populismus eigentlich gärt, und es ernst nehmen.

			29 https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.youtube.com/watch%3Fv%3DoORSX-G-SDo&ved=2ahUKEwi KuJSwueuMAxUJRPEDHXsdGOkQwqsBegQIEhAG&usg=AOvVaw0q5rW ECVklsTtCcGKByRPr

			30 https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://deutschlandneutral.de/&ved=2ahUKEwiphefnu-uMAxVqS_EDHdg KCS0QFnoECBYQAQ&usg=AOvVaw0aMvvC76JpQ0vRKjcQ805Z

			31 https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://de.wikipedia.org/wiki/Joker_(Film)&ved=2ahUKEwijlujU1OuMAxXHS PEDHUooLxgQFnoECCEQAQ&usg=AOvVaw0Cuz05LXs_9QAQsmFe9I_z

			32 Der Roman von Harald Wallach »Verschachtelte Wahrheiten«, der in romanesker Form die wohl eigentliche Wahrheit des Corona-Geschehens erzählt, ist hier sehr aufschlussreich.

			33 In der Schule der Annales von Ferdinand Braudel.

			34 Eigentlich seit einem Jahrzehnt, besonders aber seit 2024, demonstrieren Zehntausende liberale Israelis gegen Netanjahu: https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://www.tagesschau.de/ausland/asien/proteste-netanyahu-israel-100.html&ved=2ahUKEwjI79-e3POAx V3SfEDHWPeHHwQFnoECCMQAQ&usg=AOvVaw1tRQ1G8JfbrkBhEP 52wMAL

			35 Es gibt übrigens einen Verein, der so heißt und der genau das verfolgt: nämlich ein Nachdenken darüber, wie Europa 2049 eigentlich aussehen sollte: www.europa2049.eu

			36 Auch sollte kurz daran erinnert werden, dass alle drei Staaten Pläne hatten, ihren Ölpreis in Euro zu denominieren. Man stelle sich eine Sekunde vor, diese Euro-arabische Kooperation über das Mittelmeer hinweg wäre gelungen, wie lukrativ das für beide Seiten gewesen wäre?
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